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Beginn: 10:04 Uhr

Présidentin Regina van Dinther: Meine Damen
und Herren, ich er6ffne die 114. Sitzung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen und heil3e Sie herzlich
willkommen. Mein Gruf3 gilt auch unseren Gasten
auf der Zuschauertribiine sowie den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der Medien.

Fir die heutige Sitzung haben sich 15 Abgeordne-
te entschuldigt; ihre Namen werden in das Proto-
koll aufgenommen.

Vor Eintritt in die Tagesordnung mdchte ich einen
Hinweis geben: Der bisherige Tagesordnungs-
punkt ,Zlgig beraten und entschlossen han-
deln — Rahmenbedingungen fiir die kommuna-
len Investitionen festlegen® — Drucksache
14/8323 — entfallt, da der Antrag von der antrag-
stellenden SPD-Fraktion zurtickgezogen wurde.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir treten nun in
die Beratung der heutigen Tagesordnung ein.

Ich rufe auf:

1 Bad Bank fir die WestLB zu Lasten der Steu-
erzahler?

Aktuelle Stunde

auf Antrag

der Fraktion der SPD
Drucksache 14/8363

In Verbindung mit:

Keine Wettbewerbsverzerrung zugunsten der
Privatbanken und deren Aktionare gegentber
den oOffentlich-rechtlichen Banken durch
Staatsbeihilfen auf Kosten der Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahler!

Eilantrag
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 14/8364

Die SPD-Fraktion hat mit Schreiben vom 26. Januar
2009 gemalR 890 Abs.2 der Geschéftsordnung
eine Aussprache zu dem oben genannten aktuellen
Thema der Landespolitik beantragt. In Verbindung
damit beraten wir Uber einen Eilantrag der Fraktion
Bundnis 90/Die Grinen.

Ich er6ffne die Aussprache und erteile Frau Wals-
ken das Wort.

Gisela Walsken (SPD): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Das Thema Westdeutsche Landesbank entwi-
ckelt sich in erschreckender Weise und mit rasan-
tem Tempo zu dem Desaster der schwarz-gelben
Finanzpolitik. Ministerprasident Ruttgers und sein

Finanzminister tragen schon heute die Verantwor-
tung fir die immer noch fehlende Neuausrichtung
der Bank, den Abbau von Stellen und den drohen-
den Verlust des Finanzplatzes Dusseldorf und des
Standorts Munster.

(Beifall von der SPD)

Ein beispielloser Zickzackkurs hat die Bank ge-
schwacht und ohne tragfahiges Geschaftsmodell in
die Finanzkrise treiben lassen.

Wir erinnern uns an viele Debatten in diesem Hau-
se. Schon im Koalitionsvertrag 2005 wurde voll-
mundig verkiindet, die Landesbeteiligung an der
WestLB zu verkaufen, weil man die Bank gut aufge-
stellt sah und mit der Geschaftspolitik im Einklang
war.

(Hans-Theodor Peschkes [SPD]: So kann
das im Leben sein!)

Doch schon sehr schnell zeigte sich, dass die Lan-
desanteile nicht wirklich verkauflich waren. Der ge-
winschte private Investor blieb aus.

So erfolgte der erste rasante Kurswechsel bereits
im September 2006, als es plotzlich hiel3; Jetzt kau-
fen wir selber. Damals teilte uns der Finanzminister
mit, dass man plane, sich an der SachsenLB zu
beteiligen. Das war schon damals eine Bank, die
sich in einer Schieflage befand. Gott sei Dank ha-
ben die Sparkassenverbande diesen Unfug verhin-
dert.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Meine Damen und Herren, es folgen misslungene
Borsenspekulationen, die Abberufung des Vor-
standsvorsitzenden und des Risikomanagers sowie
nach langen Diskussionen der einmitige Vorschlag
der Mehrheitseigentimer, der Sparkassenverbande,
zur Fusion mit der Landesbank Baden-Wdurttem-
berg.

Doch Animositaten — anders kann ich das nicht
bezeichnen — zwischen Dr. Rittgers und seinem
Amtskollegen Oettinger verhinderten diesen, wie
sich heute zeigt, vollig richtigen Schritt. Heute ist
klar, dass dieser Schritt hatte erfolgen missen, um
die Bank in der aufziehenden Finanzkrise zu stabili-
sieren.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Damit ist klar, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass
der Ministerprasident dieses Landes die Zukunft der
Bank CDU-internen Scharmitzeln untergeordnet
hat.

(Dr. Robert Orth [FDP]: Wie viele Probleme
hat denn die LBBW?)

Deshalb ist ausschlielich er fur die sich abzeich-
nenden Folgen verantwortlich. Er trégt dafir die
volle Verantwortung.
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Nach monatelangem Gezerre bis Ende des Jahrs
2007 ist nicht klar, wohin die Landesregierung mit
ihnrem wertvollen Asset WestLB will. Doch dann,
kurz vor Weihnachten, wird das Thema zur Chefsa-
che. Der selbst ernannte Arbeiterfiihrer ernennt sich
zum Bankenfihrer. Das ist eine schallende Ohrfeige
fur Herrn Dr. Linssen, eine vernichtende Kommen-
tarlage in der Presse.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Es zeichnet sich mit ,Chefsache” erneut ein Kurs-
wechsel ab. Jetzt Ubernimmt der Chef doch die
Fusion, diesmal mit der Helaba, und er wiinscht sich
den Kauf von Teilen der damals schon erheblich
angeschlagenen IKB.

Meine Damen und Herren, das Ganze, die Chefsa-
che und der ganz neue Ansatz, Fusion mit der He-
laba, hat acht Tage lang gedauert. Denn am
20. Februar erklarten die Mehrheitseigentiimer der
Hessischen Landesbanken: Wir werden nicht fusio-
nieren. Acht Tage lang hat die Chefsache vorgehal-
ten, acht Tage lang war Herr Dr. Rittgers derjenige,
der geglaubt hat, er hatte die Bank in ,trockenen
Tichern®.

Meine Damen und Herren, interessant ist, dass er
damals gesagt hat — das ist mir wichtig —: Jetzt ist
es uns gelungen, hier in diesem Hause die Altlasten
der Vorgangerregierungen aufzurdumen.

(Beifall von der SPD)

Spatestens seit diesem Zeitpunkt gehdrt das Thema
WestLB ausschlieBlich auf diese Seite der Regie-
rungsbank.

(Beifall von der SPD)

Dass auch der Anteilskauf der IKB nicht zum Zuge
kommt, ist klar. Dass mittlerweile der Steuerzahler
und die Sparkassenkunden mit 5 Milliarden € fir die
WestLB birgen und in der Kreide stehen, ist auch
klar. Der Irrweg, das Desaster dieser finanzpoliti-
schen Ausrichtung ist kaum noch zu tberbieten.

Dennoch — das sage ich deutlich — missen wir jetzt
nach vorne schauen. Naturlich muss es einen Weg
geben, der heifldt: Wir missen fusionieren, tUber drei
Landesbanken, spater dann zu einer Landesbank.
Wir mussen dariber diskutieren, ob eine Abspal-
tung notig ist.

Doch fir uns ist klar: Nicht nur Verluste werden
verstaatlicht und kunftige Eigentimer fahren die
Gewinne ein, sondern wir werden sehr sorgféltig zu
Uberprifen haben, wie das neue Geschaftsmodell
aussehen kann. Da es das aber bislang noch nicht
gibt und damit keine Zukunftsperspektive erkennbar
ist, appelliere ich an die Landesregierung, dass sie
endlich ihrer Aufgabe gerecht wird, die Eigentiimer
zusammenzubringen und einen fairen Ausgleich der
Interessen zu erreichen. Die Landesregierung ver-
sagt an dieser Stelle erneut.

(Beifall von der SPD)

Herr Ministerprasident, Herr Finanzminister, lhre
Politik ist zurzeit nicht auf Ausgleich der verschie-
denen Interessen angelegt, sondern im Gegenteil.
Ob bei der Haushaltspolitik, bei der Verwaltungs-
strukturreform, beim Sparkassengesetz oder jetzt
auch wieder bei der WestLB — es ist immer das
gleiche Muster. Sie versuchen, Lésungen durchzu-
setzen zulasten der Kommunen, der Landschafts-
verbande und der Sparkassen. Sie verséhnen nicht,
Sie spalten.

Deshalb setze ich ausdruicklich dagegen: Die Kom-
munen, die Landschaftsverbande und auch die
Sparkassen sind unverzichtbar fur unser Land. De-
ren Interessen missen wir jetzt ebenso im Auge
behalten wie die Interessen des Landeshaushaltes.
Da sitzen wir in einem Boot.

Die Landesregierung trégt die Verantwortung fir
das Ganze, und sie muss deshalb jetzt fur den Inte-
ressenausgleich sorgen. Wir furchten, dass statt-
dessen, um ihren eigenen Kopf zu retten, die Spar-
kassen und die Landschaftsverbéande wieder zu
Opfern bereit sind. Das wird es mit uns nicht geben.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Sollten Sie allerdings bereit sein, umzukehren und
eine Loésung im Interesse aller Anteilseigner der
Bank zu suchen, wenn Sie lhrer Verantwortung fur
NRW als Ganzes gerecht werden, dann werden Sie
uns an lhrer Seite haben. Fur Gesprache, um zu
fairen Lésungen zu kommen, sind wir immer bereit.
— Herzlichen Dank.

(Beifall von der SPD)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,
Frau Walsken. — Fir die Fraktion Blndnis 90/Die
Grunen spricht nun Herr Kollege Becker.

Horst Becker (GRUNE): Frau Préasidentin! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wir haben es heute in
dieser verbundenen Debatte im Zusammenhang mit
der WestLB dem Grunde nach mit zwei Themen zu
tun, zum einen mit der Fragestellung: Warum sind
wir da, wo wir sind? Da — das muss ich deutlich
sagen — teile ich in weiten Teilen das, was die Kol-
legin Walsken lhnen von der Regierungsbank gera-
de ins Stammbuch geschrieben hat.

Zum Zweiten haben wir es mit folgenden Fragestel-
lungen — da gibt es ein Stlick weit eine Verbindung
zum Bund — zu tun: Wie missen wir jetzt, wenn wir
in dieser Situation sind, damit umgehen? Was sind
die Rahmenbedingungen? Und was sind die Rah-
menbedingungen fur &ffentlich-rechtliche Banken in
Abgrenzung zu privaten Banken? Haben wir es
tatsachlich damit zu tun, dass Gleiches gleich be-
handelt wird, oder sind wir in einer Situation, dass
Gleiches ungleich behandelt wird, wenn es bei den
Regelungen bleibt, die die SoFFin zurzeit fur 6ffent-
lich-rechtliche Banken, also fir Landesbanken, hat?
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Lassen Sie mich vorwegschicken: Das ist nicht nur
ein Problem des Landes. Auch dann wére es Ubri-
gens ein Problem, das wir alle haben. In letzter
Konsequenz — wenn man es zu Ende denkt — ist es
vor allem ein Problem der Kommunen und Spar-
kassen. Deswegen sollten wir uns heute auch mit
der Frage beschéftigen: Warum muss Gleiches
gleich behandelt werden? Warum kann die SoFFin
die privaten Banken nicht besserstellen als die 6f-
fentlich-rechtlichen Banken?

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Meine Damen und Herren, ich will wegen der Kiirze
der Zeit versuchen, das anhand weniger Stichworte
zu verdeutlichen: Es ist eben nicht in Ordnung, dass
der Staat Uber die SoFFin die Hypo Real Estate in
letzter Konsequenz ohne Wenn und Aber stitzt,
gleichzeitig aber bei den Landesbanken seine Hilfe
vom Nachweis einer Kernkapitalquote in Hohe von
8 % abhéngig machen will.

Es ist auch nicht in Ordnung, dass die SoFFin die
Commerzbank mit 18,2 Milliarden € stutzt. In Wahr-
heit sind es sogar noch mehr, weil 15 Milliarden €
Garantie hinzukommen. Aber genau diese Com-
merzbank versucht, den 6ffentlich-rechtlichen Spar-
kassen am Markt Kunden abzujagen, indem sie
Festgeldzins Uber dem Marktpreis anbietet, eine
Einlage fir Jugendliche in Héhe von 75 €. Das ver-
offentlicht sie in groRformatigen Werbeanzeigen in
Zeitungen wie der ,Financial Times Deutschland*
oder dem ,Handelsblatt".

(Beifall von den GRUNEN)

Wir haben es praktisch mit einer Umkehr der Situa-
tion zu tun: Die privaten Banken, die in den letzten
Jahren gegen die Gewahrtragerschaften fir die
offentlich-rechtlichen Banken Sturm gelaufen sind,
operieren heute mit einer faktischen Gewahrtrager-
schaft, die die offentlich-rechtlichen Banken nicht
haben. Meine Damen und Herren, das geht nicht.
Dass das nicht geht, will ich im weiteren Verlauf
meiner Ausfiihrungen mit den Operationen begrin-
den, vor denen wir stehen.

Im Zusammenhang mit der von der sogenannten
Fusionsbank abgespaltenen Bank wird der Begriff
Bad Bank benutzt. Das ist, wie ich meine, ein Beg-
riff, der viel eher auf die privaten Banken dann zu-
trifft, wenn sie die sogenannten toxischen, struktu-
rierten Wertpapiere auslagern, wahrend es hier in
der Hauptsache um die Papiere geht, die zum Bei-
spiel durch den Abwertungsdruck bei Staatsanlei-
hen abgewertet werden, oder um die sogenannten
Study Loans, den Studienbirgschaften in den USA,
die alle fur das Ende der Laufzeit eine garantierte
Auszahlungssumme haben.

Hinzu kommen die Phoenix-Anteile in den Blichern
der WestLB. Denken wir das einmal zu Ende: Wie
sieht die Alternative aus? — Kame das nicht unter
den Rettungsschirm der Bundesregierung — im Ge-
gensatz zum ersten Anteil der CDS-Papiere —, wére

die Alternative, dass die Sparkassen und damit
letztendlich die Kommunen in die Zwangslage ver-
setzt wirden, bei der Garantie der SoFFin fir die
Kernkapitalquote mitmachen zu missen. Oder sie
mussten ihren Anteil zu Gunsten des Landes ver-
ringern, weil selbstverstandlich das Land — wenn es
das alleine ibernehmen wiirde — das im Zweifelsfall
von den Landschaftsverbanden und Sparkassen
verlangen wiirde.

In beiden Fallen hatte es Auswirkungen, besonders
dann, wenn sich das am Ende in der Eigenkapital-
quote der Sparkassen auswirkt und die Eigenkapi-
talquote der Sparkassen mit der Folge abgesenkt
werden musste, dass am Markt sofort weniger Kre-
dite ausgerechnet von denen ausgereicht wirden,
die zurzeit die Kreditversorgung der heimischen
Wirtschaft noch gewahrleisten, Ubrigens wieder im
Gegensatz zu den privaten Banken, die das trotz
der staatlichen Hilfen weitestgehend nicht leisten.

Meine Damen und Herren, wir sind der Auffassung,
dass eine solche Aufspaltung unter klaren Regelun-
gen vernunftig ist. Das &ndert Gberhaupt nichts an
unserer Kritikk an der Landesregierung, die uns in
der Tat mit ihrem Handeln in weiten Teilen dorthin
gebracht hat. Aber nach vorne orientiert miissen wir
insbesondere fir die Staatsbirgschaften eine L6-
sung schaffen, die dem Abwertungsdruck unterlie-
gen. Wir missen diese Losung in einer Art und
Weise schaffen, dass die offentlich-rechtlichen Ban-
ken am Markt nicht benachteiligt werden.

(Beifall von den GRUNEN)

Ich bin gespannt darauf, wie Sie vonseiten der CDU
und der FDP — vor allem vonseiten der FDP — heute
darauf reagieren. Ich sage es ganz deutlich: Ich
wirde mir wiinschen, dass sich auch die SPD mit
dieser Frage noch einmal auseinandersetzt. Denn
abseits der aus meiner Sicht nachvollziehbaren
Fragestellung, ob man als Bundesregierung den
Landern helfen sollte — insbesondere dem Land
Nordrhein-Westfalen, wie es sich in den letzten
zwolf Monaten aufgestellt hat —, geht es jetzt vor
allen Dingen darum, dass der offentlich-rechtliche
Sektor nicht in eine umgekehrte Fairnessliicke gerat
— ich hatte es vorhin ausgefiihrt — und letztendlich
den Preis dafur zahlt, dass die privaten Banken
faktisch mit einer Gewahrtragerschaft ausgestattet
werden, wahrend die 6ffentlich-rechtlichen Banken
von den gleichen privaten Banken in den letzten
Jahren deswegen in der EU-Kommission bis aufs
Messer bekampft worden sind.

(Beifall von den GRUNEN)

Letzte Bemerkung zur EU: Sie und wir alle wissen,
dass es vor dem Hintergrund des Drucks, den die
EU durch Frau Kroes in dieser Sache nach wie vor
macht, natirlich nétig ist, eine Fusion mit anderen
Landesbanken, mit anderen o&ffentlich-rechtlichen
Banken hinzubekommen. Wir werden das nicht
anders schaffen, als dass wir die WestLB mit ihren



Landtag
Nordrhein-Westfalen

13254

30.01.2009
Plenarprotokoll 14/114

alten Risiken auf die beschriebene Art und Weise
entlasten. Wir werden das nur schaffen, wenn unse-
re Kommunen und Sparkassen nicht unbotmafRig
benachteiligt werden. Darum sollten wir uns gegen-
Uber dem Bund, gegentiber der schwarz-roten Bun-
desregierung gemeinsam bemuhen.

Wir sollten uns im weiteren Verlauf sicherlich des
Ofteren mit den Fehlleistungen der Landesregie-
rung auseinandersetzen, aber an diesem Punkt
vielleicht versuchen, gemeinsam Verbesserungen
zu erreichen. — Schénen Dank.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,
Herr Becker. — Fir die CDU-Fraktion spricht der
Kollege Weisbrich.

Christian Weisbrich (CDU): Frau Prasidentin! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, es wird
hochste Zeit, dass wir die Debatte um die WestLB
wieder vom Kopf auf die Fiil3e stellen.

(Martin Bérschel [SPD]: Da sind Sie der Rich-
tige!

Meine Damen und Herren, fast alle Banken — egal
ob offentliche oder private Banken — befinden sich
derzeit in erheblichen Schwierigkeiten. Das hat
Uberhaupt nichts mit der WestLB zu tun. Die
WestLB befindet sich eher weniger in Schwierigkei-
ten als andere Landesbanken.

(Beifall von CDU und FDP)

Und dennoch ist der offentliche Eindruck genau
umgekehrt. Denn unsere Landesbank — entschuldi-
gen Sie eine klare Ansprache — wird von manchen,
die sie schitzen sollten, jede Woche aufs Neue
durch den Dreck gezogen. Meine Damen und Her-
ren, fir das, was insbesondere die SPD-Fraktion
seit Jahr und Tag mit unserer Landesbank veran-
staltet, fehlt mir jedes Verstandnis.

(Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Ach, wir
sind das gewesen?)

Landtag und Landesregierung haben gemeinsam
die Aufgabe, das Wohl des Landes zu mehren und
Schaden von ihm fernzuhalten.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Machen Sie das
doch! — Ursula Meurer [SPD]: Es wird Zeit,
dass Sie das endlich tun!)

— Da konnen Sie zetern, so viel Sie wollen. — Das
bedeutet auch, Landesvermégen gemeinsam nach
besten Kréaften zu schitzen. Mit wéchentlichen He-
xenjagden oder Walpurgisnachten, wie Sie, verehr-
te Frau Kollegin Walsken, das hier immer wieder
veranstalten, hat das tiberhaupt nichts zu tun.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Dann mussen ja
Hexen vorhanden sein! — Weiterer Zuruf von
Gisela Walsken [SPD])

Damit ist diesem Ziel nicht gedient. Damit muss
irgendwann einmal Schluss sein, am besten sofort.

(Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Herr Kolle-
ge, Sie lassen nach!)

Meine Damen und Herren, so viel Wichtigtuerei und
so viel unsinniges Gequatsche um die WestLB gibt
es um kein anderes Bankinstitut und in ganz
Deutschland nicht.

(Beifall von der CDU)

In anderen Bundeslandern gehen Politiker aller
Couleur mit ihrer Verantwortung offenbar ganz an-
ders um als unsere Sozialdemokraten. Das muss
Ihnen doch eigentlich zu Denken geben.

(Johannes Remmel [GRUNE]: Frechheit! —
Unruhe)

Das muss lhnen doch zu denken geben. Schauen
Sie sich die Probleme um die Bayerische Landes-
bank

(Ursula Meurer [SPD]: Wer hat von virtuellem
Geld gesprochen? — Gisela Walsken [SPD]:
Chefsache!)

und um die LBBW an.

(Gisela Walsken [SPD]: Chefsache! — Weite-
re Zurufe von der SPD — Unruhe — Glocke)

Da bemiiht man sich auf Landesebene um Ruhe,
Sie aber machen nichts als Klamauk. Damit muss
Schluss sein!

(Zuruf von der SPD: Chefsache ohne Chefl)

Meine Damen und Herren, was unsere Bank jetzt
braucht, ist Ruhe und Besonnenheit. Neue Starke
kann sie nicht gewinnen, wenn ihre Strategien 6f-
fentlich erdrtert werden, wie Sie das immer wieder
verlangen, damit jeder Wetthewerber sie dann be-
gquem durchkreuzen kann. Und neues Vertrauen
kann sich auch nicht bilden, wenn aus den eigenen
Reihen standig Angste verbreitet werden.

Was haben Sie, meine Damen und Herren von den
Sozialdemokraten, sich eigentlich bei der Uber-
schrift lhres heutigen Antrages gedacht? Warum
reden Sie im Zusammenhang mit der WestLB Uber-
haupt von einer ,Bad Bank"?

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das hat etwas mit
Ilhnen zu tun!)

Warum versuchen Sie den Anschein zu erwecken,
als stiinden hier erneut...

(Zuruf von Rainer Schmeltzer [SPD])

— Sie haben das doch gar nicht kapiert, Herr
Schmeltzer.
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(Beifall von der CDU — Rainer Schmeltzer
[SPD]: Das merken wir an lhrer Rede, wer
was nicht kapiert hat!)

Warum versuchen Sie den Anschein zu erwecken,
als stiinden hier erneut 80 Milliarden € zu Lasten
der Steuerzahler im Feuer? — Sie wissen doch ge-
nau, welche Auflagen zur Verkirzung der Bilanz-
summe die EU-Kommission gemacht hat. Von einer
guten Fusionsbank und von einer schlechten Kon-
solidierungsbank zu reden, ist geradezu geschéfts-
schadigend.

Die vom Vorstand angedachte Konsolidierungsbank
Ubernimmt alle die Geschéftsbereiche und Finanz-
produkte — Herr Becker hat das ja halbwegs zutref-
fend dargestellt —, die kinftig auslaufen sollen, weil
sie nicht zum Kerngeschaft einer 6ffentlich-
rechtlichen Bank gehéren. Punkt. Das hat udber-
haupt nichts mit ,schlecht”, mit pl6tzlich aufgetauch-
ten zusétzlichen Risiken oder mit zu erwartenden
Verlusten zu tun. Das wissen Sie doch genau. Des-
halb sollten Sie sich davor hiiten, die Bank oder
auch nur diesen Teil der Bank leichtfertig schlecht
zu reden.

(Martin Borschel [SPD]: Das hat er nicht ka-
piert! — Weitere Zuruf von der SPD: Wer hat
seine Rede geschrieben? — Hans-Theodor
Peschkes [SPD]: Er selbst!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Antrag der
Grunen-Fraktion ist gegenuber dem Primitivniveau
der SPD-Argumentation von einem ganz anderen
Kaliber. Das muss ich ehrlich sagen. Herr Becker,
man braucht die Bewertung nicht in allen Punkten
zu teilen. Das wird der Finanzminister sicherlich im
Einzelnen darstellen. Doch in einem Punkt — das
sage ich ganz klar — besteht vdlliges Einvernehmen:
Es darf nicht sein, dass die WestLB bei ihren Kon-
solidierungsbemihungen vom SoFFin schlechter
behandelt wird als Privatbanken oder andere Lan-
desbanken. Das darf nicht sein.

(Beifall von der CDU)

Ob das nun, wie von den Griinen unterstellt, tat-
séchlich so ist, vermag ich, Herr Becker, nicht ab-
schlieRend zu beurteilen. Vermeintliche Faktenlage
ist nicht Entscheidungslage Uber Antrage der
WestLB. Entschieden wurde meines Wissens in
Berlin jedenfalls bisher nichts.

Meine Damen und Herren, die EU verlangt von der
WestLB eine Verkiirzung der Bilanzsumme durch
Konzentration auf ihr Kerngeschaft. Das erfordert
geradezu — Herr Becker, das haben Sie auch so
gesehen — eine Aufspaltung in Konsolidierungs- und
Fusionsbank, damit nicht wertvolles Vermdgen ver-
schleudert werden muss. Der andere Weg, um die-
ses Ziel zu erreichen, ware doch, Wertpapiere jetzt
unter Wert abzustoRen. Damit kann doch nieman-
dem gedient sein. Wir brauchen also eine Konsoli-
dierungsbank. Die Eigentumer sind in ihrer ganzen
Breite dazu grundséatzlich bereit. Doch sie erwarten

vom Bund naturlich, dass er sie auf diesem Weg
ohne die Vorbedingung einer Erhdhung des Kern-
kapitals auf 8 % aus Gesellschaftermitteln unter-
stitzt. Gegenuber den Anteilseignern anderer Insti-
tute, Commerzbank und Hypo Real Estate — das ist
schon angesprochen worden — hat er diese Forde-
rung schlief3lich auch nicht erhoben.

Ein anderes Vorgehen des SoFFin kdnnte als Ver-
such — darin stimme ich mit lhnen durchaus Uberein,
Herr Becker — einer Enteignung der Sparkassen
verstanden werden. Das wére — ich sage es vor-
sichtig — in héchstem MaRe unfair und ungerecht,
denn unsere Sparkassen sind die Letzten, die an
dieser Situation ein Verschulden haben.

(Beifall von der CDU)

Meine Damen und Herren, anstatt den Verhand-
lungsfiihrern, dem Finanzminister, dem Aufsichts-
ratsvorsitzenden der WestLB, sténdig Knuppel zwi-
schen die Beine zu werfen, sollten wir ihnen ver-
trauen und jede Unterstiitzung zusichern, sobald
diese Unterstiitzung nach dem Stand der Verhand-
lung geboten ist.

(Martin Borschel [SPD]: Weil Sie blindes Ver-

trauen zeigen! — Hans-Theodor Peschkes
[SPD]: Das ist dem Minister ja selbst pein-
lich!)

Wir sollten uns hier nicht stédndig wie unbefugte
Koche, die im Brei herumrihren, auffihren. Wir
sollten die Leute, die dazu berufen sind, verhandeln
lassen, sollten ihnen vertrauen und ihnen dann die
Ruckendeckung und die Unterstiitzung geben, die
sie im entscheidenden Augenblick brauchen. Wir
sind auf jeden Fall im Interesse des Landes und der
Bank dazu bereit. — Ich bedanke mich fir lhre Auf-
merksamkeit.

(Beifall von CDU und FDP — Hans-Theodor
Peschkes [SPD]: Das war ja ein tosender
Applaus!)

Prasidentin Regina van Dinther: Herzlichen Dank,
Herr Weisbrich. — Fur die FDP-Fraktion spricht nun
die Kollegin Freimuth.

Angela Freimuth (FDP): Verehrte Frau Prasidentin!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Als ich den Antrag der SPD
gelesen habe, habe ich mich erst einmal gefragt,
was das zu dieser Zeit soll. Diese Frage haben wir
uns sicherlich schon haufiger gestellt. Wir haben
wieder einmal den Ausfiihrungen der Kollegen der
SPD-Fraktion entnehmen kdnnen, dass aus lhrer
Sicht eine Fusion mit der LBBW das Heilbringende
ist. Konstruktive Vorschlage vermissen wir bedauer-
licherweise.

(Norbert Rémer [SPD]: Ochl)
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Deswegen will ich mich dazu nicht grol3 aufRern.
Einige Anmerkungen sind aber wohl doch zu ma-
chen.

Sie wissen ganz genau, dass der Finanzminister fur
das Land Nordrhein-Westfalen taglich und engagiert
Gesprache uber die Zukunft der WestLB fiihrt. Wir
alle haben gerne so frih wie moglich Ergebnisse
dieser Gesprache, die dann auch kommuniziert
werden kdnnen.

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen, wie das eben bei
Gesprachen und Verhandlungen so ist: Ergebnisse
kénnen nicht sofort verlangt werden. Wir haben als
Landtag, als Parlament, als Haushaltsgesetzgeber
das Recht, Uber Ergebnisse von Verhandlungen
informiert zu werden. Das sollte aber nicht auf der
Grundlage von Spekulationen in den geschéatzten
Medien erfolgen. Wir sollten Berichte und Ergebnis-
se nicht auf der Grundlage von Zwischenstands-
meldungen vorgelegt bekommen. Das waren dann
nur vermeintliche Ergebnisse, die entweder noch
keine richtigen Ergebnisse sind, also noch nicht
zwischen den Verhandlungspartnern verabredet
sind, oder die spatestens bei Verdéffentlichung die-
ser ,Ergebnisse* obsolet sind.

Deswegen komme ich auch zu der traurigen Bewer-
tung, dass das hier eine reine Showdebatte ist.

(Zuruf von der SPD: Nein, das ist sie nicht!)

Sie hat keinen sachlichen Hintergrund und bringt
zum jetzigen Zeitpunkt auch keinen Gewinn.

Der Antrag der Kollegen der Fraktion Biindnis 90/Die
Grinen ist schon differenzierter zu beurteilen. Auch
der Wortbeitrag des Kollegen Becker — mit dem ich
oft nicht Ubereinstimme, aber heute muss das, glau-
be ich, ausdriicklich gesagt werden — hat sehr wohl-
tuend und sehr differenziert einige Fragen aufgewor-
fen. Ich bedanke mich auch ausdriicklich fir die Be-
reitschaft, konstruktiv an einer Losung mitzuarbeiten.

Es besteht sicherlich Einigkeit, dass niemand in
diesem Hause wollen kann, dass private Banken
bei der Hilfegewahrung durch den SoFFin bevor-
zugt werden. Ich komme aber, Herr Kollege Becker,
auch zum jetzigen Zeitpunkt nicht zu lhrer Bewer-
tung und méchte lhnen das kurz erlautern.

Der SoFFin verlangt von den Hilfenehmern in der
Regel eine Eigenleistung. Das ist auch notwendig,
damit er von der EU-Kommission unter beihilfe-
rechtlichen Gesichtspunkten genehmigt werden
konnte. Sie haben ja auf die Problematik der EU in
Ihrem Beitrag hingewiesen. Das heifdt, jede Bank,
die Hilfen in Anspruch nimmt, muss daftr auch ei-
nen angemessenen Preis entrichten. Auch die
Commerzbank bekommt die stille Einlage ja nicht
geschenkt, sondern muss sie mit stolzen 9 % ver-
zinsen. In Anbetracht des aktuellen Zinsniveaus ist
das durchaus ordentlich.

Will man Fehlallokationen von Kapital so weit wie
moglich vermeiden, ist es auch zwingend notwen-
dig, die Gewahrung von Beihilfen solcher Art immer
an die Erbringung von Eigenleistungen zu knupfen.
Diese werden vom SoFFin individuell und auf den
einzelnen Fall angepasst angewandt. Das ist vom
Grundsatz her aus unserer Sicht auch absolut rich-
tig.

Auf der anderen Seite muss man natirlich feststel-
len, dass es vdllig wettbewerbsneutrale Staatsein-
griffe auch bei besten Absichten wohl niemals ge-
ben wird. Denn es handelt sich immer um Eingriffe
in einen Markt, der nach festgesetzten Regeln
agiert, die in unserem Fall der Gesetzgeber vorge-
geben hat.

Wir haben hier im Parlament schon oft Uber die
Ursachen und die Verantwortung gesprochen. Wir
haben dartber diskutiert, dass die Ursachen der
derzeitigen Krise bei dem einen oder anderen Insti-
tut nicht nur bei den Banken allein zu suchen sind,
sondern auch bei der Aufsicht.

Meine Damen und Herren, wir sollten in der Debatte
grundséatzlich nicht den Eindruck erwecken, als ob
alle privaten Banken ,Bad Banks" und dort alle Risi-
ken selbstverschuldet sind und die offentlich-
rechtlichen Banken die Guten sind, die immer un-
verschuldet in diese Notlagen geraten sind. Wenn
wir uns das im Detail anschauen und auch in die
Geschichte der o6ffentlich-rechtlichen Institute hi-
neingehen, muss man der Lauterkeit halber sagen,
dass es auch dort eigenes unternehmerisches Ver-
schulden und Fehleinschétzungen von Entwicklun-
gen gegeben hat.

Meine Damen und Herren, der Landtag saf® und
sitzt bei den Verhandlungen leider oder zu Recht
nicht mit am Tisch.

(Gisela Walsken [SPD]: Was denn nun?)

Diese Aufgabe nahm und nimmt die Landesregie-
rung fir das Land Nordrhein-Westfalen wahr. Be-
reits in der Vergangenheit hat sie die Interessen des
Landes dabei so gut wie méglich vertreten.

So haben wir bereits Anfang 2008 die problemati-
schen Wertpapiere in Hohe von 23 Milliarden € aus
der WestLB ausgegliedert. Der neue Vorstandsvor-
sitzende der WestLB Heinz Hilgert arbeitet schon
seit Monaten an der Neuausrichtung des Ge-
schaftsmodells, damit im operativen Geschaft — und
das durchaus in einem momentan nicht ginstigen
wirtschaftlichen Umfeld — Uberhaupt noch Geld
verdient werden kann.

Die Eigentiimer haben einen schmerzhaften Perso-
nalabbau beschlossen, der noch lange nicht abge-
schlossen ist. Wir haben viele Schritte schon ge-
meinsam eingeleitet, und zwar zu einem Zeitpunkt,
als viele noch gar nicht registriert hatten, welche
Ausmalle denn diese Finanzkrise mdglicherweise
einmal annehmen wurde. Eine solche Rosskur, wie
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sie die WestLB derzeit durchlauft, steht vielen ande-
ren Instituten sicherlich noch bevor, und zwar 6ffent-
lichen und privaten.

Ich empfehle an dieser Stelle auch die Lektire der
.Rheinischen Post“ vom 24. Januar. Darin werden —
sehr lesenswert — die MafRnahmen, die die Eigen-
timer in diesen Tagen und Monaten vornehmen,
um die WestLB zu retten und damit fir alle Eigen-
timer die schlimmsten Konsequenzen abzuwehren,
und zwar nicht nur fir das Land, sondern auch fir
die Landschaftsverbande, fur die Sparkassen und
damit fir die Kommunen, als sinnvoll, richtig und
richtungweisend bezeichnet.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie herzlich,
dass wir Debatten dieser Art in Zukunft nur dann
fihren, wenn es tatsachlich auch substanzielle
Sachverhalte und Tatsachen gibt, auf deren Grund-
lage wir uns dann I6sungsorientiert unterhalten kon-
nen.

Wir wollen Vorschlage zur konzeptionellen Weiter-
entwicklung und Maoglichkeiten, wie wir unseren
Sparkassen und Kommunen helfen, aber auch die
Vermoégensinteressen des Landes wahren kdnnen,
gemeinsam diskutieren. Das ist eine grol3e Heraus-
forderung.

Ich sage ausdrucklich in Richtung der Kollegen von
der SPD: Ich sehe dort auch den Bundesfinanzmi-
nister in der Pflicht; denn er hat in seiner Zeit als
Finanzminister und als Ministerprasident dieses
Landes seine eigenen Beitrage zu den Fehlentwick-
lungen und der Fehlaufstellung bei der WestLB
geleistet. — Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der FDP)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,
Frau Freimuth. — Fir die Landesregierung spricht
jetzt der Finanzminister, Herr Dr. Linssen.

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister. Frau Préasi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir haben einen Beitrag der Sprecherin der SPD
gehort, der mit dem Antrag eigentlich Uberhaupt
nichts zu tun hatte.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist wie mit lh-
ren Spruchen und der tatséchlichen Politik!)

Im dritten Absatz des Antrags wird nadmlich mit gro-
Ber Sorge darauf hingewiesen, dass wir uns drin-
gend mit der Frage befassen missten, welche
Auswirkungen eine solche Struktur, das heil3t die
Ausgliederung in eine Fusionsbank und eine Konso-
lidierungsbank, auf den Landeshaushalt und damit
auf die Steuerzahler in NRW hat.

Frau Walsken, ich habe gedacht, Sie wirden jetzt
vielleicht einmal einen konstruktiven Beitrag dazu
leisten und sagen, wie Sie sich das vorstellen.

(Gisela Walsken [SPD]: Ich? Sie regieren,
Herr Minister! Aber wir kdnnen tauschen!)

Sie haben lhre Redezeit genutzt, um hier lhre dbli-
chen Tiraden loszuwerden.

(Zuruf von der SPD: Herr Minister, das ist
doch nicht Ihr Niveau! — Gisela Walsken
[SPD]: Immer dasselbe!)

Da Sie die Gelegenheit genutzt haben, um uns hier
wieder Vorwirfe zu machen, darf ich Ihnen noch
einmal in Erinnerung rufen, dass es seit 2001 be-
kannt war, dass Anstaltslast und Gewahrtragerhaf-
tung wegfallen wiirden, dass dies im Juli 2005 auch
der Fall war und dass es in der Zwischenzeit sicher-
lich genliigend Gelegenheiten gegeben hétte, um
das Geschéaftsmodell an die neuen Verhéltnisse
anzupassen. Stattdessen haben Sie in den Bilanzen
der WestLB von 2002, 2003 und 2004
4,8 Milliarden € effektive Verluste eingefahren

(Gisela Walsken [SPD]: Sie doch!)

und haben es selbst bei diesen Verlusten noch nicht
einmal fir notwendig gehalten, am Geschéaftsmodell
irgendetwas zu verandern. Sie haben uns also ein
wahres Desaster hinterlassen, an dem auch die
2,5 Milliarden € Kapitalerhéhungen in den Jahren
2004 und 2005 wenig geéndert haben. Die Bank
ging mit schlechten Voraussetzungen in die Zeit ab
2006.

Sie haben dann erwédhnt — vielleicht nicht mehr so
vehement wie friher —, dass Sie mit Baden-
Wirttemberg den richtigen Partner meinten gefun-
den zu haben. Wir haben von Anfang an aus vieler-
lei Grinden davor gewarnt. Ich glaube, dass sich
das heute als vollig richtig darstellt. Sie werden
sicherlich in den nachsten Wochen noch Gelegen-
heit nehmen, lhr Urteil von damals zu revidieren.

Sie haben auf die Bemuhungen um eine Fusion mit
der Helaba hingewiesen. Ja, das war im Dezember
2007 und Januar 2008. Leider ist dies durch den
Mehrheitseigentiimer — die Helaba gehért zu 85 %
dem Sparkassen- und Giroverband Hessen-
Thiringen — innerhalb dieser kurzen Zeit kaputtge-
macht wurden; denn es ging damals mehr darum, in
Hessen die Kampagne ,Kickt den Koch* zu installie-
ren, als sich mit den tatséchlichen Verhaltnissen der
WestLB auseinanderzusetzen.

(Zurufe von der SPD)

Wir hatten schon damals angekindigt, dass wir die
Papiere ausgliedern wiirden — so, wie wir es mit der
Schaffung der Phoenix-Struktur gemacht haben —,
was dann zum 31. Méarz 2008 auch geschehen ist.

Wir alle wissen, dass die gegenwartige Struktur der
Landesbanken nicht zukunftsfahig ist. Wir alle wis-
sen, dass durch die Finanzmarktkrise der Druck auf
den Landesbankensektor, eine Konsolidierung vor-
zunehmen, weiter zugenommen hat. Es ist sicher-
lich richtig — so ist es auch im Papier der Verbands-
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vorsteher vom 10. November 2008 festgehalten —,
dass man versuchen muss, Synergien herbeizuftih-
ren, Kernkompetenzen zu biindeln und womdglich
eine funktionale Aufgliederung vorzunehmen.

Das alles ist nicht von ungefédhr so gekommen. Es
ist auch von uns immer wieder so vorgetragen wor-
den, vor allem vom Vorstandsvorsitzenden, Herrn
Hilgert.

Meine Damen und Herren, wir befinden uns mit
dieser Auffassung in vollstandigem Einvernehmen
sowohl mit den Verbandsvorstehern der Sparkas-
senverbande als auch mit dem SoFFin, der EU-
Kommission und den Ratingagenturen. Ich glaube,
dass das Modell, das wir vorschlagen, richtig ist. Im
Ubrigen ist das nicht etwas, was allein die WestLB
vornehmen muss, sondern was selbstverstandlich
auch die Fusionspartner leisten missen. Sie héren
jeden Tag neue Nachrichten Uber das, was bei den
einzelnen Banken los ist.

Naturlich unterscheidet sich das Modell, das wir
jetzt vorgestellt haben, essenziell von dem, was wir
im Fruhjahr 2008 mit der Phoenix-Struktur und der
Ausgliederung wirklich toxischer Papiere gemacht
haben. Ja, so war es. Hier werden jetzt risikobehaf-
tete Papiere ausgegliedert oder auch Kredite, die
nicht mehr zu den Kernaktivitdten der Bank, wenn
sie denn in eine Fusion gehen soll, gehéren. So
werden die Uberlegungen sicherlich auch bei ande-
ren Banken sein.

Ich glaube, dass wir ein Jahr weiter sind als andere;
denn wir haben diese Auslagerung sehr friih betrie-
ben. Und ich glaube, selbst die Kritiker von damals —
Sie haben ja dagegen gestimmt — werden heute
sehen, dass das tatséchlich eine Blaupause fur an-
dere ist und dass es der einzig richtige Weg ist, um
nicht permanent Kapital nachschieben zu missen;
denn wir sind dann nicht den Abwertungen eines
jeden Monats ausgesetzt.

Meine Damen und Herren, zu den Zahlen, wie viel
ausgegliedert ist, kann man, wenn man seriés ist,
das, was geschrieben worden ist, weder dementie-
ren noch bestéatigen, weil die Bank dabei ist, genau
die Papiere und Kredite zu benennen. Wir werden
uns im Aufsichtsrat am 6. Februar, also in wenigen
Tagen, damit beschaftigen.

Von der Ausgliederung betroffen sind natirlich auch
Wertpapiere, bei denen aufgrund der Marktverwer-
fungen kinftig weitere Rating-Herabstufungen
kommen kdnnen, wenn sich der Markt weiter nega-
tiv entwickelt. Naturlich wird auch tber eine Garan-
tie der Alteigentiimer nachgedacht.

Frau Walsken, Sie haben sich hierhin gestellt und
gesagt, das alles dirfe nicht zulasten der Land-
schaftsverbdnde und der Sparkassen gehen. Das
ist nett gesprochen.

(Gisela Walsken [SPD]: Das war sehr viel dif-
ferenzierter!)

— Dann darf ich Sie einmal fragen: Zu wessen Las-
ten soll es denn gehen? — Ich habe dem bisher
eigentlich nur enthehmen kénnen, dass es dann,
bitte schon, zulasten des Landeshaushalts gehen
kann.

(Gisela Walsken [SPD]: Wo haben Sie das
enthommen?)

— Weil Sie nur die Eigentumer erwdhnt haben, zu
deren Lasten es nicht gehen soll. Der Umkehr-
schluss ist, dass es zulasten des Landeshaushaltes
gehen soll.

(Zuruf von Gisela Walsken [SPD])

Ich habe in den Bemerkungen von Herrn Becker
zumindest erkennen kdnnen, dass er natirlich den
SoFFin sieht. Den sehen wir natirlich auch. Sie
wissen auch, dass jeden Tag Bemuhungen in Berlin
laufen, wie man tatsachlich den Interbankenmarkt
flotter machen kann, als er heute ist. Natirlich wer-
den auch heute Morgen wieder neue Modelle eror-
tert, um hier hilfreich sein zu kdnnen.

Wenn Sie Bundestagsabgeordneter wéaren, wirden
Sie vermutlich auch nicht jeden Schrott in lhre BU-
cher bekommen wollen. Die Kollegen, die sich
demné&chst von hier nach Berlin verandern, werden
dafur vielleicht sogar noch etwas mehr Verstandnis
haben. Also muss man versuchen, da zusammen-
zukommen.

Meine Damen und Herren, die Frage einer Beteili-
gung von SoFFin, ob kapitalmé&Rig, ob bei der Fi-
nanzierung solcher Volumina, ist Gegenstand von
vielen Gesprachen, die mit Intensitét, aber auch mit
Ruhe gefiihrt werden, weil — das hat Herr Kollege
Weisbrich hier gesagt — die Bank sich natlrlich in
einer relativ besseren Situation befindet als viele
andere dank der Aktivitaten, die wir vor allen Dingen
im vorigen Frihjahr entwickelt haben. Sie ist sowohl
hinsichtlich der Eigenkapitalkennziffern

(Gisela Walsken [SPD]: Eigenkapitalquote
heil3t das!)

als auch in Sachen Liquiditat, wie ich vermute, bes-
ser aufgestellt als viele andere, was aber nicht hei-
Ben soll, dass wir irgendwo an Stand-alone-
Lésungen denken, sondern wir sind mit Intensitat
dabei, ein Verbundmodell mit anderen zu kreieren.

Wir haben im Ubrigen als WestLB bisher ,nur* einen
Antrag auf Garantien gestellt. In der Zwischenzeit ist
auch die Anforderung an die Eigenkapitalquote von
8 % auf 7 % herabgesetzt worden, ubrigens nicht
vom Bund initiiert, sondern tatséchlich diesmal so-
gar von der EU.

Ich hatte Sie in der Telefonkonferenz in der vorigen
Woche dariber informiert, die ich am vorigen Mon-
tag angekindigt hatte und die dankenswerterweise
von der Vorsitzenden fir Freitag terminiert wurde.
Frau Walsken, bei der Gelegenheit méchte ich ger-
ne vor der Offentlichkeit einmal berichten, wie Ihre
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Arbeitsweise ist. Da ist eine Telefonkonferenz um
11 Uhr, in der ich Sie Uber das, was wir gemacht
haben und was wir vorhaben, vertraulich unterrich-
te. Dann bekomme ich eine Stunde spéter von Ih-
nen eine Presseerklarung, dass doch diese Landes-
regierung nun einmal endlich aus den Striimpfen
kommen misste und endlich zeigen musste, wie sie
denn das alles machen sollte.

(Gisela Walsken [SPD]: Genau!)

Das ist zutiefst unseridos, Frau Walsken. Das ist
einfach kein Stil.

(Beifall von CDU und FDP — Gisela Walsken
[SPD]: Dartiber haben Sie sich geargert!)

Die Fraktion Bundnis 90/Die Griinen hat sicherlich
vielfaltige Informationen sowohl aus der Presse als
auch sicherlich von bestimmten Vertretern unserer
Miteigentimer erhalten — das kann man dem Antrag
entnehmen — und hat sich das, was vor allen Din-
gen von dem Prasidenten des Sparkassen- und
Giroverbandes vorgetragen wird — hier drohe eine
Diskriminierung des offentlich-rechtlichen Sektors —,
zu eigen gemacht. Ich glaube, dass die Wahrheit
etwas anders aussieht und moéchte lhnen das klar
sagen. Man muss immer beide Seiten hdren, Herr
Becker. Das ist im Leben immer gut.

Sie schreiben in dem Antrag, dass die Commerz-
bank mit 18,2 Milliarden € geflttert worden sei.
Dann darf ich |hnen sagen, dass von den
18,2 Milliarden 16,4 Milliarden mit 9 % verzinst wer-
den mussen. Herzlichen Glickwunsch! Da ist keine
Wettbewerbsverzerrung im Markt mehr moglich. Da
kénnen Sie keine bhiligen Angebote mehr machen.
Ich halte es fiir legitim, dass Wettbewerber darauf
aufmerksam machen, dass etwas droht, genauso
wie die privaten Banken uns vorwerfen, dass wir mit
dem Schirm von 5 Milliarden eine Subvention an die
Sparkassenseite gegeben hatten, weil wir die Mitei-
gentimer aus der quotalen Beteiligung bei der Ga-
rantie herausgelassen hatten. Wenn man auch
solche Vorwirfe hort, dann relativiert sich das Bild,
das Sie zeichnen.

Beim derzeitigen Verhandlungsstand mit dem SoF-
Fin kann ich keine Benachteiligung der Landesban-
ken gegeniber anderen Banken erkennen. Sie
sehen, dass bei HRE jetzt im Grunde ein Enteig-
nungsgesetz geplant wird; das heil3t, die Eigenti-
mer verlieren ihre Beteiligung vollstandig. Das, was
ich zur Commerzbank gesagt habe, ist, glaube ich,
auch Klar.

Lassen Sie uns in Ruhe mit dem SoFFin verhan-
deln. Lassen Sie uns die Entwicklungen, die sicher-
lich auch durch viele Gespréche beschleunigt wer-
den, in Berlin im Moment abwarten. Dann werden
wir hoffentlich in Kiirze auch zu Beteiligungsformen
des SoFFin an dem ganzen Unternehmen kommen,
die dann unseren Intentionen hoffentlich auch ge-
recht werden.

Ich kénnte es mir einfach machen und sagen: Die
SPD spricht davon, dass sie gerne von den 6ffentli-
chen Handen mdglichst viel weg halten mdchte,
denn sie mdchte gerne lber das aufgeklart werden,
was jetzt dem Steuerzahler wieder droht. Und die
Fraktion Buindnis 90/Die Grinen sagt: Seht nur zu,
dass ihr mindestens genauso viel 6ffentliches Geld
bekommt wie die anderen!

Wir missen uns schon entscheiden, dass Eigentu-
mer — ich sehe gerade Herrn Boérschel; natirlich
auch Kéln und Bonn — sich an Schwierigkeiten
beteiligen. So wird man darliber sprechen mussen,
wie das Ganze geht. Wenn man sich an Garantien,
die eventuell notwendig werden, nicht beteiligen
kann, dann muss es sicherlich zu einem Wertaus-
gleich kommen.

Wenn Sie im Interesse der Landesfinanzen versu-
chen, auf diese Gerechtigkeit zwischen Land-
schaftsverbéanden, Sparkassenverbanden und Land
als den Eigentimern der WestLB Wert zu legen,
dann ware ich |hnen ausgesprochen dankbar. —
Herzlichen Dank.

(Beifall von CDU und FDP)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,
Herr Dr. Linssen. — Fur die SPD spricht nun der
Kollege Borschel.

Martin Borschel (SPD): Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehr-
te Damen und Herren! Vielleicht fange ich mit einem
kleinen Exkurs an. Da Finanzminister Linssen gele-
gentlich — so auch heute — die Sparkasse KdlnBonn
zum Thema macht und mich dabei direkt anspricht,
mochte ich folgenden Vorschlag machen.

Es stellt sich in diesen Tagen immer klarer heraus,
dass der derzeit amtierende Oberblrgermeister der
Stadt Kdln zu einer aul3erordentlich spannenden
Zeit Verwaltungsratsvorsitzender des Hauses war.
Vielleicht kdnnen Sie die Gelegenheit nutzen, das
eine oder andere Gesprach mit ihm zu fihren.

(Beifall von der SPD — Gisela Walsken [SPD]:
Genau so!)

Es bietet sich ein weiterer Gesprachspartner an: der —
derzeit noch — von der Kélner CDU gewahlte Kandidat
fir ein Bundestagsmandat. Ich meine lhren Ihnen
sicherlich gut bekannten Freund und Kollegen Rolf
Bietmann, der das Haus nach eigenem Bekunden
geschéftlich so gut beraten hat, dass es nur dank
seiner Hilfe so dasteht, wie es heute dasteht.

(Beifall von der SPD)

Dieses Gesprach wirde ich lhnen an der Stelle
auch empfehlen.

(Gisela Walsken [SPD]: Gute Ratschlage! —
Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Das hat er
kostenlos gemacht, nicht wahr?)
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Ich firchte, sehr geehrter Herr Finanzminister und
liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, dass
sich in den nachsten Tagen noch der ein oder ande-
re interessante Gesprachspartner, der lhnen be-
kannt sein kdnnte, herauskristallisieren wird. Fiihren
Sie die Gesprache, und wenn dann immer noch
etwas offen sein sollte, biete ich mich gerne an, zur
Aufklarung beizutragen.

(Beifall von der SPD)

Da die Sparkasse KdlnBonn durchgerechnet etwa
5% der Kapitalanteile an der WestLB halt, ist das
Thema der heutigen Debatte auch fur die Sparkas-
se interessant. Insofern kriege ich die Kurve und bin
beim Thema und stelle fest, dass — in der Debatte
insbesondere durch den Beitrag des Kollegen
Weisbrich herausgestellt — Ihre Nerven schlicht und
ergreifend blank liegen.

(Beifall von der SPD)

Ein derart peinlicher und ahnungsloser Auftritt, Herr
Kollege Weisbrich, wie lhrer, der darin gipfelte, dass
Sie das Thema einer Aktuellen Stunde —immerhin
wurde vom Altestenrat beschlossen, es hier im Ple-
num zu behandeln — als Klamauk

(Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Das spricht
Bande!)

bezeichneten. Das zeigt wirklich, wie peinlich be-
rahrt Sie sind und dass es eine Missachtung des
Parlaments ist, wie Sie hier vorgehen.

(Beifall von der SPD — Rainer Schmeltzer
[SPD]: Das zeigt sein Parlamentsverstand-
nis!)

Ihr Muster, Herr Kollege Weisbrich, ist das ubliche:
Diejenigen, die Fragen stellen und auf die Probleme
hinweisen, sind plétzlich schuld an der Misere. Die-
ses Muster verfangt aber nicht mehr, Herr Kollege.
Kapieren Sie das doch endlich!

(Beifall von der SPD)

Es ist unsere Aufgabe, dass wir diese Fragen stel-
len. Und wenn Sie sie nicht beantworten kdnnen,
muss es zumindest der Finanzminister tun. Daflr ist
er namlich gewahlt. Und wenn er dazu keine Lust
mehr hat, soll er das Amt nicht austiben.

(Gisela Walsken [SPD]: Zu stressig!)
Die Sache ist eigentlich ganz einfach.
(Beifall von der SPD)

Was Sie verlangen, Herr Kollege Weisbrich und
Herr Minister Linssen, ist bedingungslose Gefolg-
schaft, und das ist auch das, was die CDU-Fraktion
tut. Was wir anbieten, ist ein konstruktiver Dialog,
ein partnerschaftliches Ringen um die beste L6-
sung, aber eben nicht blinde Gefolgschaft. Das ist
der Unterschied in unser beider Parlamentsver-
standnis, dem Verstandnis der CDU und dem der
Sozialdemokraten.

(Beifall von der SPD)

Aber — und darauf hat Kollege Remmel vorhin in
einem Zwischenruf hingewiesen —, mehr als es
Ihnen mehrfach anzubieten, kénnen wir nicht tun.
Wenn Sie dabei bleiben, immer erst zu informieren,
nachdem alles ohnehin schon in der Zeitung ge-
standen hat,

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Vertraulich!)
dann dirfen Sie sich nicht wundern,
(Gisela Walsken [SPD]: Genau so war es!)

wenn wir lhre Angebote und Appelle fur ein ge-
meinsames Miteinander nicht mehr ernst nehmen
kénnen.

(Beifall von der SPD)
Das ist immer wieder so.

(Minister Dr. Helmut Linssen: Quatsch! — Gi-
sela Walsken [SPD]: Gelbes Muster!)

Herr Minister Linssen, Sie rufen hier ,Quatsch”.
Wenn lhre Telefonkonferenzen dieselbe Qualitéat
haben wie lhr Debattenbeitrag hier, dann dirfen Sie
sich auch nicht wundern, wenn die Kollegin
Walsken so reagiert, wie sie reagiert.

(Beifall von der SPD)

Sie haben angesichts dieser Informations- und Ein-
bindungskultur jegliche Glaubwirdigkeit verloren,
wenn Sie hier an das Miteinander im Parlament
appellieren. Noch einmal — und das hat auch Kolle-
gin Walsken zum Schluss ihrer Rede ganz eindeutig
gesagt — Das Angebot zum konstruktiven Dialog
bleibt bestehen, wenn Sie es ehrlich damit meinen,

(Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Sie meinen
es ja nicht ehrlich!)

eine Ldsung fur die Probleme suchen zu wollen, die
weild Gott schwer genug sind, aber hier nicht dem
einen oder anderen die Schuld zuweisen wollen.

Was Sie hier seit einiger Zeit immer wieder und
meisterlich vollfuhren, ist ein wahrer Schlingerkurs.
Mal ist das Thema WestLB Chefsache; es ist ja
hinreichend geschildert, dass Ministerprasident
Ruttgers damit auf ganzer Linie gescheitert ist.
Dann sind wieder die Sparkassen am Zug, die sich
gefalligst mit dem Thema federfiihrend beschéftigen
mussten. Und noch Anfang dieser Woche hat Wirt-
schaftsministerin Thoben anlasslich eines Termins
in Ibbenbiren gesagt — ich zitiere aus der ,Ibbenbi-
rener Volkszeitung" —: Leider liege das an den
Sparkassen, so Thoben, die bisher keinem verninf-
tigen Modell zugestimmt hatten.

(Gisela Walsken [SPD]: Unglaublich!)

Es ist also wieder ein Schwarzer-Peter-Spiel einer
Landesregierung, die zusammenfiihren statt spalten
musste und so ihrer Aufgabe schlicht und einfach
nicht gerecht wird.
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(Beifall von der SPD — Gisela Walsken [SPD]:
Wieder Chefsache!)

Eines ist doch klar — und dariiber waren wir uns
sowohl im Haushalts- und Finanzausschuss als
auch hier im Parlament immer einig —: Die Finanz-
marktkrise und das Thema Landesbanken als sol-
che sind gesamtstaatliche Aufgaben.

(Christian Weisbrich [CDU]: Ahal)

Deswegen sind auch die Diskussion tber eine mog-
liche Aufspaltung der WestLB und der damit zwin-
gend zusammenhéangende Prozess der Konsolidie-
rung der Landesbanken eine gesamtstaatliche Auf-
gabe. Wenn es aber eine gesamtstaatliche Aufgabe
ist, dann sind die Aufgaben und Rollen klar verteilt.

(Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Das haben
die noch gar nicht gemerkt!)

Noch einmal: An uns liegt das nicht. Sie regieren
dieses Land, und wenn Sie das noch bis zum
nachsten Landtagswabhltermin tun wollen,

(Christian Weisbrich [CDU]: Und dartiber hin-
aus!)

dann sollten Sie diese Aufgabe ernst nehmen.
Sonst werden Sie namlich die Wahlerinnern und
Wahler schlicht und einfach abstrafen.

(Beifall von der SPD)

Herr Minister Linssen, Sie haben leider auch heute
die Chance, hier endlich einmal lhren Plan vorzu-
stellen, nicht genutzt. Sie haben viel geredet, aber
nichts gesagt. Und was wir als Opposition doch im
Mindesten erwarten koénnen, ist, etwas zu lhrem
Plan, Herr Minister und liebe Damen und Herren der
Landesregierung, zu erfahren. Welche Rolle spielt
dabei das Land? Welche Rolle spielen die Sparkas-
sen? Welche Rolle spielen die Landschaftsverban-
de? Welche finanziellen Folgen hat das? Welche
Zeche soll der Steuerzahler zahlen? Was bedeutet
das fur die Beschaftigten der WestLB an den ver-
schiedenen Standorten in Nordrhein-Westfalen?

Und vor allem: Beenden Sie mit einer Antwort, die
Sie endlich geben missen, die Kakophonie in den
eigenen Reihen! Noch heute Morgen lasst der Uni-
onsfraktionsvorsitzende Kauder im Deutschen Bun-
destag per dpa verbreiten, dass er weitere Finanz-
hilfen fiur die Banken schlicht und einfach ablehne,
dass er es ausschliel3e, dass der Staat noch mehr
Geld zur Rettung des Bankensystems zur Verfi-
gung stellen werde. Herr Finanzminister, wenn Sie
das horen und lesen, dann frage ich mich, wie es
mit dem in Ubereinstimmung zu bringen ist, was Sie
uns gerade hier noch weismachen wollten. Uber-
haupt nicht! Das ist das Problem.

(Beifall von der SPD)

Deswegen muss mein Appell zum Schluss meines
Debattenbeitrags lauten: Werden Sie beim Thema
WestLB endlich Ihrer Aufgabe gerecht! Sagen Sie,

was Sie wollen. Sagen Sie es offen und ehrlich.
Dann haben Sie uns als gesamtstaatlich verantwort-
liche Opposition an lhrer Seite — aber nur dann.
Dieser Aufgabe werden Sie bhislang nicht gerecht,
und das ist schade fur dieses Land, schade fur die
WestLB und besorgniserregend fur die Beschéftig-
ten. — Vielen Dank.

(Beifall von der SPD)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,
Herr Borschel. — Fur die CDU-Fraktion spricht nun
der Kollege Klein.

Volkmar Klein (CDU): Frau Prasidentin! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Beim Lauschen
der wohlgesetzten und vordergrindig auch sehr
freundlich klingenden Worte des Kollegen Bdrschel
kénnte man fast denken: Mensch, das ist ja eine
wunderbare Situation. Die Opposition will konstruk-
tiv mitarbeiten, was an sich ja auch sinnvoll wére.

(Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Jawohl! —
Achim Tuttenberg [SPD]: Das passt Ihnen
leider nicht!)

Wenn man allerdings einen Blick in die beiden vor-
liegenden Papiere zu diesem Tagesordnungspunkt
wirft, dann vernimmt man — das steht dort schwarz
auf weil3 — das, wie ich meine, krasse Gegenteil.
Wir hatten eine ausfiihrliche Telefonkonferenz, in
der der Finanzminister alle Fraktionen hier im Hau-
se in die Uberlegungen einbezogen hat.

(Hannelore Kraft [SPD]: Sagen Sie doch mal,
was passiert dann mit den Beschaftigten?)

— Liebe Frau Kraft, ich will Thnen gleich zwei Worte
aus Ihrem Antrag vorlesen. — Als Ergebnis legen die
Griinen hier einen Antrag vor, in dem, wie ich mei-
ne, bezogen auf die Konsolidierungsbank, sehr
abgewogen und richtig steht — ich zitiere aus dem
Antrag —:

In eine hiervon abgetrennte sogenannte ,Konso-
lidierungsbank® sollen unter anderem Staatsan-
leihen, US-Studentendarlehen und gemessen an
der geplanten Verschmelzung nicht zum Kern-
geschéft zahlende Aktivitaten ausgelagert wer-
den.

Richtig, wunderbar, korrekt und auch konstruktiv!
Den gleichen Sachverhalt fasst die SPD-Fraktion
mit den beiden Worten ,schlechte Konsolidierungs-
bank* zusammen und haut noch die Uberschrift
,Bad Bank“ obendrauf. Das ist das Dokument der
Konstruktivitat, und das entlarvt Sie.

(Gisela Walsken [SPD]: Genau so ist es! Ge-
nau darum geht es: Bad Bank!)

—Ja, die Griinen haben es verstanden, und Sie
haben es nicht verstanden.

(Beifall von CDU und FDP)
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Die Bad Bank bei der WestLB gibt es bereits. Da
wurden namlich problematische Papiere ausgela-
gert.

(Widerspruch von der SPD)

Das haben wir im vergangenen Jahr getan. Jetzt
geht es darum, nicht zu einem méglichen Fusions-
partner und seinem dann festzulegenden Ge-
schaftsmodell passende Papiere auszulagern. Das
hat aber mit Bad Bank nichts zu tun; das ist lhr rei-
Rerisches Schlechtreden.

(Beifall von der CDU - Gisela Walsken
[SPD]: Nein!)

Mit der Aufzéhlung der realistischen Abfolge der
Ereignisse hat es auch Kollege Boérschel nicht so
genau genommen. Er hat eben in Bezug auf die
Sparkasse KdlnBonn fast so getan, als ob der lang-
jhrige Vorstandsvorsitzende Gustav Adolf Schro-
der gar nichts mit der ganzen Entwicklung zu tun
gehabt hatte. Das finde ich schon ganz interessant.

(Lachen von Ministerin Christa Thoben und
Minister Dr. Helmut Linssen)

Vor allen Dingen wird aber immer so getan, als ob
diejenigen, die jetzt an die Losung der Probleme
herangehen, auch fir die Probleme verantwortlich
waren.

Lassen Sie mich noch einen kurzen Blick zurilick
wagen. Wo sind die Probleme der WestLB entstan-
den? Sie sind in einer Zeit entstanden

(Hannelore Kraft [SPD]: Wer hat denn die
Papiere gekauft?)

— liebe Frau Kollegin Kraft, ich will Sie gerade beruhi-
gen —, in der man wahrscheinlich gegen die Verant-
wortlichen noch nicht einmal einen ernsthaften Vor-
wurf konstruieren kann. Damals existierte noch die
Anstaltslast und Gewahrtragerhaftung, und die
WestLB hat sich — wie andere Landesbanken auch —
mit Liquiditdt zu besseren Konditionen vollgesogen.
Denn die Anstaltslast und Gewahrtragerhaftung ist
nicht véllig, sondern nur fir Neues weggefallen. Das
Alte steht noch unter dem staatlichen Schutz. Also
haben sich die Landesbanken mit Liquiditat vollgeso-
gen und das Geld in von den Ratingagenturen mit
Triple A bewerteten Papieren angelegt, also mit dem
Stempel: bedenkenlos investieren, keine Sorge ha-
ben. Das ist in dieser Zeit bis zum Wegfall der Ge-
wahrtragerhaftung im Juli 2005 geschehen.

Das ist in allen Banken so passiert, und selbst in
den ehrwirdigen Schweizer Instituten gibt es Prob-
leme. Deswegen will ich den damals amtierenden
Verantwortlichen und Politikern gar keinen Vorwurf
machen.

(Gisela Walsken [SPD]: Und Ihren CDU-
Mehrheiten im Gremium!)

Aber ich finde es umso abenteuerlicher, liebe Frau
Kollegin Walsken, dass Sie stattdessen demjenigen

die Schuld in die Schuhe schieben wollen, der heute
mit den Aufraumarbeiten beschaftigt ist. Das ist
unanstandig.

(Beifall von CDU und FDP)

Ich will zu dem anderen Thema, das im Mittelpunkt
unserer Aktuellen Stunde steht, noch etwas sagen:
Wie sieht es mit einer Wettbewerbsverzerrung
durch Aktivitdten des SoFFin aus? Die Griinen ha-
ben mit ihrem Antrag auf ein wichtiges Problem
hingewiesen. Bereits im vergangenen Jahr hat der
Genossenschaftsverband darauf aufmerksam ge-
macht, dass es eventuell fiir die genossenschaftli-
chen Banken und auch fur die Sparkassen zu Wett-
bewerbsverzerrungen kommen koénnte. Bei Nach-
fragen in den Banken vor Ort wird allerdings deut-
lich, dass die Kausalitat etwas schwieriger ist. Denn
da, wo die hartesten Wettbewerbe stattfinden, ist
eher weniger die Commerzbank und eher mehr die
Deutsche Bank beteiligt. Die steht aber nicht unter
dem Rettungsschirm.

(Vorsitz: Vizeprasident Edgar Moron)

Ich glaube, wir missen das Anliegen dieses An-
trags der Grinen im Kopf behalten, kénnen aber
davon ausgehen, dass unser Landesfinanzminister
diese Thematik nicht erst ab heute mit in die Dis-
kussion einbringt, sondern dies bereits in den letz-
ten Wochen intensiv in Berlin getan hat.

(Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Dafur dan-
ken Sie ihm!)

Insofern ist der griine Antrag von der Sache durch-
aus richtig, aber entbehrlich und deshalb abzuleh-
nen. — Herzlichen Dank.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Klein. — Fir die FDP erhélt Herr Dr. Orth
das Wort.

Dr. Robert Orth” (FDP): Sehr geehrter Herr Préasi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn man
Ihnen von der sozialdemokratischen Opposition so
zuhort, kann man nur sagen: Aus diesem Umfrage-
tief, das wir gestern gehort haben, werden Sie so
schnell nicht herauskommen.

(Beifall von der CDU)

Das Niveau lhrer Rede, Frau Walsken, war tiefer als
die tiefste Tiefgarage dieses Gebaude hier. Sie
haben Uberhaupt keine Ahnung von Finanzpolitik,
von Banken.

(Beifall von der CDU)

Ich bin froh, dass die BaFin Kriterien an die Zuver-
lassigkeit von Geschéftsleitern stellt. So werden Sie
namlich niemals in die Lage kommen, eine Bank zu
fuhren.
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(Beifall von CDU und FDP)

Wenn Sie, Herr Kollege Borschel, sagen, bei uns
wirden die Nerven blankliegen, oder wir hétten
vielleicht keine Lust oder der Minister hatte keine
Lust, frage ich Sie: Warum haben Sie eigentlich
keine Lust, das zu tun, was Sie als Opposition tun
sollten? Sie sollten uns sagen, wie es besser geht.

(Lachen von der SPD)

Wenn Sie meinen, wir machen etwas falsch, dann
sagen Sie doch, wie es besser geht.

(Zuruf von Martin Bérschel [SPD])

Nein, wir machen es richtig. Aber solange Sie hier
nur herumpoébeln, werden sich die Wahlerinnen und
Wahler drauf3en nicht in die Irre fihren lassen.

(Beifall von FDP und CDU)

In Wirklichkeit ist das, was hier geschieht, doch
sozialdemokratische Arbeitsverweigerung. Sie ha-
ben die Zeitung gelesen, Sie haben mal das Wort
.Bad Bank® gelesen, machen einen Antrag und
meinen, wir reden Uber wertvolle Politik. Nein, Sie
klauen eigentlich dem Land die Zeit.

(Zuruf von der SPD: Sie jetzt auch!)

— Nein, das tue ich nicht. Ich méchte gerne darauf
hinweisen — da differenziere ich mich ein bisschen
von dem Kollegen Klein, der Ihnen noch viel mehr
Briicken bauen wollte —, dass das, was Sie uns mit
Herrn Sengera und Herrn Fischer hinterlassen ha-
ben, nicht nur eine Frage war, dass man es nicht
besser wissen konnte, sondern Sie haben durchaus
auch eigene Fehler gemacht. Wir haben bei der
WestLB zwei Probleme: zum einen strukturelle
Probleme aus der Zeit Sengera/Fischer, wenn Sie
wollen, bis Neuber zuriick, zum anderen die Fi-
nanzmarktkrise.

Sie reden die ganze Zeit davon, dass wir an der
Finanzmarktkrise schuld seien, was Quatsch ist. Sie
sollten vielmehr dariiber nachdenken, dass Sie fir
die anderen strukturellen Probleme verantwortlich
sind, meine Damen und Herren.

(Beifall von FDP und CDU)

Und dann muss ich héren, die Landesbank Baden-
Wirttemberg sei der Rettungsanker gewesen. Frau
Walsken ist schon gegangen; wahrscheinlich kann
sie es nicht ertragen.

(Marc Jan Eumann [SPD]: Ja! — Martin Bor-
schel [SPD]: Selbstverstandlich! — Zustim-
mung von der SPD)

Allerdings gebietet es die Hoflichkeit, dass Sie sich,
wenn wir uns schon das Geschwatz von Frau
Walsken anhéren miissen, bitte auch unsere Erwi-
derung darauf anhéren.

(Beifall von der FDP — Martin Bérschel [SPD]:
Das Geschwatz zu nennen! — Rotzloffel!)

Auf jeden Fall hat Frau Walsken auf die Sach-
sen LB und die Landesbank Baden-Wirttemberg
abgestellt. Sie hat uns vorgeworfen, wir hatten die
Sachsen LB kaufen wollen. Das haben wir nicht
getan. Sie hat gesagt, wir hatten mit der Landes-
bank Baden-Wirttemberg fusionieren sollen, was
wir auch nicht getan haben.

(Martin Borschel [SPD]: Genau! — Zuruf von
der SPD: Sie haben nichts getan!)

Aber was ist denn geschehen? — Die Landesbank
Baden-Wiurttemberg

(Martin Bérschel [SPD]: Nichts ist geschehen!
Das ist es doch!)

— horen Sie doch erst einmal bis zum Ende zu, Herr
Borschel —

(Martin Boérschel [SPD]. Ja, machen Sie
doch!)

hat die SachsenlLB in einer Drei-Tages-Due-
Diligence gekauft und sich damit Milliardenrisiken
eingehandelt. So unsolide arbeitet die Landesbank
Baden-Wiurttemberg, meine Damen und Herren. Ich
bin froh, dass wir uns dort nicht beteiligt haben.

(Beifall von FDP und CDU)

Wenn Sie sich anschauen, welche Milliardenrisiken
in Baden-Wirttemberg und welche hier liegen, dann
mussen Sie mir erklaren, wie wir dort positiv hatten
herausgekommen sollen.

Wenn ich immer hore, dass wir die Sparkassen im
Blick haben missen, dann frage ich: Was haben wir
denn fiir die Sparkassen getan? — Wir haben ihnen
geholfen.

(Martin Borschel [SPD]: Nein! — Weitere Zuru-
fe von der SPD)

Herr Prasident, ich wiirde gerne sprechen. Ich weil3,
Herr Borschel kann auch laut werden.

Herr Borschel, die Sparkassen hatten im letzten
Jahr doch nicht das Geld, die Verluste, die aus ihrer
Mehrheitsbeteiligung an der WestLB resultierten, zu
bezahlen. Dort ist das Land eingesprungen. Sie
sollten uns dankbar dafiir sein, dass wir den Spar-
kassen geholfen haben. Aber das kénnen Sie an-
scheinend nicht verstehen, das ist zu kompliziert fur
Sie.

Weder zur Bad Bank noch zu der Lésung unserer
Probleme haben Sie etwas gesagt. Ich bin ent-
tauscht von lhnen.

(Dieter Hilser [SPD]: Sie haben gar nichts ge-
sagt!)

Herzlichen Dank.

(Beifall von FDP und CDU)
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Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Dr. Orth. — Fir Bundnis 90/Die Griinen spricht jetzt
der Abgeordnete Becker.

Horst Becker (GRUNE): Herr Prasident! Herr
Dr. Orth, vorab mdéchte ich Ihnen gerne, weil ich
glaube, dass Sie den Sachverhalt nicht verstanden
haben, etwas zur LBBW sagen: Wenn die LBBW
wie wir Teile in eine Zweckgesellschaft ausgelagert
hatte, hatte sie die Milliardenverluste auf dem Pa-
pier nicht. Welche Verluste wir aus der Zweckge-
sellschaft des Landes noch zu erwarten haben, wird
die Zukunft zeigen. Die Wertberichtigungen sind in
der LBBW vorgenommen worden, weil man nicht
ausgelagert hat. Das sagt aber nichts Uber die Fra-
ge aus, wer am Ende wie viel zu bezahlen hat. Das
will ich Ihnen noch einmal deutlich sagen. Ich glau-
be, Sie haben das nicht verstanden.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Was wir letztlich mit der Zweckgesellschaft machen
— um das noch einmal auf den Punkt zu bringen,
vielleicht etwas vereinfacht gesagt, damit es auch
klar wird —, ist eine Wette auf Zeit. Andere haben
direkt wertberichtigt. Was sich am Ende als besser
erweist, werden wir sehen.

Wir sind in der Tat der Meinung, dass die dauern-
den Wertberichtigungen falsch sind. Deswegen sind
wir auch flir eine zweite Auslagerungsbank im
Rahmen der Fusionsbank. Das habe ich vorhin
gesagt. Die Folgerung, die Sie daraus ziehen wol-
len, kénnen Sie gar nicht ziehen. Sie kénnen an der
Stelle auch nicht sagen, wie Sie es gerade getan
haben — Sie regen sich zwar immer Uber die Ver-
gangenheitsbewdltigung auf, orientieren sich dann
aber daran —, dass es nicht ihr Glick, sondern ihre
Fahigkeit gewesen ware, dass die Sachsen LB von
der LBBW gekauft worden ist.

Das, was die Kollegin der SPD gesagt hat, ist schon
richtig. Man hat sich vonseiten des Landes um die
Sachsen LB bemiiht, die LBBW ist uns aber zuvor-
gekommen. Es war umgekehrt unser aller Gliick,

(Martin Borschel [SPD]: So ist das!)

dass die Vorhaben der Landesregierung an der
Stelle nicht aufgegangen sind,

(Martin Borschel [SPD]: Alles vergessen!)

was Teile der aufgespaltenen IKB, die Sachsen LB
und auch anderes angeht. Das ist aber Vergangen-
heit. Ich héatte erwartet, dass Sie sich wenigstens
jetzt, wenn Sie sich daran stéren, dass lhnen die
Kollegin der SPD an der Stelle zu Recht noch ein-
mal ein wenig die Vergangenheit vorhalt, mit der
Zukunft beschéftigen.

Wir haben versucht, lhnen eine Briicke zu bauen.
Diese Briicke haben Sie nicht betreten, auch nicht
der Finanzminister zu meiner Enttduschung. Er geht
an unseren Beflrchtungen vorbei und sagt lapidar,

das seien die des Vorsitzenden des Rheinischen
Sparkassen- und Giroverbandes. — Herr Linssen,
Sie kennen Herrn Breuer gut. Nicht nur er, sondern
eine Menge Kommunalpolitikerinnen und Kommu-
nalpolitiker der CDU, sogar der eine oder andere
Landtagsabgeordnete — ich will jetzt keine Namen
nennen — halten das, was wir aufgeschrieben ha-
ben, fur absolut richtig.

(Beifall von den GRUNEN)

Ich will noch einmal begriinden, warum das so ist,
warum Sie eben an dem Antrag vorbeigeredet ha-
ben: Sie haben das verglichen, was von den o6ffent-
lich-rechtlichen Eigentimern verlangt wird, namlich
die Aufstockung der Kernkapitalquote — also mithin
eine wirkliche Haftung, in letzter Konsequenz bis zur
moglichen Teilenteignung, wenn etwas schiefgeht —
mit einer Zinszahlung auf eine stille Einlage, die
dazu flhrt, dass die Commerzbank mehr als
1,4 Milliarden € Zinsen im Jahr zahlt, aber noch nie
mehr als 1,4 Milliarden € im Jahr Gewinn gemacht
hat. Sie kénnen sich also ausrechnen, wie lange es
dauert, bis die Commerzbank wieder an den Tiren
des Staates klopft. — Das ist das Erste.

Das Zweite und eigentlich Wesentliche ist: Verglei-
chen Sie das zum Beispiel mit dem erzkapitalisti-
schen Staat Schweiz. Die UBS muss in einer ver-
gleichbaren Situation fur eine Wandelanleihe
12,5 % bezahlen. Wenn etwas schiefgeht, wird das
in Stammkapital umgewandelt. Das ist vollig anders
als bei uns, denn dort hat der Staat auch die Antei-
le, bei uns nicht. — Das ist der Unterschied.

Es bleibt bei dem, was ich Ihnen eben vorgerechnet
und erklart habe: Wir haben eine paradoxe Gewahr-
tragerschaft. Die Situation ist umgekehrt wie noch
vor zehn Jahren. Faktisch bezahlt der Staat die
Garantien und die Gewahrtragerschatft fur die Priva-
ten, die am Markt dann gegen die Offentlich-
Rechtlichen agieren.

Das sollten wir nach meiner Uberzeugung gemein-
sam kritisieren und zusammen dafir sorgen, dass
der SoFFin an dieser Stelle eine bessere Position
einnimmt — eine Position, die nicht zu einer vélligen
Marktverschiebung fuhrt.

Diese Marktverschiebung spiegelt sich sogar in
Anzeigen in den Tageszeitungen wider, mit denen
fur Tagesgelder oder Festgeldkonten geworben
wird, die zu nicht marktiblichen Zinsen verzinst
werden — zulasten der 6ffentlich-rechtlichen Ban-
ken.

Zumindest Ihnen von der CDU — bei der FDP bin ich
nicht so sicher — musste dies eigentlich zu denken
geben. Deswegen bitte ich Sie noch einmal, es
zusammen mit uns zu verandern.

Letzte Bemerkung: Zur Sparkasse KélinBonn kann
man viel sagen — unter anderem das, was Herr
Kollege Borschel hier ausgefiihrt hat. Man konnte
aber auch vieles zu den Geschéftsfeldern sagen, in
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die friher die Stadtsparkasse Koln investiert hat.
Eines kann man allerdings nicht tun: diesen Punkt in
einen Zusammenhang mit der WestLB stellen. Da-
bei handelt es sich um ein Sonderproblem, das in
KéIn sicherlich noch zu einigen Diskussionen bis zur
Kommunalwahl fihren wird. — Schénen Dank.

(Beifall von GRUNEN und Heike Gebhard
[SPD])

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Becker. — Jetzt erhalt der fraktionslose Ab-
geordnete Sagel das Wort.

Rudiger Sagel*) (fraktionslos): Sehr geehrte Damen
und Herren! Herr Prasident! Geschwéatz und Ge-
guatsche, das sind die Vorwirfe, die man sich hier
auf beiden Seiten des Parlaments gegenseitig
macht. Man fragt sich allerdings: Was soll das gan-
ze Theater, das Sie heute Morgen hier veranstal-
ten?

Offensichtlich — es ist ja interessant, was der Herr
Minister gerade von sich gegeben hat — ist in der
Telefonkonferenz schon Uber die wesentlichen Din-
ge geredet worden. Anscheinend hat der SPD das
nicht richtig gepasst, weshalb sie dann in die Offent-
lichkeit gegangen ist. Man muss sich schon die
Frage stellen, warum hier in vertraulichen Hinter-
grundgesprachen Informationen ausgetauscht wer-
den. Warum passiert das nicht coram publico?

Zum Beispiel ich als Abgeordneter bin nicht dariiber
informiert,

(Martin Borschel [SPD]: Es gibt ja keine In-
formationen!)

worliber andere Abgeordnete offensichtlich infor-
miert sind.

(Gisela Walsken [SPD]: Es reicht, die Zeitung
zu lesen!)

Das ist die Realitat. Hier haben wir eine Filzokratie —
auch zwischen Ihnen von der SPD und der CDU,
und zwar aus gutem Grund; denn Sie héngen ge-
meinsam in der Verantwortung fiir die WestLB und
das, was dort passiert. Das ist die Realitat. Sie sit-
zen auch nach wie vor in den Aufsichtsraten. Der
Minister sitzt dort Ubrigens schon seit weit (ber
zehn Jahren. Das ist die Realitat. Deswegen sind
Sie auch fiir die ganze Katastrophe bei der WestLB
verantwortlich.

Das Ausmal} der Krise ist noch viel gréRer als bis-
her bekannt. Das ist doch die Realitat. Schauen wir
uns das einmal an. Der Finanzminister redet jetzt
schon davon, dass er einen Nachtragshaushalt
vorlegen muss, weil die Risiken im Augenblick im-
mer noch nicht abschlie3end zu bewerten sind.

Zunachst wurden Schrottpapiere im nominalen Wert
von 23 Milliarden € unter mehr als fragwirdigen
Umstanden nach Irland zu Phoenix Light ausgela-

gert. Mittlerweile sind wir, bezogen auf den Nomi-
nalwert, bei Risiken von 80 Milliarden € angekom-
men. Das ist fast das Doppelte eines Landeshaus-
halts. Das ist die Realitat.

Jetzt wird darliber geredet, wie wir sehen. Sie nen-
nen das Ganze Konsolidierungsbank. Andere be-
zeichnen es — so wirde ich es auch nennen — als
Bad Bank fiir die WestLB. Dorthin sollen die Papiere
jetzt abgeschoben werden.

Dagegen hat der Finanzminister in Berlin etwas
gehabt. Jetzt hat er offensichtlich eingelenkt. Nun
soll es viele Bad Banks geben. Das ist die Realitéat.

Fir die Verluste, die die WestLB macht, missen
aber natirlich wieder das Land NRW, die Sparkas-
sen und die Landschaftsverbande aufkommen.
4 Milliarden € stehen jetzt in Rede. Wahrscheinlich
reichen diese 4 Milliarden € immer noch nicht aus.
Deswegen kann ich nur sagen: So geht es nicht. So
findet man keine Lésung.

Durch die Aufspaltung soll die WestLB fur die Fusi-
on mit DekaBank und Helaba aufgehtibscht werden.
Das ist immer noch lhre Politik. Dort sollen nur die
attraktiven Geschaftsbereiche verbleiben.

Wenn es dazu kommt, wird die Konsequenz aber
sein, dass der Finanzstandort NRW platt ist. In die-
ser Form wird es ihn nicht mehr geben. Es wird ein
erheblicher Personalabbau stattfinden — vor allem in
Dusseldorf; Mlnster ist als zweiter Standort ohnehin
schon tot. Das ist die Realitat, die wir hier leider
feststellen missen.

Wenn es wirklich darum geht, Aufklarung zu be-
kommen und nicht der Salamitaktik von Finanzmi-
nister Linssen zu folgen, ist es dringend notwendig,
dass hier tatsachlich Aufklarung geleistet wird. Dazu
ist ein Untersuchungsausschuss notwendig. Ich
appelliere an die SPD und an die Grinen, mitzuzie-
hen. Lassen Sie endlich dieses Theaterdonnern hier
sein. Dieses Geschwatz, dieses Gequatsche und
diese Vorwirfe, die Sie sich hier gegenseitig ma-
chen, bringen Gberhaupt nichts.

Ich frage mich, ob Sie tatséchlich Aufklarung dar-
Uber wollen, welche Risiken noch vorhanden sind
und wer daflr verantwortlich ist. Dabei geht es ubri-
gens auch darum, dass die Manager in Haftung
genommen werden. Das ist ebenfalls ein Punkt.
Davon redet man auf Ihrer Seite Gberhaupt nicht.

Vizeprasident Edgar Moron: Herr Kollege!

Ridiger Sagel” (fraktionslos): Ich komme zum
Ende. — Ich appelliere hier nochmals an SPD und
Grune: Machen Sie mit. Aus Grunden der Ge-
schéftsordnung konnte ich zur heutigen Sitzung
keinen Antrag mehr einbringen. Zur nachsten Sit-
zung werde ich aber einen Antrag auf Einrichtung
eines Untersuchungsausschusses vorlegen.
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Ich bin sehr gespannt, wie Sie sich verhalten. Als
Opposition dirfen Sie hier nicht nur herumbrtillen;
Sie muissen auch bei3en. Ich bin gespannt, ob Sie
das tun werden.

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Sagel. — Jetzt hat fir die CDU-
Fraktion der Abgeordnete Lienenkamper das Wort.

Lutz Lienenkédmper (CDU): Herr Prasident! Meine
sehr geehrten Damen und Herren Kollegen! Banken
bendtigen Vertrauen. In schwierigen Zeiten benoti-
gen Banken besonderes Vertrauen. Frau Kollegin
Walsken und Herr Kollege Bdrschel, so wie Sie
heute in diesem Haus diskutiert haben, erreichen
Sie akkurat das Gegenteil von Vertrauen. Das war
schlecht fur das Land Nordrhein-Westfalen.

(Beifall von der CDU)

Schauen wir uns doch noch einmal gemeinsam die
Geschichte der WestLB an.

Frau Kollegin Walsken, wenn wir unbegrenzte Re-
dezeit hatten, wirde ich lhnen gerne lhre alten
Pressemitteilungen vorlesen, in denen Sie nahezu
jedes Geschéaftsmodell der WestLB euphorisch
begri3t haben und es als zukunftsweisend und was
nicht alles bezeichnet haben.

(Gisela Walsken [SPD]: Lesen Sie mir das
einmal vor! Das wére spannend! Sie kénnen
es mir auch mailen!)

—Ja, das ware sicherlich gut. Vielleicht erinnern Sie
sich dann daran.

(Gisela Walsken [SPD]: Ich warte darauf!)

Frau Kollegin Walsken, gleichzeitig haben Sie es
seinerzeit unterlassen, die Bank auf den Wegfall
von Anstaltslast und Gewahrtragerhaftung verninf-
tig vorzubereiten. Das ist leider ebenfalls die Wahr-
heit.

(Beifall von CDU und FDP)

Die Wahrheit ist im Ubrigen auch, dass die WestLB
eines der Institute, wenn nicht sogar das Institut in
der Bundesrepublik Deutschland war, das auf die
Finanzkrise am frihesten und am richtigsten rea-
giert hat. Die Ausgliederung der — in Anflhrungszei-
chen — schlechten Papiere, die ja nichts anderes als
risikobehaftete Papiere sind, geschah friihzeitig und
richtig.

Sie brauchen sich doch nur Folgendes zu Uberle-
gen: Sie haben in den Bilanzen Papiere eingestellt,
die Sie fir 100 erworben haben. Sie sind infolge der
Ursachen, die wir alle kennen, vielleicht noch 20
wert. Dann haben Sie zwei Mdglichkeiten. Entweder
werfen Sie die Dinger fur 20 auf den Markt, generie-
ren ein bisschen Cash und realisieren den 80er-
Verlust, oder Sie lassen die Dinger in lhrer Bilanz
liegen und schauen sich jeden Monat den Bericht

Ihres Wirtschaftsprifers an und sagen: Wunder-
schon, wir haben einen neuen Abwertungsbedarf;
wir schieBen Eigenkapital nach. Oder Sie lagern
diese Papiere in eine Zweckgesellschaft aus. Das
ist geschehen. Das war richtig, das war friih und
das war Kklug.

Sie haben aber Uberhaupt nicht begriffen, dass die
Aufspaltung von Risiken im jetzt diskutierten Zu-
sammenhang etwas vollig anderes darstellt. Es geht
um Geschaftsmodelle. Es geht darum, zielgerichtet
neue Geschéaftsmodelle gemeinsam zu machen.
Dabei kann man bestimmte Dinge brauchen; be-
stimmte Dinge kann man nicht brauchen.

Also, Frau Kollegin Walsken, ist es schlicht und
ergreifend eine Frage der strategischen Geschafts-
politik, die Sachen so voneinander zu trennen, dass
das, was gemeinsam mdglich ist, auch mdglich
wird.

(Zuruf von Gisela Walsken [SPD])

Das haben Sie leider immer noch nicht begriffen.
Sie haben das heute nachhaltig unter Beweis ge-
stellt.

(Beifall von CDU und FDP — Gisela Walsken
[SPD]: Das haben wir schon langst begriffen!
Ihnen passt nur nicht, dass wir das begriffen
haben!)

Es bleibt dabei, Frau Kollegin Walsken: Wenn Sie
fir dieses Land Banken- und Standortpolitik ma-
chen wirden, sage ich: armer Bankenstandort Dis-
seldorf, armes Nordrhein-Westfalen!

Anders verhélt es sich mit dem Antrag der Griinen.
Ich mochte ausdricklich sagen, dass darin Sub-
stanz ist.

(Sylvia Léhrmann [GRUNE]: Wie immer! —
Lachen von der CDU)

Er spricht ein richtiges Thema an, was Uberhaupt
keine Frage ist. Auch wir wollen keine Wettbe-
werbsverzerrungen im Bankensektor zwischen
Banken, denen die Mdéglichkeit gegeben worden ist,
unter den staatlichen Rettungsschirm zu gehen, und
anderen Banken.

(Zuruf von Sylvia Lohrmann [GRUNE])

Allerdings, Frau Léhrmann, ist wie so haufig bei
Ihren Antragen zwar die Analyse richtig, die Vor-
schlage, die Sie dazu machen, aber nicht.

(Sylvia Léhrmann [GRUNE]: Wo ist denn Ihre
EntschlieBung?)

Erstens. Schauen Sie sich doch die gesamte Markt-
situation an. Die Konditionen, die Sie in lhrem An-
trag kritisieren, haben nicht nur die Banken, die
unter den Rettungsschirm gegangen sind, sondern
viele andere Geschéaftsbanken haben sie auch, weil
sie geschéftspolitisch im Moment sinnvoll sind. Inso-
fern gibt es schlicht und ergreifend keine Kausalitat
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zwischen den Hilfen und den Konditionen, die an-
geboten werden.

Zweitens. Meine Damen und Herren, auch die Hil-
fen der Geschéftshanken sind zu bezahlen. Das
heil3t: Dabei wird kein Fillhorn ausgeschiittet, son-
dern Sie wissen doch ganz genau, wie die Struktur
ist. Sie werden bezahlt. Insofern kaufen sich die
Banken auf diese Art und Weise bezahltes Kapital.
Die Analyse ist prinzipiell richtig; die Vorschlage
sind falsch. Deswegen werden wir diesen Antrag
heute ablehnen. Er ist némlich tGberflissig.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch
einige Schlussbemerkungen machen, weil wir heute
viel Uber Toxic Papers gesprochen haben. Ich will
Ihnen sagen, was ein giftiges Papier ist, meine sehr
geehrten Damen und Herren:

(Martin Borschel [SPD]: Jetzt kommt die
Pointe!)

Frau Kollegin Walsken,
(Gisela Walsken [SPD]: Jetzt!)

Ihr heutiges Redemanuskript ist ein toxisches Pa-
pier!

(Heiterkeit und Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Lienenkdmper. — Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor. Damit schlie3e ich die Aktuelle Stunde.

Meine Damen und Herren, wir haben im Zusammen-
hang mit der Aktuellen Stunde auch Uber einen Eilan-
trag diskutiert und kommen nun zur Abstimmung
Uber den Eilantrag Drucksache 14/8364, der von
der Fraktion Bundnis 90/Die Griinen eingebracht
wurde. Wer diesem Eilantrag seine Zustimmung
geben will, den bitte ich um das Handzeichen! — Die
Fraktion Bundnis 90/Die Grinen. Wer ist dagegen? —
CDU- und FDP-Fraktion. Wer enthalt sich? — Die
SPD-Fraktion. Damit ist dieser Eilantrag mit der
Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfraktionen abge-
lehnt.

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, ich rufe auf:

2 NRW-Vergaberecht den Erfordernissen des
Konjunkturpakets Il anpassen

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 14/8325

Ich erdffne die Beratung und erteile fur die antrag-
stellende SPD-Fraktion Herrn Abgeordneten Eu-
mann das Wort. Bitte schon.

(Anhaltende Unruhe)

— Liebe Kollegen, wenn Sie den Plenarsaal verlas-
sen, tun Sie dies doch bitte ruhig. — Herr Eumann,
Sie haben das Wort. Bitte schon.

Marc Jan Eumann (SPD): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Hiobsbotschaften rund um die weltweite
Finanz- und Wirtschaftskrise reil3en leider nicht ab.
Erst heute hat das Bundesfinanzministerium im
jungsten Monatsbericht deutlich gemacht, dass kein
schnelles Ende der gegenwartigen wirtschaftlichen
Rezession zu erwarten sei.

Und schlimmer noch: Der Rickgang der gesamt-
wirtschaftlichen Aktivitat hat sich im Schlussquartal
des vergangenen Jahres weiter beschleunigt. Das
hat natirlich unmittelbare Konsequenzen auf Be-
schaftigung und auf Arbeitsplatze in Deutschland.

Es gibt allerdings auch — diese Zeichen sollten wir
richtig deuten und erwahnen - einige ganz gute
Signale. In kleinen Unternehmen und beim Hand-
werk ist die Auftragslage zumindest fir die nachsten
Monate gesichert. Auch die Stimmung bei den Kon-
sumentinnen und Konsumenten, liebe Kolleginnen
und Kollegen, ist besser, als es die Zahlen erwarten
lassen.

Was uns jetzt gemeinsam gelingen muss, meine
Damen und Herren, ist, dass das Konjunkturpaket I|
Uber das der Deutsche Bundestag zeitgleich disku-
tiert, rasch umgesetzt wird. Der wesentliche und
nachhaltige Teil dieses Programms sind &ffentliche
Investitionen, die fur die Modernisierung der intellek-
tuellen und der materiellen Infrastruktur bereitge-
stellt werden. Es geht um Koépfe, aber auch um die
Sanierung von Gebauden, um StraRen und Schie-
nen und um eine wichtige Infrastruktur in der digita-
len Welt, namlich um die BreitbanderschlieRung.

Vor allem, meine Damen und Herren, und in erster
Linie kdnnen und missen Kommunen diese Mal3-
nahmen schnell und effektiv umsetzen. Nur Kom-
munen koénnen zeitnah Uber bereits geplante und
baureife Projekte entscheiden. Daher ist es unser
Ziel, dass mindestens 70 % dieser Mittel von den
Kommunen ausgegeben werden. Ich sage lhnen
deutlich: Das sollen mindestens 70 % sein. Jeder
Prozentpunkt mehr, der bei den Kommunen an-
kommt, ist gut.

(Beifall von der SPD)

Wenn wir das, worliber wir jetzt diskutieren, ge-
meinsam umsetzen, ndmlich die Vereinfachung bei
der Vergabe, profitieren vor allem die ortlichen, die
regionalen Handwerker, die dann schnell die Auf-
trage ausfiihren kénnen und schnell in die Infra-
struktur investiert wird.

Jetzt gilt es, mogliche Barrieren und Hemmnisse
rasch abzubauen. Deswegen ist auch eine zeitlich
befristete Veranderung der Vergaberichtlinie Be-
standteil des Konjunkturpaketes.
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Der Bundestag soll am 13. Februar, der Bundesrat
spatestens am 20. Februar zustimmen. Um zeitnah
ein maximales Investitionsvolumen zu erzielen, ist
es erforderlich, meine Damen und Herren, das Lan-
desrecht den Zielen und den Chancen des Konjunk-
turpakets anzupassen. Kurzum: Die Vergabe offent-
licher Auftrage muss vereinfacht werden.

Schon wenige Tage nach Verstandigung im Koaliti-
onsausschuss haben wir diesen Antrag vorgelegt.

(Lachen von Ministerin Christa Thoben)

—Ja, Frau Thoben, Sie lachen. Das ist lhre Art von
Politik, aber das hilft eben nicht weiter. Wer ange-
sichts dieser Situation so hamisch lacht wie Sie, der
hat die Zeichen der Zeit nicht erkannt.

(Beifall von der SPD)

Sie sind das Zerrbild dieser Entwicklung. Ich wollte
Ihnen heute ein Angebot unterbreiten und will die-
ses Angebot immer noch machen, auch wenn Sie
sich in lhrem kleinen, kleinen Karo verstricken. Wir
setzen mit unserem Antrag das Signal und sagen
ausdrucklich: Es ist gut, dass die Landesregierung
dann auch wenige Tage spéater, namlich am 22., mit
einer Vereinfachung des Vergaberechts reagiert
hat. Das ist gut, das ist ein wichtiges Signal.

Aber jetzt, meine Damen und Herren und liebe Kol-
leginnen und Kollegen von CDU und FDP, kommt
es vor allem darauf an, dass wir durch die gemein-
same Zustimmung zu unserem Antrag auch vom
Landtag Nordrhein-Westfalen ein gemeinsames
Signal aussenden, damit die Kommunen ihrerseits
ihre jeweiligen Vergaberichtlinien ebenso schnell
anpassen. Da hilft eben nicht allein das, was Sie
tun, sondern da hilft vor allem das Signal aller Frak-
tionen im Landtag Nordrhein-Westfalen, hier rasch
zu einer Verstandigung fir alle Kommunen, fir alle
Ebenen in unserem Land zu kommen.

(Beifall von der SPD)

Wir wollen gemeinsam Verantwortung tUbernehmen.
Wir wollen gemeinsam ein Signal setzen, dass auch
kommunale Vergabeordnungen rasch anzupassen
sind.

Deswegen: Stimmen Sie unserem Antrag zu! Redu-
zieren Sie sich nicht darauf, zu sagen, Sie machten
schon alles. — Das, was Sie in diesem Feld machen,
ist in Ordnung, ist notwendig und erforderlich. Aber
wir haben als Parlamentarierinnen und Parlamenta-
rier auch eine Verantwortung, ein Uber die Parteien
hinausgehendes Signal zu setzen, damit die Kom-
munen hier auch rasch agieren.

Die BVB-Legende Addi Preiller sagte zu Recht:
~Wichtig is aufm Platz." — ,Aufm Platz, also hier
und heute, ist wichtig, flr ein Signal, fiir eine Verein-
fachung des Vergaberechtes in Nordrhein-
Westfalen zu werben. — Herzlichen Dank.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Eumann. — Jetzt hat fiir die CDU-Fraktion
Herr Kollege Lienenkamper das Wort.

Lutz Lienenkamper (CDU): Herr Prasident! Meine
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege
Eumann, in einer Hinsicht muss ich wirklich zuge-
stehen: Das war ein Expertenbeitrag, denn: Wenn
Sie Uber kleines Karo reden, ist das wirklich Exper-
tenwissen.

(Beifall von der FDP)
Das muss ich schon sagen.

Im Ubrigen féllt dieser Antrag unter die Rubrik
Selbstverstandliches. So ist er wohl auch zu verste-
hen. Deswegen beschéftige ich mich damit, was in
diesem Hohen Hause Konsens sein dirfte.

Dass das Konjunkturpaket Il auch in Nordrhein-
Westfalen schnell, effektiv und malf3geschneidert
umgesetzt werden muss, ist, glaube ich, im Grunde
jedenfalls zwischen uns allen unstreitig. Dass dazu
Beschlisse des Bundeskabinetts vom 27. Januar
gehodren, die das Vergaberecht betreffen, wissen
wir. Deswegen missen naturgemal die neuen
Mdoglichkeiten, die vom Bund geschaffen worden
sind beziehungsweise die noch gesetzlich zu schaf-
fen sind, in Landesrecht umgesetzt werden.

Da hort |hr Antrag dann aber auch auf. Wenn ich
mir den Beschlusstext |hres Antrages durchlese,
finde ich wirklich nur Selbstversténdliches. Wir wer-
den aber doch noch Aufgaben haben, die ber die-
ses Selbstverstandliche hinausreichen.

So mussen zunachst ganz genau nachschauen,
was eigentlich im Gesetzestext steht, und anschlie-
Rend Uberlegen, wie wir das schnell umsetzen kén-
nen.

Es geht sicherlich zum einen um die Erhéhung der
Auftragswerte auf 100.000 € fir eine freihandige
Vergabe und bis zu einem Auftragswert von einer
Million € fir beschrankte Ausschreibungen. Ich bin
der festen Uberzeugung, dass hier die Umsetzung
schnell gelingen wird.

Im Liefer- und Dienstleistungsbereich geht es dar-
um, eine freihandige Vergabe und eine beschrankte
Ausschreibung bis zu einem Auftragswert von
100.000 € durchfuhren zu durfen. Ich bin sicher,
dass auch das sehr schnell umgesetzt werden wird.

Dann geht es darum, die Spielrdume der o6ffentli-
chen Auftraggeber durch die Verzichtsmdglichkeit
auf die aufwendigen Verfahren der offentlichen
Ausschreibung beziehungsweise einen Teilnahme-
wettbewerb zu erweitern. Das wird schnell und
passgenau geschehen.

Darliber hinaus werden wir uns auch Gedanken
unter der Uberschrift ,Transparenz‘ machen miis-
sen. Das sprechen Sie in Ihrem Antrag Uberhaupt
nicht an. Wenn befristet fir zwei Jahre die Moglich-
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keit eingerdumt wird, von bewahrten Vergaberegeln
abzuweichen und Vergaben schneller und effektiver
durchzufihren, ist das richtig. Dann muss aber auf
der anderen Seite darliber nachgedacht werden,
wie in einem solchen System Transparenz geschaf-
fen werden kann. Denn derjenige Baudezernent
oder Kommunalbeamte vor Ort, der solche Vorla-
gen unterschreibt, ist doch in diesem Land immer
einem Generalverdacht der Korruption ausgesetzt.

Wenn Sie uber zwei Jahre drei oder vier Mal in den
Listen den gleichen Auftragnehmer sehen — was bei
vielen Kommunen schon deswegen notwendig sein
wird, weil es dort manchmal gar nicht so viele An-
bieter gibt —, ist doch schon klar, welche Diskussio-
nen gefuhrt werden. Also muss man diesen ortli-
chen Entscheidungstragern klare Regelungen fur
die Vergabe an die Hand geben und auch sagen,
wie Transparenz hergestellt werden kann.

Ich kann Ihnen zusichern, dass die Landesregie-
rung Uber Ihren Antrag hinaus auch dartber intensiv
nachdenkt und verninftige Vorschlage genau zu
diesem Bereich unterbreiten wird, die in lhrem An-
trag Uberhaupt nicht vorkommen.

Es ist im Ubrigen darauf hinzuweisen, dass bei den
europaweiten, nicht offenen Verfahren demnéchst
die Anwendung des beschleunigten Verfahrens
ohne Nachweis eines Ausnahmetatbestandes mog-
lich sein wird. Auch das muss man noch umsetzen,
und es wird umgesetzt. Auch diesbeziglich vermis-
se ich in lThrem Antrag entsprechende Ausfuhrun-
gen.

Meine Damen und Herren, so, wie Sie es gewohnt
sind, wird die Landesregierung daflir sorgen, dass
wir schnell und passgenau zu Lésungen kommen.
Deswegen war lhr Antrag im Ergebnis so Uberflis-
sig, als wenn Sie beantragt hatten, der Landtag
dieses Landes Nordrhein-Westfalen moge feststel-
len, dass der Plenarsaal rund ist.

Vizeprasident Edgar Moron: Herr Lienenkamper,
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn
Schmeltzer?

Lutz Lienenkdmper (CDU): Da ich die Worte
.Herzlichen Dank" noch nicht ausgesprochen hatte,
geht das noch.

Vizeprasident Edgar Moron: Das kdnnen Sie noch
machen. — Bitte schon.

Rainer Schmeltzer (SPD): Herzlichen Dank, Herr
Kollege. — Sie haben also nicht gegen den vorlie-
genden Antrag gesprochen, sondern hdochstens
Erganzungen eingebracht. Wenn Sie doch im Tenor
mit uns einer Meinung sind, stellt sich mir die Frage,
warum Sie keinen Anderungsantrag einbringen.

Lutz Lienenk&mper (CDU): Kollege Schmeltzer, zu
jeder Selbstverstandlichkeit noch Anderungsantrage
zu stellen, wirde die Holzvorkommen dieser Welt
wahrscheinlich massiv beeintrachtigen. Dafur mus-
sen wir nicht noch Papier verschwenden.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Lienenkdmper. — Jetzt hat fur die FDP-
Fraktion Herr Brockes das Wort.

Dietmar Brockes” (FDP): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Als Frau Prasidentin heute
Morgen bekannt gab, dass die SPD-Fraktion einen
Antrag der heutigen Sitzung zuriickgezogen hat,
war ich mir fast sicher, dass es sich dabei um die-
sen Antrag handelt. Aber anscheinend hatte die
SPD auch noch weitere unnétige Antrage gestellt.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Mit billigen Rede-
bausteinen bekommt man auch die Redezeit
volll)

— Hoéren Sie gut zu, Herr Schmeltzer. Meistens re-
den Sie wahrend meiner Redezeit wohl mehr als ich
selbst.

(Beifall von FDP und CDU — Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Daran sehen Sie, dass Sie selbst
nicht viel zu reden haben!)

Es wirde sich empfehlen, ein bisschen zuzuhéren.
Wenn Sie eine gute Schule genossen héatten,

(Marc Jan Eumann [SPD]: So ein arroganter
Schndsel!)

wussten Sie, dass es manchmal hilfreich ist, wenn
man anderen auch mal zuhort.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wo kommt lhre
Arroganz tberhaupt an? Hinten?)

Kommen wir mal wieder zum Antrag. Es ist schon
bemerkenswert, Herr Eumann, dass bei diesem
Antrag zum Vergaberecht kein Vertreter Ihrer Frak-
tion anwesend ist, der ordentliches Mitglied im Wirt-
schaftsausschuss ist.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Selbst das stimmt
nicht, Herr Kollege!)

Das zeigt doch, wie peinlich Ihr Antrag ist.

(Helga GieRelmann [SPD]: Das stimmt doch
nicht!)

— Frau Giel3elmann, entschuldigen Sie, ich habe Sie
Ubersehen. Sie sind die Quotenfrau. Entschuldigen
Sie bitte; das habe ich wirklich Gibersehen.

(Marc Jan Eumann [SPD]: Das ist doch un-
verschamt!)

Kommen wir zum Thema selbst. Bereits am 6. Ja-
nuar 2009, also zu einem Zeitpunkt,
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(Marc Jan Eumann [SPD]: Dick, doof und
faull)

als es das zweite Konjunkturpaket des Bundes noch
gar nicht gab, hat der Ministerprasident angekin-
digt, dass die Landesregierung zur Beschleunigung
der Vergabeverfahren fir offentliche Auftrdge die
Wertgrenzen deutlich und zlgig heraufsetzen wird.

Anlasslich der Sondersitzung des Landtags am 16.
Januar dieses Jahres erklarte Wirtschaftsministerin
Thoben:

Wir werden fiir den Ubergangszeitraum von zwei
Jahren die Wertgrenzen fir eine vereinfachte
Vergabe offentlicher Auftrdge weiter anheben.
Wir werden die Verfahren beschleunigen, weil
wir sicher sind, dass das nicht nur der regionalen
Wirtschaft gut tut, sondern auch daftr sorgt,
dass man gewinschte MalRnahmen tatsachlich
schneller umsetzen kann.

Meine Damen und Herren, vier Tage nach der Sit-
zung kam dieser SPD-Antrag. Herr Kollege Eu-
mann, es ist wirklich dreist und geradezu frech, sich
hier als Urheber hinzustellen.

Erst am Dienstag dieser Woche hat das Bundeska-
binett die fur den Bund geltenden Kostengrenzen,
unterhalb derer vereinfachte Vergabeverfahren
mdglich sind, angehoben. Fir den Baubereich wur-
de ermdglicht, bis zu einem Auftragswert von
100.000 € freihdndige Vergaben und bis zu 1 Milli-
on € begrenzte Ausschreibungen durchzufiihren.
Fir den Liefer- und Dienstleistungsbereich des
Bundes gibt es bis zu einem Auftragswert von
100.000 € ein Wahlrecht zwischen freih&ndiger
Vergabe und der Mdglichkeit beschrankter Aus-
schreibungen.

Nun wird die Landesregierung einen Erlass auf den
Weg bringen — er ist im Kabinett bereits beschlos-
sen worden, wie Herr Eumann bereits zu Recht
gesagt hatte —, mit dem die fur das Land NRW und
die Kommunen geltenden Schwellenwerte an die
am Dienstag beschlossenen Werte des Bundes
angepasst werden.

Durch die damit gegebenen Mdglichkeiten, befristet
auf die Dauer von zwei Jahren auf die aufwendigen
Verfahren der offentlichen Ausschreibung bezie-
hungsweise des Teilnahmewettbewerbs zu verzich-
ten, werden die Beschaffungsvorgange des Landes
und der Kommunen erheblich vereinfacht und die
Umsetzung von Investitionsvorhaben deutlich be-
schleunigt. Ich stimme Kollegen Lienenkdmper aus-
drucklich zu, dass wir natirlich schauen mussen,
die nétige Transparenz hinzubekommen.

Meine Damen und Herren, ich mochte an dieser
Stelle auch noch darauf hinweisen, dass die Lan-
desregierung unter Federfihrung des Innenministe-
riums den Kommunen bereits im Jahr 2006 erhohte
Wertgrenzen fur beschrénkte Ausschreibungen und
freihdandige Vergaben empfohlen hat. In den Kom-

munen, in denen entsprechende Erlasse umgesetzt
wurden, werden die Vergabeverfahren nun schnel-
ler und effektiver abgewickelt. Zudem konnte da-
durch die Qualitat der Leistungserbringungen erhoht
und der regionale Mittelstand gestéarkt werden.

Ich komme zum Schluss. Meine Damen und Herren
von der SPD, anstatt Uberflissige Antrage zu stel-
len, wirde ich mir von der SPD-Fraktion wiinschen,
dass Sie in den paar Kommunen, in denen Sie noch
mitregieren, dafir sorgen wirden, dass die erweiter-
ten vergaberechtlichen Spielraume auch tatsachlich
genutzt werden. — Vielen Dank.

(Beifall von FDP und CDU)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Brockes. — Fir die Fraktion Bundnis 90/Die
Griinen spricht jetzt der Abgeordnete Priggen.

Reiner Priggen (GRUNE): Herr Prasident! Liebe
Kolleginnen! Liebe Kollegen! Liebe Gaste! Damit
sich niemand wundert: Wir reden Uber einen Sach-
verhalt, bei dessen konkreter Umsetzung zwischen
allen Fraktionen Konsens herrscht. Das war
manchmal nicht deutlich herauszuhoren.

Es mag ja sein, dass der sozialdemokratische An-
trag etwas aufgreift, was die Ministerin schon in der
Pressekonferenz gesagt hat. Das ist aber doch nicht
schlimm. Man konnte dazu natirlich einen Ent-
schlieBungsantrag stellen, mit dem man den Punkt,
der nicht drinsteht, konkretisiert. — Insofern gibt es
einen Konsens bei den MalRnahmen.

Bei der Frage der Transparenz bin ich auf das ge-
spannt, was die Ministerin gleich ausfiihren wird.
Denn naturlich wére es sinnvoll, Uber das Internet
oder in sonstiger Form kurzfristig die neuen Regeln
der Vergabe mit Auftragshthe unter Benennung der
Branchen darzustellen, um die Auftragsvergaben
wirklich zu beschleunigen.

Wir schaffen zeitlich befristet die Mdglichkeit zu
einer schnellen Vergabe von Auftrdgen, damit Bau-
auftrage in dieser konjunkturell schwierigen Situati-
on das Handwerk, die Bauindustrie und weitere
Branchen schnell erreichen.

(Beifall von den GRUNEN)

Wir wollen aber nicht, dass wieder das Risiko einer
Tendenz zu Korruption und Auftragsvergabe an
anderen vorbei Uber bestimmte Kanéle, wie wir das
in der Vergangenheit punktuell in den Kommunen
hatten, einrei3t. Das heil3t, auf der einen Seite et-
was zu probieren, damit das Geld schnell fliefl3t, auf
der anderen Seite aber keine Negativeffekte zu
produzieren. Deswegen brauchen wir noch ein Plus
an Transparenz. Ich habe auch noch einmal nach-
gelesen, habe dies jedoch nicht gefunden.

Da es daran jedoch Uberhaupt keine Kritik gibt,
kann man dem Antrag zustimmen und richtigerwei-
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se mit einer Konkretisierung der Transparenz noch
ein bisschen weitergehen. Das hatten Sie auch mit
einem EntschlieBungsantrag erreichen konnen.
Denn bei einem Punkt, bei dem Uber alle Fraktionen
hinweg Konsens besteht, konnten wir das auch
gemeinsam machen. — Herzlichen Dank.

(Beifall von den GRUNEN)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Priggen. — Jetzt hat der fraktionslose Abgeordnete
Sagel das Wort.

Radiger Sagel*) (fraktionslos): Sehr geehrte Damen
und Herren, bevor Sie sich streiten, wer da ist und
wer nicht, will ich lhnen sagen: Die Linke ist zu 100
% da.

(Hans-Willi Korfges [SPD]: Es horen aber
nicht so viele zu, Rudiger!)

Ich stehe namlich mal wieder vor Ihnen.
(Zuruf von Hans-Willi Kérfges [SPD])

— Das ist die Realitat. — Ich muss allerdings konsta-
tieren, dass der SPD-Antrag aus meiner Sicht tUber-
fliissig ist, denn er geht an den Realitaten vorbei.

(Hans-Willi Korfges [SPD]: Es ist die Frage,
wie viel Uberflussig!)

Bei diesem Konjunkturprogramm geht es doch um
ganz andere Dinge. Denn die GroRe Koalition von
CDU und SPD in Berlin hat viel zu lange gezdgert,
dieses Programm aufzulegen. Sie hat viel zu lange
die Auswirkungen dieser Finanzkrise auf die Real-
wirtschaft ignoriert.

Jetzt hat die Koalition ein Programm aufgelegt, das
zu verpuffen droht. Es kommt auch viel zu spét,
selbst wenn heute — wie ich das gehdrt habe — in
den frihen Morgenstunden wohl eine Einigung er-
zielt worden ist. 2,8 Milliarden € sollen die Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen bekommen. Ich bin sehr
gespannt, wie unburokratisch das Geld tatsachlich
ausgezahlt wird.

Fakt ist jedenfalls: Gerade die armeren und sozial
schlechter gestellten Menschen in unserem Land
werden von diesem Programm und diesem Paket
nicht profitieren. Das ist die Realitat. Die ,Steuer-
schenkung®, die in diesem Paket beschlossen ist,
geht vor allem zulasten derjenigen, die sich in der
unteren Einkommensskala befinden. Die Reichen
profitieren erneut. Das ist die Politik, die SPD und
CDU gemeinsam machen; Ubrigens ahnlich wie bei
dem Tagesordnungspunkt vorhin zu dem Thema
WestLB: Auch da haben wir das schon erlebt.

Dieses Programm hat eine schwere soziale Schief-
lage. Geringverdiener, Rentnerinnen und Rentner
und Bezieher von Sozialleistungen gehen weitge-
hend leer aus — das ist das Resultat dieses Kon-
junkturprogramms —, werden auf der anderen Seite

jedoch am Ende die Lasten zu tragen haben. Denn
fur die Milliarden, die dort von den Bankern und den
.Nieten in Nadelstreifen verzockt worden sind, wer-
den mal wieder die Birgerinnen und Burger auf-
kommen muissen. Sie werden letztlich mit héheren
Steuern und Abgaben diese Politik zu bezahlen
haben.

Wir haben es schon Anfang des Jahres erlebt. Die
Krankenhausbeitradge sind deutlich gestiegen. Die
Leute haben ab dem 1.Januar weniger Geld im
Portemonnaie. Schon in der Vergangenheit haben
CDU und SPD die Mehrwertsteuer um
3 Prozentpunkte erhoht. Einen Haushalt mit zwei
Kindern kostet allein diese Steuer im Monat 200 €
mehr.

Das ist Ihre Politik. Sie geht zulasten der armeren
und der sozial schlechter gestellten Menschen. Das
ist — leider — genau das Gegenteil von dem, was in
diesem Land passieren musste.

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Sagel. — Jetzt hat Frau Ministerin Thoben
das Wort.

Christa Thoben, Ministerin fur Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Prasident! Meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich freue mich, dass
sich die SPD-Fraktion endlich mit dem vorliegenden
Antrag fir Erleichterung bei Vergabeverfahren aus-
spricht.

Das Uberrascht mich positiv, da ich noch gut in Er-
innerung habe, wie hartnéckig sich dieselbe Frakti-
on unserer Initiative entgegengestemmt hat, das
Uberbirokratische europarechtswidrige und untaug-
liche Tariftreuegesetz Nordrhein-Westfalen aufzu-
heben.

(Beifall von CDU und FDP)

Wenn sich nun offensichtlich auch bei diesem Teil
des Hauses die Auffassung durchzusetzen scheint,
dass Unmengen von Regulierungen kein geeigne-
tes Mittel fur eine effiziente und ziigige Befriedigung
des Beschaffungsbedarfs der offentlichen Hand
sind, kann ich das nur begrif3en.

Die Landesregierung hat sich tbrigens von Anfang
an dadurch ausgezeichnet, dass sie auch im Ver-
gaberecht kontinuierlich burokratische Hurden vor
allem fur die mittelstandische Wirtschaft beseitigt,
um offentliche Investitionen in Nordrhein-Westfalen
spurbar zu beschleunigen.

Ich verweise gern auf die von mir bereits angespro-
chene ersatzlose Streichung des Tariftreuegesetzes
und die Anhebung der Schwellenwerte fir kommu-
nale Bauvorhaben durch Runderlass des Innenmi-
nisteriums vom 22. Marz 2006. Mit der Anhebung
der Schwellenwerte fiir beschrénkte und 6ffentliche
Ausschreibungen auf ein Niveau, das in der Bun-
desrepublik Deutschland aufl3er in Nordrhein-
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Westfalen nur noch in Bayern und Mecklenburg-
Vorpommern erreicht wird, hat die Landesregierung
sehr frihzeitig die Voraussetzungen dafiir geschaf-
fen, dass Kommunen offentliche Bauauftrage mit
geringerem Aufwand vergeben kdnnen, als dies in
fast allen anderen Landern der Fall ist.

Die Landesregierung tritt aulRerdem in gemeinsa-
mem Schulterschluss mit den am Baugipfel beteilig-
ten Vertretern der Bauwirtschaft und der Industrie-
gewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt nachdriicklich
fur eine Stérkung des Praqualifizierungsverfahrens
ein, um vor allem kleine und mittelstandische Bau-
unternehmer von aufwendigen Einzelnachweisver-
pflichtungen zu entlasten.

Hier werden wir durch gemeinsamen Runderlass
die Voraussetzungen dafur schaffen, dass bei be-
schréankten Ausschreibungen und freihdndigen Ver-
gaben grundsatzlich nur noch solche Unternehmen
zur Angebotsabgabe aufgefordert werden sollen,
die sich in die allgemein zugéngliche Liste des Ver-
eins fur Praqualifikation von Bauunternehmen ha-
ben eintragen lassen. Ich bin sicher, dass diese
MaRRnahme die Attraktivitat und Akzeptanz des Pra-
qualifizierungsverfahrens deutlich erhthen wird.

Schlieflich hat sich die Landesregierung im schwie-
rigen kontroversen Vergaberechtsreformprozess auf
Bundesebene massiv fir mittelstandsfreundliche
und verfahrensvereinfachende Regelungen einge-
setzt. In die umfangreiche Stellungnahme des Bun-
desrates sind zahlreiche Initiativantrage der Landes-
regierung von Nordrhein-Westfalen eingeflossen.

Erlauben Sie mir den Hinweis, dass auch hier weite-
re Verfahrenserleichterungen moglich gewesen
waren, wenn die SPD bereit gewesen ware, auf die
Verankerung vergabefremder Kriterien, die ein wirt-
schaftliches und sparsames Ergebnis von Vergabe-
entscheidungen erschweren, zu verzichten.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ganz
klar zum Ausdruck bringen: Die Landesregierung
bendtigt auch fur die Umsetzung der im Bund be-
schlossenen Mafinahmen zur Starkung von Wachs-
tum und Beschéftigung keine Aufforderung durch
die Opposition.

(Beifall von der CDU -Rainer Schmeltzer
[SPD]: Das ist ja lacherlich!)

Unmittelbar nachdem das Konjunkturpaket Il be-
schlossen wurde, haben wir mit der Umsetzung der
vereinbarten Maflinahmen zur Beschleunigung von
Investitionen durch Vereinfachungen im Vergabe-
recht begonnen. Wir werden per Erlass regeln, dass
im Baubereich bis zu einem Auftragswert in Héhe
von 100.000 € freihdndige Vergaben zulassig sind.
Bis zu einem Auftragswert in Héhe von 1 Million €
werden beschrankte Ausschreibungen méglich sein.

Im Liefer- und Dienstleistungsbereich wird bis zu
einem Auftragswert in Hohe von 100.000 € eine

Wahlimdoglichkeit zwischen freihdndiger Vergabe
und beschrénkter Ausschreibung bestehen.

Fir den Bereich der europaweiten Ausschreibungen
werden wir in diesen Erlass aufnehmen, dass die
Dringlichkeit zur Durchfiihrung der beschleunigten
Verfahren aufgrund der aktuellen Wirtschafts- und
Finanzkrise gegeben ist. Das wird dazu flhren,
dass die Mindestfrist fiir europaweite Vergaben von
87 Tagen auf 30 Tage gekirzt werden kann. Die
EU-Kommission hat hierzu bereits griines Licht
gegeben.

Das Wirtschaftsministerium hat mit den anderen
betroffenen Ressorts bereits Einvernehmen ber
diese Vereinfachungen erzielt. Ich kann Ihnen daher
versichern, dass sie innerhalb der ndchsten Tage
umgesetzt werden, und zwar sowohl fiir die Lan-
desdienststellen als auch aus Respekt vor der
kommunalen Selbstverwaltung als Empfehlung fir
die kommunalen Gebietskorperschaften.

Ich habe keinen Zweifel daran, dass die 6ffentlichen
Auftraggeber in Nordrhein-Westfalen die ihnen mit
den Verfahrenserleichterungen eingerdumten Mog-
lichkeiten verantwortungsvoll einsetzen werden.
Hierzu zahlt auch ein erforderliches Mald an Trans-
parenz. Dieses Bewusstsein werden wir durch eine
Verpflichtung zur Ex-Post-Dokumentation in allge-
mein zuganglichen elektronischen Medien stérken.

Der Erlass soll bis zum 31.12.2010 befristet werden.
Im Lichte der gewonnenen Erfahrungen wird dann
zu entscheiden sein, ob die derzeit geltenden Rege-
lungen dauerhaft zu modifizieren sind.

Mit den dargelegten Maflnahmen ist Nordrhein-
Westfalen gut aufgestellt, um die im Konjunkturpa-
ket der Bundesregierung beschlossenen Mittel
schnellstmoglich fir offentliche Investitionen in
Nordrhein-Westfalen einsetzen zu kénnen.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau
Ministerin. — Meine Damen und Herren, weitere
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schlieRBe
die Beratung.

Die antragstellende SPD-Fraktion hat um direkte
Abstimmung gebeten. Wir stimmen also direkt Gber
den Inhalt des Antrags Drucksache 14/8325 ab.
Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. Das sind die
SPD-Fraktion und Bundnis 90/Die Griinen. Wer ist
dagegen? — Das sind CDU und FDP. Gibt es Ent-
haltungen? — Abgeordneter Sagel. Damit ist dieser
Antrag mit der Mehrheit der Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen von
SPD und Blndnis 90/Die Griinen bei Enthaltung
des Abgeordneten Sagel abgelehnt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen zu:



Landtag
Nordrhein-Westfalen

13273

30.01.2009
Plenarprotokoll 14/114

3 Gesetz zum Ausbau der Fachhochschulen in
Nordrhein-Westfalen (Fachhochschulausbau-
gesetz)

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 14/8290

erste Lesung

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich
Herrn Minister Professor Dr. Andreas Pinkwart fir
die Landesregierung das Wort. Bitte schon.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister fur Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: Herr
Prasident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Um Wohistand, Aufstiegschancen und eine
intakte Umwelt fir alle in unserem Land zu sichern,
wollen wir Nordrhein-Westfalen bis zum Jahre 2015
zum Innovationsland Nummer eins machen. Dafiir
brauchen wir beste Bildung, Forschung und Trans-
fer. Kurzum: Wir brauchen beste Koépfe fir Nord-
rhein-Westfalen.

(Beifall von der CDU)

Dies gilt ganz besonders in den mathema-
tisch-naturwissenschatftlich-technischen Disziplinen.
Eine der attraktivsten Karriere- und Innovations-
schmieden sind die technisch orientierten Fach-
hochschulen, insbesondere jene, die Uber duale
Studienkonzepte eng mit innovativen Unternehmen
verzahnt sind.

Gerade an solch attraktiven Studienangeboten
mangelt es aber in Nordrhein-Westfalen.

Um den dadurch entstehenden Ingenieurmangel
nachhaltig zu tberwinden und der auch mit Blick auf
den doppelten Abiturjahrgang steigenden Zahl Stu-
dierender qualitativ hochwertige Studienméglichkei-
ten zu erdffnen, geht die Landesregierung den mu-
tigen Schritt, die Fachhochschulen durch Neugrin-
dung und die Erweiterung vorhandener Fachhoch-
schulen massiv auszubauen.

(Beifall von der CDU)

Durch die Vorgaben des Wettbewerbs und die her-
vorragenden Bewerbungen aus den Regionen er-
reichen wir mit den Standortempfehlungen der Jury
zudem, dass die vom Rickzug des subventionierten
Steinkohlebergbaus betroffenen Regionen eine sehr
konkrete und eine sehr nachhaltig wirksame Zu-
kunftsperspektive erhalten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, damit
halten wir Wort: Wir investieren nicht langer in dunk-
le Schachte, sondern in helle Kopfe.

(Beifall von CDU und FDP)

Ganz besonders wichtig ist mir dabei, dass wir den
jungen Talenten mit Fachhochschulzugangsberech-

tigung zusétzlich zu den von uns bereits im Hoch-
schulpakt erhdhten Anstrengungen endlich die An-
gebote machen kénnen, die ihnen beste Aufstiegs-
chancen versprechen. Wahrend die Vorgangerre-
gierung die Angebote gerade fir die jungen Men-
schen, die Uber den zweiten Bildungsweg zu einer
akademischen Ausbildung streben, verknappt hatte,
sorgen wir mit diesem Fachhochschulerweiterungs-
gesetz fur mehr Chancengerechtigkeit am Start in
Nordrhein-Westfalen.

Bei der Standortentscheidung hat eine zehnkopfige
Jury mit Expertinnen und Experten aus Wissen-
schaft und Wirtschaft unter der Leitung von Staats-
sekretar a. D. Dr. Fritz Schaumann die Landesregie-
rung mit grolem Engagement und grof3em Sach-
verstand unterstitzt. Dafir méchte ich mich namens
der Landesregierung bei allen Jurorinnen und Juro-
ren ganz herzlich bedanken.

(Beifall von CDU und FDP)

Auf der Basis der Empfehlungen der Jury hat die
Landesregierung Ende vergangenen Jahres be-
schlossen, drei neue Fachhochschulen zu griinden
und acht bestehende Fachhochschulen im Lande
auszubauen. Damit, meine sehr verehrten Damen
und Herren, schaffen wir 10.000 neue Studienplatze
speziell in den Bereichen Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften und Technik.

Neu gegriindet mit jeweils 2.500 Studienplétzen
werden die Fachhochschule Hamm-Lippstadt mit
den Standorten Hamm und Lippstadt, die Fach-
hochschule Nordlicher Niederrhein mit dem Stand-
ort Kamp-Lintfort und ihrem Hauptsitz Kleve — dort
ist der regionale Bedarf an Studienplatzen beson-
ders grof3 und zeigt die regionale Wirtschaft insbe-
sondere beim Aufbau dualer Studienangebote ein
besonders hohes Engagement — sowie die Fach-
hochschule Westliches Ruhrgebiet mit dem Stand-
ort Bottrop und dem Hauptsitz Milheim.

Weitere 2.500 Studienplatze werden an acht beste-
henden Fachhochschulen zusétzlich eingerichtet,
zum Teil an neuen Studienorten. Hinzu kommen
1.000 Studienplatze an der geplanten Gesundheits-
fachhochschule, deren Standortwettbewerb zurzeit
noch lauft.

Fir den Ausbau der Fachhochschulen stellt das
Land bis zum Jahr 2020 insgesamt 1,3 Milliarden €
zusatzlich bereit. Diese Mittel werden deshalb zu-
séatzlich bereitgestellt, damit dieser Ausbau der
Fachhochschulen nicht zulasten der bestehenden
Hochschulen erfolgt, die wir ebenfalls dringend
brauchen, damit wir mit Blick auf den doppelten
Abiturjahrgang und steigenden Studierendenzahlen
ein hinreichendes qualitatives Angebot im nachsten
Jahrzehnt sicherstellen kénnen.

Meine Damen und Herren, wir wollen mit dem vor-
liegenden Gesetzentwurf, der zum 1. Mai 2009 in
Kraft treten soll, die rechtlichen Voraussetzungen
dafiir schaffen, dass die Grundsatzentscheidungen
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fur den Fachhochschulausbau jetzt ziigig umgesetzt
werden kdnnen. Unser Fahrplan dafiir steht.

Parallel zum Gesetzgebungsprozess werden bereits
in den kommenden Tagen die staatlichen Grin-
dungsbeauftragten fur die neuen Hochschulen ihre
Arbeit aufnehmen. Dies sind fir die Fachhochschu-
le Nordlicher Niederrhein Frau Prof. Marie-Louise
Klotz — die promovierte Chemikerin ist Dekanin des
Fachbereichs Textil- und Bekleidungstechnik der
Fachhochschule Niederrhein — sowie Dr. Martin
Goch, Dezernent fur Wirtschaft und Finanzen der
Universitat Duisburg-Essen, fir die Fachhochschule
Westliches Ruhrgebiet Prof. Eberhard Menzel — der
promovierte Elektroingenieur ist Rektor der Fach-
hochschule Dortmund — sowie Helmut Kdstermen-
ke, Kanzler der Fachhochschule Koblenz, und fir
die Fachhochschule Hamm-Lippstadt Prof. Klaus
Zeppenfeld — der promovierte Informatiker ist Dekan
des Fachbereichs Informatik der Fachhochschule
Dortmund — sowie Karl-Heinz Sandknop, Dezernent
fur Rechnungswesen, Controlling, Forschungsforde-
rung der Universitat Minster. Ich freue mich, dass
es uns gelungen ist, sehr erfahrene, hoch engagier-
te und ausgewiesene Fachleute aus dem Wissen-
schaftsmanagement fir den Aufbau der neuen
Fachhochschulen zu gewinnen.

(Beifall von CDU und FDP)

Sobald das Gesetz in Kraft ist, kénnen die Beauf-
tragten zu Grindungsprésidenten ernannt werden.
Zugleich werden dann auch die Vizeprasidenten fir
den Bereich der Wirtschafts- und Personalverwal-
tung ernannt.

Ebenfalls noch in der ersten Jahreshalfte 2009 kdn-
nen die mit der Griindung beauftragten Personen im
Einvernehmen mit dem Ministerium die ersten
Grindungsdekane fur die neuen Fachbereiche
bestellen. Damit sind die neuen Fachbereiche sofort
handlungsfahig, und sie kénnen mit den Berufungs-
verfahren und den Planungen fir die Studiengénge
beginnen. Dieser ehrgeizige Fahrplan hat zum Ziel,
dass die neuen Fachhochschulen bereits binnen
eines Jahres nach der Entscheidung der Landesre-
gierung Uber den Masterplan fir den Hochschul-
ausbau ihren Betrieb aufnehmen kdnnen. Die ers-
ten Studienanfanger sollen ihr Studium spéatestens
zum Wintersemester 2010/2011 aufnehmen, gege-
benenfalls wird dies sogar bereits zum Winterse-
mester dieses Jahres mdglich sein.

An acht bestehenden Fachhochschulen und ihren
neuen Stand- und Studienorten, ndmlich in Aachen,
Ahaus, Ahlen/Beckum/Oelde, Leverkusen, Liden-
scheid, Minden, Minster, Warburg und Vel-
bert/Heiligenhausen, laufen ebenfalls seit Wochen
die Vorbereitungen auf Hochtouren. Hier werden die
ersten neuen Studienanfanger bereits zum kom-
menden Wintersemester 2009/2010 starten.

(Beifall von CDU und FDP)

Der Hochschulausbau ist eine der groRen Heraus-
forderungen fur Nordrhein-Westfalen in den kom-
menden Jahren. Die Regionen und die Hochschu-
len arbeiten bereits seit Monaten mit gro3em Elan,
um sich dieser Herausforderung zu stellen.

(Vorsitz: Vizeprasident Oliver Keymis)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich lade
Sie herzlich ein, sich an diesem grofRen Zukunfts-
projekt fur Nordrhein-Westfalen im Rahmen der
Beratungen, aber auch daruber hinaus wie bisher
konstruktiv zu beteiligen. — Ganz herzlichen Dank.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Minister. — Fir die SPD-Fraktion spricht Herr Kolle-
ge Schultheis.

Karl Schultheis (SPD): Herr Prasident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren!
Herr Minister Pinkwart, zundchst zu den positiven
Aspekten des Gesetzentwurfs zum Ausbau der
Fachhochschulen: Aus Sicht der SPD-Fraktion ist
die Schaffung von 10.000 zusétzlichen flachenbe-
zogenen Studienplatzen an Fachhochschulen in
Nordrhein-Westfalen grundsétzlich zu begriiRen.
Sie haben ja auch die konstruktive Mitarbeit der
anderen zum Schluss lhres Redebeitrags erwahnt.

Die gesetzliche Absicherung zur Schaffung zusatzli-
cher Studienplatze im Fachhochschulbereich unter-
scheidet sich aus unserer Sicht wohltuend von dem
untauglichen Versuch zur Schaffung zusatzlicher
Studienplatze Uber Kopfpauschalen, die Sie bisher
insbesondere an den Universitdten vorgenommen
haben. Dort tritt genau das Gegenteil ein, es werden
namlich Studienplatze eingespart.

(Beifall von der SPD)

Zentrale Zielmarke bei der Umsetzung des vorlie-
genden Gesetzentwurfes ist allerdings das Jahr
2013, wo durch den doppelten Abiturjahrgang der
zusétzliche Bedarf an Studienanféangerplatzen allein
durch einen Anstieg der Studienberechtigten um
70.000 im Jahr 2013 gegeniiber dem Jahr 2005
bewaltigt werden muss. Ich frage Sie deshalb, Herr
Minister: Sind Sie in der Lage, die Umsetzung des
Ausbauprogramms und seine Ausfinanzierung so
zligig umzusetzen, dass bis zum Jahr 2013 die
Studierendennachfrage nach Studienplatzen spdr-
bar befriedigt werden kann und nicht erst 2020, wie
Sie im Gesetzentwurf darstellen? — Sie haben aus-
gefiihrt, dass im Jahr 2010 Studienbeginn an den
drei neuen Standorten sei. Wir sind gespannt. Denn
gerade der Aufbau neuer Fachhochschulen braucht
seine Zeit. Die Landesrektorenkonferenz der Fach-
hochschulen hat Sie nachdriicklich darauf hinge-
wiesen.

Der Aufbau neuer Hochschulen und Standorte, zum
Teil mit erheblichem finanziellen Engagement auch
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der Sitzgemeinden, veranlasst uns, Sie, Herr Minis-
ter, erneut zu einer Standortgarantie fir alle Hoch-
schulstandorte aufzufordern. Ich beziehe jetzt die
von lhnen neu eingefuhrte Terminologie der Stu-
dienstandorte mit ein.

(Zuruf von Minister Prof. Dr. Andreas Pink-
wart)

— Ja, wenn Sie lhren Gesetzentwurf und seine
Begriindung einmal genau durchlesen, dann wer-
den Sie sehen, dass Sie das Ministerium und die
Hochschulen ermachtigen, Studienstandorte auf-
zumachen und nattrlich auch wieder zu schlie3en.
Lesen Sie einmal genau nach, was Sie dem Parla-
ment da vorlegen.

Bisher, Herr Minister, haben Sie sich einer solchen
Garantie verweigert.

Denn es stellt sich doch die Frage, ob Sie bei riick-
laufigen Studierendenzahlen nach 2020 gerade
gegenliber den geplanten Kleinstandorten — da sind
sehr kleine Standorte dabei — eine glaubwuirdige
Zukunftsperspektive aufzeigen kdnnen — einmal
abgesehen davon, ob Kleve nun Kohlerlickzugsge-
biet ist oder nicht. Aber es wird ein kleiner Standort
sein. Es geht ja darum, auch eine Perspektive auf-
zubauen, gerade fir das Engagement der Standor-
te, die sich hier beworben haben.

Hier liegt aus unserer Sicht ein Schwachpunkt, ge-
rade auch der Juryentscheidung und des von lhnen
vorgelegten Gesetzentwurfs zum Ausbau der Fach-
hochschulen.

Wir haben deshalb im Ausschuss fir Innovation,
Wissenschaft, Forschung und Technologie eine
Anhoérung — auch zur Juryentscheidung — unter
Beteiligung kommunaler Vertreter beantragt, die der
Anhorung zum Gesetzentwurf vorgeschaltet sein
soll. Wir halten es fur sehr, sehr entscheidend, dass
wir uns einen Uberblick dartiber verschaffen, wie es
zu dieser Entscheidung gekommen ist und welche
objektiven Kriterien zu dieser Entscheidung gefiihrt
haben. Die Resonanz in Nordrhein-Westfalen ist ja
nicht einhellig positiv, wie das vielleicht durch den
Beitrag von Herrn Minister Pinkwart hier bei der
Zuhdrerschaft hatte ankommen kdnnen.

(Beifall von der SPD)

Meine Damen und Herren, bevor wir keine Klarheit
und keine Transparenz der Juryentscheidung ha-
ben, kdnnen wir dem vorliegenden Gesetzentwurf
nicht zustimmen und werden wir uns bei der Ab-
stimmung in der Konsequenz hierzu der Stimme
enthalten.

(Rudolf Henke [CDU]: Ach! — Manfred Kuh-
michel [CDU]: Grof3e Enttduschung!)

Aber warten wir einmal ab, was die Anhérungen
bringen werden.

Im Ubrigen haben Sie mit Ihrer alleinigen Konzent-
ration auf den MINT-Bereich im Ausbauprogramm

die Chance vertan, das Facherspektrum an unseren
Fachhochschulen insgesamt auszubauen, die Lehr-
belastung der Lehrenden an den Fachhochschulen
zu reduzieren und auch die tarifliche und besol-
dungsrechtliche Gleichstellung von Fachhochschul-
absolventinnen und -absolventen sowie Universi-
tatsabsolventinnen und -absolventen anzupacken.
Aus unserer Sicht sind das wichtige Voraussetzun-
gen, um den Anteil der Studierenden an Fachhoch-
schulen zu erhthen und exzellentes Lehrpersonal
Zu gewinnen.

Herr Minister, an einem Punkt sind Sie auf absolut
ideologischen Abwegen. Ich spreche von lhrer Ab-
sicht, die Universitaten zulasten der Fachhochschu-
len von Studierenden zu entlasten, um so die Exzel-
lenz der Universitaten zu starken. So steht es in der
Begriindung lhres Gesetzentwurfs. Herr Minister
Pinkwart, sind Sie sich eigentlich Uber die Konse-
guenz dieser Botschaft im Klaren? Sind Sie sich
darUber im Klaren, was Sie in diesen Gesetzentwurf
geschrieben haben?

(Beifall von Marc Jan Eumann [SPD])

Erstens bringt uns das nicht mehr Studienpléatze,
sondern nur eine Verlagerung. Zweitens ist es eine
fatale Fehleinschéatzung, dass eine moglichst gerin-
ge Zahl von Studierenden an einer Universitat ent-
scheidend fir deren Exzellenz ist. Sie mussten ein-
mal wissenschaftlich nachweisen, dass dieser Zu-
sammenhang besteht.

(Beifall von Marc Jan Eumann [SPD])

Ganz im Gegenteil, wir brauchen exzellente Univer-
sitdten und exzellente Fachhochschulen, die mdog-
lichst vielen jungen Menschen exzellente Studien-
und Forschungsméglichkeiten anbieten. lhre pseu-
doelitare ldeologie schadet unserem Land und den
hier lebenden Menschen, insbesondere der jungen
Generation.

(Beifall von der SPD)

Noch ein Wort zu den Kosten: Der Aufbau der drei
neuen Fachhochschulen wird nach lhren Angaben
bis 2020 mit 852 Millionen € veranschlagt. Auf
325 Millionen € sollen sich voraussichtlich die Kos-
ten fir den Ausbau der 2.500 flachenbezogenen
Studienplatze an den bestehenden Fachhochschu-
len belaufen. Die jahrlichen Kosten geben Sie an —
ich nehme an, dass das die Betriebskosten fiir die
drei neu einzurichtenden Fachhochschulen sind —
mit 111 Milionen€ und dann noch einmal mit
30 Millionen € fir den Ausbau der 2.500 flachenbe-
zogenen Studienplatze an den bestehenden Fach-
hochschulen.

Herr Minister, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir
erwarten hierzu ein schlissiges und in der Tat auch
nachpriifbares Finanzierungskonzept der Investiti-
onskosten und der erforderlichen Personal- und
Betriebskosten sowohl im Rahmen des Landes-
haushalts als auch im Rahmen des Wirtschafts-
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plans des Bau- und Liegenschaftsbetriebs des Lan-
des Nordrhein-Westfalen.

(Beifall von Marc Jan Eumann [SPD])

Ein schlissiges Konzept liegt bisher hierzu noch
nicht vor. Im Ubrigen werden Sie ja im Wesentlichen
auch auf Mittel des Hochschulpakts Il zurtickgreifen
wollen, der ja ganz mafgeblich auch vom Bund
mitfinanziert wird. Auch deswegen erwarten wir,
dass es hier ein schlissiges und nachprifbares
Finanzierungskonzept geben wird.

Meine Damen und Herren, wir sehen der Anhdrung
und den Beratungen im Ausschuss fur Innovation,
Wissenschaft, Forschung und Technologie mit Inte-
resse, aber auch mit Erwartungen entgegen. Der
Uberweisung des Gesetzentwurfs an die Ausschiis-
se stimmen wir heute selbstverstéandlich zu.

Wir wiirden uns freuen, wenn wir im Endeffekt in der
Tat ein Mehr an Studienpléatzen und auch ein quali-
tatives Mehr flir das Gesamte, das wir an Hoch-
schulen anzubieten haben, Fachhochschulen und
Universitaten in Nordrhein-Westfalen, haben. —
Herzlichen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Schultheis. — Fur die CDU-Fraktion spricht
Herr Kollege Dr. Brinkmeier.

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Herr Prasident!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue mich,
dass wir heute hier im Plenum einen Gesetzentwurf
in der ersten Lesung beraten, der uns an vielen
Orten in Nordrhein-Westfalen beschéftigen wird.
Das Gesetz zum Ausbau der Fachhochschulen hier
in Nordrhein-Westfalen wird fir Nordrhein-Westfa-
len wichtig sein und sicherlich vielen Anwesenden,
die uns heute bei der Debatte zuschauen, oder
Menschen aus ihrem Bekanntenkreis unmittelbar
positiv nutzen.

Die nordrhein-westfalische Landesregierung schafft
in den kommenden Jahren 11.000 neue Studien-
platze an Fachhochschulen. Dafiir grindet das
Land — wir haben es gehort — drei neue Fachhoch-
schulen und baut acht bestehende Fachhochschu-
len aus, zum Teil an neuen Standorten. Dies ist
Ubrigens ein wesentliches Element im Hinblick auf
den doppelten Abiturjahrgang 2013. Bis 2020 wer-
den zur Finanzierung zusatzliche Landesmittel in
Hohe von rund 1,3 Milliarden € bereitgestellt.

Die grundsatzlichen Erwdgungen, die zu diesem
Beschluss des Landeskabinetts und damit zu die-
sem Gesetzentwurf gefiihrt haben, hat bereits Herr
Minister Pinkwart in seiner Rede aufgefiihrt, ebenso
wie die geplante Struktur der Neugrindungen bzw.
Ausdehnungen.

Die CDU-Landtagsfraktion stimmt dem Anliegen der
Landesregierung zu und unterstitzt den Ausbau der
Fachhochschullandschaft. Es ist dies nicht nur ein
wesentlicher Bestandteil zur Sicherstellung notwen-
diger Studienplatze in den kommenden Jahren,
sondern auch ein klares Signal an die Wirtschaft,
die dauerhaft einen hohen Bedarf an in MINT-F&-
chern ausgebildeten jungen Menschen hat.

Das freut mich sehr; denn die CDU-Landtagsfrak-
tion hat auch in den vergangenen Jahren stetig
gefordert, dass wir neue Studienplatze einrichten.
Jetzt wird das unter unserer Regierung tatsachlich
wahr.

(Beifall von der CDU)

Herr Kollege Schultheis hat eben das Verfahren
erwahnt. Bei mehreren Bewerbern gibt es naturge-
mafR Gewinner und Verlierer. Es ist auch naturge-
mal, dass die Opposition versucht, daraus Kapital
zu schlagen.

Aber ich gebe zu bedenken: Angesichts der Tatsa-
che, dass wir alle uns grundsatzlich einig sind — so
habe ich das eben verstanden, Herr Kollege
Schultheis —, dass diese 11.000 neuen Studienplét-
ze eine vernunftige Sache sind, frage ich Sie: Sollen
wir jetzt etwa denjenigen, denen diese Studienplat-
ze laut Gesetzentwurf zugeschrieben werden, wie-
der etwas wegnehmen? Ich glaube, dass auch Ihre
Parteifreunde, zum Beispiel die Oberbiurgermeiste-
rin von Mulheim oder der Landrat von Minden-
Lubbecke, nicht erfreut waren, wenn wir das Paket
an dieser Stelle wieder aufschnirten. Das sollten
wir an der Stelle nicht tun.

Denen, die jetzt sozusagen als Verlierer tituliert
werden, mochte ich eine Parallele in Erinnerung
rufen, namlich der BioRegio-Wettbewerb aus den
90er-Jahren, den viele von lhnen sicherlich noch in
guter Erinnerung haben. Auch da war es so, dass
von den, ich glaube, zwolf Bewerbungsregionen nur
drei oder vier zum Zuge kamen. Aber am Ende
haben tatséchlich alle etwas gemacht; das war das
Besondere. Ich habe es damals selbst erlebt. Am
Ende kam etwas Positives fir die gesamte Land-
schaft heraus, in dem Fall im Rahmen von Biotech.
Dazu koénnen wir sicherlich Parallelen ziehen, so-
dass wir auch hier weiter denken.

Die Landesregierung wird naturlich all denjenigen,
die in diesem Wettbewerb nicht zum Zuge kamen
und die dennoch die Einrichtung einer hochschuli-
schen Ausbildungsstéatte vor Ort anstreben, bei der
Umsetzung ihrer Ziele nach besten Kraften zur Sei-
te stehen. Wenn man dies dann mit einer gemein-
samen Analyse der Schwachstellen der jeweiligen
Bewerbung verbindet, wird sicherlich aus der Ab-
lehnung im Wettbewerb am Ende etwas Konstrukti-
ves. Ich meine, das ist lobenswert und verdient
auch unser aller Unterstitzung. Hierfir danke ich
dem Ministerium sehr.



Landtag
Nordrhein-Westfalen

13277

30.01.2009
Plenarprotokoll 14/114

Man kann wirklich sehen, dass an all diesen Stand-
orten eine Dynamik entfacht worden ist, die zu ei-
nem Schub in dieser Region filhren wird. Ich meine
das nicht nur im Hinblick auf die hochschulische
Ausbildung, sondern gerade auch im Hinblick auf
die lokale Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft,
Wirtschaft und natirlich auch der 6rtlichen Politik.

Ich méchte auch an einen Aspekt erinnern, den wir
schon am Mittwoch in der Debatte tiber den Einzel-
plan 06 angeschnitten haben. Die SPD hat sich
immer darauf kapriziert — wir haben es eben schon
wieder gehért —, dass sie wahrend ihrer Regie-
rungszeit mit ihren Hochschulgriindungen bewusst
in die Flache gegangen ist, und zwar aus struktur-
politischen Griinden. Dann kdnnen Sie doch die
Initiative, die jetzt ergriffen wird, wirklich begrifen.

Wir legen aber zuséatzlich Wert darauf, den qualitati-
ven Aspekt zu beachten, der sich eben insbesonde-
re in einer glaubwirdigen Nachfrage und Mitarbeit
der regionalen Wirtschaft manifestieren muss.

(Zurufe von der SPD)

Das ist Ubrigens auch ein Grund dafur, dass eine
absolute Standortgarantie in diesem Sinne gar nicht
sinnvoll ist. Das ergibt keinen Sinn. Das muss auch
mit dem korrespondieren, was wirklich sinnvoll und
gewunscht ist.

Ich méchte nun noch einmal etwas zu dem Thema
.Fachhochschule Néordlicher Niederrhein® sagen.
Dort gibt es Debatten. Wir alle haben das verfolgt.
Wir verfolgen sicherlich auch die Diskussion in
Kamp-Lintfort sehr aufmerksam. Es ist sicherlich
gut, wenn der dortige Blrgermeister uns Abgeord-
neten seine Argumentation zukommen lasst, wo-
nach die Position von Kamp-Lintfort gestarkt werden
soll. Daruber werden wir sicherlich noch debattie-
ren. Was ich aber nicht gut finde, ist, dass daraus
dann ein Abgeordneten-Bashing entsteht. Das ist
nicht zielfihrend, und das sollte man unterlassen.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, inwieweit
das Parlament oder der Ausschuss noch in das
Verfahren zur Errichtung oder Auflésung von Stu-
dienorten einbezogen werden soll, dariiber werden
wir sicherlich noch beraten. Uber diesen Punkt ist
im Rahmen der Gesetzeseinbringung hier und da
diskutiert worden. Darauf werden wir noch einmal
eingehen.

Zum Abschluss sei noch gesagt, dass sich die Frak-
tionen darauf geeinigt haben, dass dieser Gesetz-
entwurf im Plenum Anfang April abschliel3end bera-
ten wird, sodass dieses Gesetz am 1. Mai dieses
Jahres in Kraft treten kann und die von Herrn Minis-
ter Pinkwart genannten Grundungsrektoren tatig
werden kdnnen.

Wenn wir dem gemeinsam zustimmen werden — ich
freue mich, dass wenigstens schon eine Stimment-
haltung dabei herausgekommen ist —, tun wir dem
Land Nordrhein-Westfalen und den jungen Men-

schen, die solch eine Ausbildung anstreben, wirklich
etwas Gutes. Lassen Sie uns gemeinsam daran
arbeiten! — Vielen Dank.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Dr. Brinkmeier. — Fiir die FDP-Fraktion hat
jetzt Herr Kollege Lindner das Wort.

Christian Lindner (FDP): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Ohne Zweifel hat diese Debatte
einen historischen Charakter; denn nur zu wenigen
Zeitpunkten in der Geschichte dieses Landes in den
vergangenen 30 bis 35 Jahren ist so nachhaltig
Uber Strukturveranderungen im Hochschulwesen
dieses Landes diskutiert worden, wie wir das heute
anlasslich der ersten Lesung dieses Gesetzentwurfs
machen.

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD])

Die Entscheidung, die wir treffen, reiht sich in die
Reihe der Entscheidungen ein, die seinerzeit das
Kabinett Meyers getroffen hat, um neue Hochschul-
standorte zu griinden, und auch die Kabinette Kihn
haben in Nordrhein-Westfalen Hochschulen ge-
grundet, so, wie das jetzt das Kabinett Rittgers-
Pinkwart tut.

Ubrigens merke ich an, dass die FDP bei allen fir
die Hochschullandschaft in Nordrhein-Westfalen
wesentlichen Entscheidungen mitbeteiligt war und
ist. Das macht uns auch ein Stlick stolz.

Die Fachhochschulen, die heute gegriindet werden,
haben erstens natirlich das Ziel, in Nordrhein-
Westfalen ein qualititsvolles Studienangebot si-
cherzustellen. Wir missen das mit Blick auf die
steigenden Studierendenzahlen, mit Blick auf den
doppelten Abiturjahrgang, tun. Was die Struktur der
Studienangebote angeht, miissen wir das aber auch
mit Blick auf den Fachkraftemangel machen, der in
Deutschland immer noch zu erheblichen Wert-
schopfungsverlusten fihrt. Allein zwischen Februar
2007 und Marz 2008 wurden diese volkswirtschaftli-
chen Wertschépfungsverluste aufgrund eines Fach-
kraftemangels mit 28,5 Milliarden € quantifiziert. Es
ist also ein drangendes Problem, ein Problem, das
direkte Auswirkungen auch auf unseren Wohlstand
in Deutschland hat. Deshalb war es richtig, diese
Fachhochschulen insbesondere im Bereich von
sogenannten MINT-Fachern aufzustellen, also ma-
thematischen, ingenieurwissenschaftlichen, natur-
wissenschaftlichen und technischen Fachern.

Wir werden in Kirze eine weitere Entscheidung
treffen mit Blick auf die Gesundheitsberufe. Hier
sind 1.000 weitere Studienplatze in Vorbereitung.

Die Grundung von neuen Fachhochschulen hat
zweitens eine regionalpolitische Bedeutung, die
nicht zu unterschéatzen ist. Von dort, wo eine Fach-
hochschule eingerichtet wird, eine bestehende er-
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weitert wird oder ein neuer Studienstandort geschaf-
fen wird, gehen Impulse in das regionale Umfeld
aus. Es ist nicht nur ein Prestigefaktor fur die Sitz-
gemeinde, sondern es werden Transferleistungen
mit Blick auf die mittelstandische Wirtschaft er-
bracht. Es gibt wohnortnahe Ausbildungsmdoglich-
keiten. Das hat naturlich eine direkte Attraktivitats-
steigerung eines Wohnumfeldes fir junge Men-
schen zur Folge. Campus-Modelle sind denkbar.
Das hat also eine erhebliche regionale und struktur-
politische Bedeutung.

In einem solchen Verfahren, wie es jetzt gewahit
wird, gibt es zunéchst einmal — Kollege Brinkmeier
hatte diesen Aspekt schon angesprochen — Gewin-
ner und Verlierer. Damit die Entscheidung Uber
Gewinner und Verlierer legitim ist und akzeptiert
werden kann, macht es Sinn, wie das hier erfolgt ist,
ein transparentes Verfahren auch unter Einbezie-
hung unabhéngigen Sachverstandes zu installieren.
Das hat sich hier bewahrt.

Die Riuckmeldungen, die wir bekommen, zeigen,
dass auch die Kommunen, die Antragsteller, die
sich jetzt nicht haben durchsetzen koénnen, Uber-
wiegend die Entscheidung akzeptieren kdnnen, weil
es keine politische Entscheidung vom griinen Tisch
war, sondern eine, die in der Sache auch substanti-
iert begrindet war. Deshalb gehért dieser Jury unter
Vorsitz von Dr. Fritz Schaumann unser Dank.

Die Antragsteller, die sich jetzt nicht haben durch-
setzen konnen, sind gleichwohl nicht Verlierer im
eigentlichen Wortsinn. Denn allein, dass sich unter-
schiedliche Akteure einmal an einen Tisch gesetzt
haben, miteinander beraten haben, was madglich ist,
ist schon ein Gewinn. Und diese Kooperationsstruk-
turen sind moglicherweise hier und da so nachhal-
tig, dass auf dieser Grundlage andere Projekte
wachsen kénnen.

(Beifall von Horst Engel [FDP])

Meine Damen und Herren, ich méchte eine letzte
kurze Bemerkung machen, wie sich diese Neugrin-
dung von Fachhochschulen und die Erweiterung
von Fachhochschulen in unser ordnungspolitisches
Konzept einflgt. Dazu besteht Anlass, weil Herr
Schultheis diese Debatte genutzt hat, um einmal
mehr die von seiner Fraktion geforderte Standortga-
rantie zu thematisieren.

(Karl Schultheis [SPD]: Wenn man neue
aufmacht!)

—Ja, lassen Sie mich das darstellen. — Standortga-
rantie heil3t ja, dass man einen Status quo fest-
schreiben will. Wir haben jetzt neue Standorte. Wir
haben neue Teilnehmer an dem Hochschulprozess
in Nordrhein-Westfalen, die neu ins Spiel kommen.
Aber das heif3t nicht, dass fir diese Standorte nicht
die gleichen Qualitatskriterien anzulegen wéren, die
auf alle anderen Standorte zutreffen, dass dort nicht
auch die Instrumente der leistungsorientierten Mit-
telvergabe anzuwenden wéaren — nicht sofort, natur-

lich nicht, sie sind ja im Aufbau. Aber natirlich mis-
sen hier auch die Instrumente, die fur alle Hoch-
schulen gelten, installiert werden.

Und in einem solchen Prozess gibt es auf lange,
vielleicht sogar auf mittlere Sicht Standorte, die sich
starker entwickeln als andere. Deshalb ist es richtig,
diesen Prozess offen zu lassen und darauf zu set-
zen, dass sich insbesondere diese neuen Standorte
mit ganz besonderer Motivation dem Wettbewerb
stellen werden. Das ist unser Konzept. Das ist ein
Konzept, das faire Chancen, gleiche, gute und aus-
kémmliche Rahmenbedingungen fiir alle Standorte
bietet, das aber ebenso von allen, den neuen wie
den bisherigen Standorten verlangt, dass sie sich
fortwahrend und immer starker bemuhen, die Quali-
tat ihres Angebotes zu verbessern. Das ist im Inte-
resse der Kommunen, das ist im Interesse der ein-
zelnen Standorte, vor allen Dingen aber im Interes-
se der Studierenden an allen unseren Hochschulen
in Nordrhein-Westfalen. — Vielen Dank.

(Beifall von FDP und CDU)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Lindner. — Fir die Grune-Fraktion spricht
Frau Kollegin Dr. Seidl.

Dr. Ruth Seidl (GRUNE): Herr Prasident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich noch
einmal aus meiner Sicht auf den wichtigsten Aspekt
in dieser Debatte eingehen. Der Ausbau von Stu-
dienplatzen ist die zentrale Aufgabe, die die Lan-
desregierung im Hochschulbereich zu bewaltigen
hat. Und das sagen wir lhnen seit Jahren, Herr Mi-
nister Pinkwart. Ich bin froh, dass diese Erkenntnis
inzwischen auch bei der FDP angekommen ist.

Allerdings reicht es nicht, wie uns die Landesregie-
rung glauben machen will, 2020 fertig zu sein. Nein,
liebe Kolleginnen und Kollegen, der Countdown
lauft spatestens 2013 mit dem doppelten Abiturjahr-
gang ab. Wenn die Hochschulrektorenkonferenz
uns sagt, dass der Hochschulpakt zwischen Bund
und Landern nur ein Tropfen auf dem heiRen Stein
ist, dann ist die vorliegende Planung zum Ausbau
der Fachhochschullandschaft erst recht keine serio-
se Antwort auf den Ansturm von Studierenden, den
uns der doppelte Abiturjahrgang im Jahre 2013
bescheren wird.

(Beifall von den GRUNEN)

Denn nach Schatzungen der Hochschulrektorenkon-
ferenz sind bis zum Jahr 2020 etwa 6 Milliarden €
notig, um die notwendigen Studienplatze in ausrei-
chender Qualitat zu schaffen. In Ihrem Etat zum
Hochschulpakt sind allerdings bislang nur 450 Millio-
nen € vorgesehen, die bis 2013 reichen sollen, Herr
Pinkwart. Und da nltzt es auch nicht, dass Sie jetzt
Nebelkerzen zinden und mit der Verteilung von
10.000 Studienplatzen an die Fachhochschulen so
tun, als ob das Problem damit geldst sei.
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Ich kann verstehen, dass der Ministerprasident ein
hohes Interesse daran hat, kurz vor der Kommu-
nalwahl im Land noch einige Wahlkampfgeschenke
zu verteilen. Ich freue mich auch fur die Kommunen
in Nordrhein-Westfalen, die im Wettbewerb erfolg-
reich waren. Denn fir eine Region — da gebe ich
Ihnen recht, Herr Lindner — ist eine Fachhochschule
sicherlich ein bedeutender Standort- und auch Wirt-
schaftsfaktor.

Aber ob Sie, Herr Pinkwart, mit der Neugrindung
von Fachhochschulen das notwendige Ausbauziel
in 2013 erreichen werden, ist nicht nur fragwurdig.
Nein, lhr Entwurf rechnet uns doch ganz klar vor,
dass das so nicht gelingen wird.

Erstens wird deutlich, dass der Aufbau der neuen
Studienplétze erst 2020 abgeschlossen sein wird.
Zweitens betragen die von Ihnen veranschlagten
Kosten fir Ausbau und Erweiterung der Hochschu-
len insgesamt 1,1 Milliarden €. Im Haushalt sind bis
2012 allerdings lediglich Verpflichtungserméchti-
gungen in Hohe von 75,5 Millionen € ausgebracht.
Das bedeutet, es klafft eine Riesenliicke zwischen
Anspruch und Wirklichkeit, wenn man bis 2013 die
notwendigen Studienplatze schaffen méchte.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Und drittens sind es natirlich auch viel zu wenige
Studienplétze, um der Herausforderung, vor der wir
stehen, zu begegnen. Wenn Sie sagen, dass Sie
von 2011 bis 2020 uber 23.000 zuséatzliche Studie-
nanfangerinnen und -anfanger mit Studienplétzen
versorgen konnen, Herr Minister Pinkwart, dann
bedeutet das doch, dass im ersten Studiendurch-
gang von drei Jahren, also bis zum Jahre 2014,
lediglich 7.000 junge Menschen ein Studium auf-
nehmen kdnnen. Gleichzeitig wissen wir genau,
dass im Jahr 2013 etwa 176.000 eine Berechtigung
zum Studium bekommen werden — fast 70.000
mehr als heute.

Das vorliegende Fachhochschulprogramm ist also —
um es mit den Worten der Hochschulrektorenkonfe-
renz zu sagen — nur ein weiterer kleiner Tropfen auf
den heif3en Stein.

Ich komme auf das Ergebnis Ihres Wettbewerbs zu
sprechen. Sie haben Uberall im Land Begehrlichkei-
ten und Hoffnungen geweckt, die Sie nattrlich nicht
erfullen kénnen; das haben Sie selber dargestellt.
Es gibt natlrlich Gewinner und Verlierer. Aber Sie
haben im Ergebnis — das muss man auch sehen —
eine unségliche Debatte ausgelost — regelrecht
Unfrieden gestiftet zwischen Stadten und Standor-
ten innerhalb der verschiedenen Regionen. Da wird
derzeit regionalpolitisch Porzellan zerschlagen. Ich
nenne nur den Kreis Unna, den Kreis Coesfeld oder
den Niederrhein; das Stichwort ist eben schon gefal-
len. Wir finden, das ist kontraproduktiv. Das schadet
wiederum der Standortentwicklung, und es
schwécht die Wirtschaftskraft der Regionen.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Naturlich unterstitzen auch wir Griine den Ausbau
des Hochschulsystems gerade in strukturschwa-
chen Regionen in Nordrhein-Westfalen. Aber statt
neue Einrichtungen auf die griine Wiese zu setzen,
waren ein Ausbau und die Flexibilisierung vorhan-
dener Strukturen eher angesagt gewesen. Die Etab-
lierung von Allianzen und Netzwerken zwischen den
zahlreich vorhandenen Hochschulen und Hoch-
schulabteilungen steckt doch immer noch in den
Kinderschuhen; das sagt uns auch die Fachhoch-
schulrektorenkonferenz. Eine solche Kooperation
hatte die vorhandenen Ressourcen viel besser aus-
schopfen kénnen.

Vor diesem Hintergrund kénnen wir nur hoffen, dass
Sie mit der anfanglich starren Zuweisung von Stu-
dienplatzzahlen nicht Ernst machen und insgesamt
der Standortentwicklung vor Ort und der inhaltlichen
Flexibilitat mehr Raum lassen. Daher erwarten wir,
dass das im Konsens mit den Grindungsprasiden-
tinnen und -prasidenten sowie der Wirtschaft vor Ort
einvernehmlich und strategisch klug auf den Weg
gebracht wird.

Die Studienplatzfrage, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wird das entscheidende hochschulpolitische
Thema der nachsten zehn Jahre sein. Einerseits
werden wir genug Studienplétze schaffen mussen,
damit es fur viele Schilerinnen und Schiler nach
dem Abitur oder der Fachhochschulreife kein béses
Erwachen gibt. Andererseits mussen diese Stu-
dienplatze gut ausgestattet sein, um die Qualitat in
der Lehre zu sichern. Der Ausbau der Fachhoch-
schullandschaft ist aus unserer Sicht kein verkehrter
Ansatz, aber so, wie er mit diesem Gesetz angelegt
ist, wird er das Ziel, den doppelten Abiturjahrgang
2013 abzufedern, bei Weitem verfehlen.

Mit dem Geld, das Sie hier symboltrachtig in neue
Vorzeigeprojekte schiel3en, kénnte man an beste-
henden Standorten nicht nur ein Vielfaches der jetzt
versprochenen 10.000 oder 11.000 Studienplatze
schaffen. Es wirde auch deutlich schneller gehen.
Das ist angesichts des doppelten Abiturjahrgangs
2013 keineswegs ein Nebenaspekt, sondern viel-
mehr der zentrale Punkt.

Vor diesem Hintergrund sagen wir: Es ist schon,
dass Sie endlich mit dem Aufbau neuer Studien-
platze anfangen, aber es ist schade, dass Sie dafir
aus sachfremden Erwagungen heraus einen so
ineffizienten und langsamen Weg gewahlt haben.
Vor allem aber ist das Problem, vor dem wir stehen,
damit nicht gelost.

So oder so: Die eigentliche Anstrengung liegt noch
vor uns, und darauf erwarten wir endlich Antworten
von lhnen, Herr Pinkwart. Wo sollen die 70.000
zusatzlichen Abiturienten 2013 denn hin? — Die
neuen Fachhochschulen, tiber die wir heute reden,
werden in 2013 hochstens 2.000 oder 3.000 dieser
Abiturienten aufnehmen kénnen.
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Deshalb: Ruhen Sie sich nicht zu lange auf lhren
PR-Lorbeeren aus, Herr Minister. Machen Sie Ihren
Job. Schaffen Sie Studienplétze — viele Studienplat-
ze, gut ausgestattete Studienplatze! Die Menschen
in Nordrhein-Westfalen kdnnen darauf nicht langer
warten. — Herzlichen Dank.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau
Kollegin Dr. Seidl. — Fir die Landesregierung hat
sich noch einmal Herr Minister Dr. Pinkwart zu Wort
gemeldet.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister fur Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: Herr
Prasident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Man héatte seitens der Opposition die Vorlage
auch einmal zum Anlass nehmen kénnen, etwas,
was sich positiv fur die Menschen entwickelt, auch
so zu beschreiben. Diese Chance ist vertan worden.
Ich bedaure das.

(Beifall von CDU und FDP)

Wenn ich Sie, Frau Seidl, richtig interpretiere, dann
sagen Sie: Die Standorte, die sich jetzt darauf freu-
en, dass sich bei ihnen etwas entwickelt, hatten
diese Chance nicht bekommen sollen. — Das wer-
den sich die Regionen merken. Ihre Rede empfehle
ich den Menschen dort zur Lektire, damit sie er-
kennen kdnnen, wie Sie sich die Entwicklung unse-
res Landes unter anderem auch dort vorstellen, wo
Ihre Fraktion den subventionierten Steinkohlen-
bergbau zuriickfihren wollte. Das muss man auch
verantworten. Ich frage mich: Welche Antworten
wollen Sie dort darauf geben? — Wir haben welche.

(Beifall von Dr. Michael Brinkmeier [CDU])

Vizeprasident Oliver Keymis: Herr Minister, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage?

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister fur Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie:
Nein, das kénnen wir gleich machen. Wenn ich darf,
mochte ich meinen Gedanken zu Ende flhren. Ich
habe von vorhin noch Redezeit, und die mdchte ich
gerne nutzen.

Ich méchte noch einmal zu Protokoll geben, was ich
bereits im Dezember hier gesagt habe, als ich Sie
Uber die Entscheidung im Kabinett informiert habe.
Wir gehen davon aus, dass — so zligig, wie wir das
vorantreiben — der Vollbetrieb an den drei neuen
Fachhochschulen und erst recht an den acht erwei-
terten Standorten der Fachhochschulen zum Win-
tersemester 2013/2014 erreicht wird, also dann,
wenn wir aufgrund des doppelten Abiturjahrgangs
mit nochmals steigenden Studienanfangerzahlen
rechnen missen.

Ich hatte lhnen mit Bekanntgabe unseres Master-
plans wiederholt dargelegt, dass das nur eine Séule
von mehreren ist, um die Studienanfangerzahlen
deutlich auszubauen. Das, was Sie, Frau Seidl,
zitiert haben — ich meine die 450 Millionen € bis
2013 —, bezieht sich auf die Studienanfangerplatze,
die wir bis 2010 zusétzlich schaffen wollen — es sind
26.000 —, und die Ausfinanzierung erfolgt bis 2013.
Ab 2011 greift der Hochschulpakt I mit dem Ausbau
der vorhandenen Hochschulen — so, wie Sie das
auch gerne wiinschen —, und dafiir sind zusatzliche
Mittel vorgesehen. Auch dazu hat die Landesregie-
rung im Kabinett ihre Eckpunkteentscheidung ge-
troffen, und dartber habe ich Sie bereits informiert.

Also: Nehmen Sie das so, wie wir es lhnen vortra-
gen, als eine ganz wichtige Séule! Die macht aber
eines ganz deutlich: Wir wollen an dieser Stelle
nicht nur kurzzeitig zusatzliche Studienplétze schaf-
fen, sondern nachhaltig, weil wir das Angebot auch
strukturell verandern wollen. Wir wollen endlich —
wie andere Bundeslandern auch — einen hdheren
Anteil von Fachhochschulstudienplatzen haben,
damit junge Leute, die nicht Uber eine allgemeine
Hochschulzugangsberechtigung, sondern Uber eine
Fachhochschulzugangsberechtigung verfugen,
studieren kénnen. Das sind im Ubrigen viele junge
Menschen aus den nicht so bildungsnahen Famili-
en. Das ist auch eine wachsende Zahl von jungen
Menschen aus Familien mit Zuwanderungshinter-
grund.

Gott sei Dank haben wir in Nordrhein-Westfalen
einen sehr hohen Anteil von Fachhochschulzu-
gangsberechtigten. Das wusste auch die von lhnen
mitgetragene Landesregierung schon. Statt fur die-
se jungen Menschen zusatzliche Angebote zu
schaffen, was Sie damals langst hatten tun kénnen,
haben Sie die Angebote seinerzeit auch noch ein-
geschrankt, indem Sie dieser Gruppe den Zu-
gangsweg Uber die Gesamthochschulen genom-
men haben, indem sie zur Universitat umgewandelt
wurden.

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD])

— Herr Schultheis, das finde ich schon bemerkens-
wert. Das sagen Sie mal den jungen Menschen,
wenn Sie uns pseudoelitdre Ideologie vorhalten. Sie
haben daflr gesorgt, dass diese Aufsteigerkinder
diesen Zugang eben nicht bekommen haben! Den
schaffen wir jetzt.

(Beifall von der CDU)
Das ist die Debatte, die wir mit lhnen — auch zum

Stichwort: soziale Mobilitat — gerne fihren werden.

Vizeprasident Oliver Keymis: Herr Minister, ges-
tatten Sie jetzt noch eine Zwischenfrage?
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Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister fir Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie:
Nein. Ich bin gleich fertig mit meinem Beitrag.

Vizeprasident Oliver Keymis: Gut, wenn Sie zu
Ende ausfiihren wollen.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister fir Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie:
Mein letzter Satz, Herr Prasident. — Wir schaffen
hiermit die Voraussetzungen, dass der doppelte
Abiturjahrgang auf einer fundierten Grundlage auf-
bauen kann, erganzt durch die anderen Mafinah-
men, und dass in der Langfristperspektive flr alle
jungen Menschen, fur alle Talente ein entsprechen-
der Aufstieg in unserem Land mdglich wird. Und wir
sorgen dafir, dass es in den Regionen, die eine
Entwicklungsperspektive brauchen, Wachstumsmo-
toren gibt, die dazu fuhren, dass dort neue Arbeits-
platze entstehen kénnen.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank. — Fur
eine Zwischenfrage hatte sich Herr Kuschke gemel-
det.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister fUr Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie:
Bitte, Herr Kuschke.

Vizeprasident Oliver Keymis: Bitte schon, Kollege
Kuschke.

Wolfram Kuschke (SPD): Herr Minister, ich wirde
gerne auf den Beginn lhrer Ausfihrungen zuriick-
kommen, als Sie den regionalen Aspekt angespro-
chen haben. Frau Kollegin Dr. Seidl hat von der
Notwendigkeit der Befriedung gesprochen. Kénnten
Sie sich vorstellen, dass eine Mdglichkeit der Be-
friedung in den Regionen, wo manche eben nicht
zum Zuge gekommen sind, auch in der Auswahl der
Studienorte bestehen kdnnte?

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister fur Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie:
Lieber Herr Kuschke, wir haben schon im Wettbe-
werbsansatz als Empfehlung deutlich gemacht —
auch in der Beauftragung der Jury —, dass alle An-
trage, die der Jury vorgelegt werden, auch unter
dem Aspekt zu wirdigen sind, dass diejenigen, die
bei dem Ausbau der 2.500 neuen Studienplatze fur
vorhandene Fachhochschulen keine Berlicksichti-
gung finden, sich aber dennoch als hinreichend
qualitativ vorteilhaft erweisen, bei der weiteren Ent-
wicklung des Hochschulpaktes Il Beriicksichtigung
finden sollen.

Das heifdt, wir haben hier die Moglichkeit, auch die
jetzt noch nicht zum Erfolg gekommenen Antrage
sehr wohl in den weiteren Ausbau unserer Fach-
hochschulen einzubeziehen — mit Blick auf die Her-
ausforderung, die wir mit dem Hochschulpakt in den
nachsten Jahren bewdltigen wollen. Insofern gehe
ich davon aus, dass wir neben den vorhandenen
Standorten und Studienorten, die jetzt geschaffen
werden koénnen, auch Angebote durch unsere
Hochschulen mit aufgreifen kénnen, wie sie insbe-
sondere von der Wirtschaft in Form von dualen
Studiengéangen artikuliert worden sind.

Insofern denke ich, dass wir in den nachsten Mona-
ten — unter der MaRgabe, dass der Hochschulpakt
im ersten, spatestens im zweiten Quartal unter
Dach und Fach kommen konnte — noch weitere
Regionen, weitere Angebote mit aufgreifen werden.
Das konnte insgesamt nicht nur zur Befriedung,
sondern vor allen Dingen zur weiteren Starkung der
Unternehmen in den verschiedenen Regionen des
Landes beitragen.

(Beifall von der CDU)

Vizeprasident Oliver Keymis: Herr Minister, es
gibt noch eine zweite Zwischenfrage. Da wir einen
Tagesordnungspunkt gestrichen haben, bin ich
heute grof3zligig. Sind Sie auch so grof3ziigig und
wollen Sie sie annehmen?

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister fir Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: Ja,
gerne.

Vizeprasident Oliver Keymis: Frau Kollegin Beer
hatte sich noch gemeldet. Bitte schon, Frau Beer.

Sigrid Beer (GRUNE): Sie haben eben den Wert
der Fachhochschulen in der Bildungslandschaft in
NRW und den Wert der Qualifikation Fachhoch-
schulzugangsberechtigung besonders herausgeho-
ben. Ich kann das nur ausdriicklich unterstreichen.
Das ist ein Erfolg fur all diejenigen, die diese Quali-
fikation erreichen. Wie passt das mit dem Vortrag
Ihres Kollegen Witzel aus der Regierungsfraktion
zusammen, der hier mehrfach vehement vorgetra-
gen hat, dass diejenigen, die in der Sekundarstufe I
eine Fachhochschulzugangsberechtigung erlangt
haben, diese auch wahrnehmen und diese wertvol-
len Studiengénge antreten, quasi in der Oberstufe
versagt haben?

(Christian Lindner [FDP]: Das ist ganz an-
ders!)

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister fUr Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie:
Sehr verehrte Frau Beer, mir ist eine solche
Schlussfolgerung, wie Sie sie zu konstruieren ver-
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suchen, nicht bekannt. Im Gegenteil, Herr Witzel
gehort zu den vehementesten Beflirwortern dieser
Ausbauplanung. Wir stehen insgesamt — die Lan-
desregierung und die sie tragenden Fraktionen —
vor der grof3en Herausforderung.

Es ist auch Teil unserer Gesamtpolitik, Frau Beer,
dass wir den jungen Leuten, auch jenen, die viel-
leicht nicht den gradlinigen Bildungsweg vorzuwei-
sen haben, sondern den zweiten Bildungsweg ge-
wahlt haben, den Aufsteigerkindern, bessere Chan-
cen erdffnen wollen, Uberhaupt einen Hochschulzu-
gang zu bekommen — im Interesse dieser jungen
Menschen, aber auch im Interesse unseres Landes.
Denn wir brauchen diese Begabungen, wir brau-
chen diese Talente, gerade auch in den techni-
schen Berufen.

Wenn wir wollen, dass unsere mittelstandische
Wirtschaft auch in den Flachenbereichen, in den
landlichen R&aumen auf Dauer hochqualifizierte
Arbeitskréafte bekommen soll, werden wir noch mehr
Anstrengungen unternehmen missen, diese Quali-
fikationen auch wirklich zu heben. Deswegen setze
ich mich und setzt sich die Landesregierung nach-
drucklich daftr ein.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Minister. — Als nachster Redner hat sich noch ein-
mal Kollege Schultheis zu Wort gemeldet.

Karl Schultheis (SPD): Herr Prasident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren!
Nur noch einige Anmerkungen insbesondere zu
dem, was Herr Minister Pinkwart gesagt hat. Herr
Minister Pinkwart, wir hatten uns gefreut, wenn Sie
die von uns gestellten Fragen beantwortet hétten,
was lhre Gesamtkonzeption und gerade auch die
Finanzierung angeht. Frau Kollegin Seidl hat ja das
Zahlenwerk noch starker herausgearbeitet, als ich
es getan habe.

Wir sehen dieses Finanzierungskonzept nicht. Sie
behaupten zwar immer, dass es das gabe, wir sit-
zen aber nicht im Kabinett und wissen nicht, was
Sie dort beraten und beschlieRen. Insofern sind Sie
doch uns als Haushaltsgesetzgeber gegeniber in
der Pflicht, ein vernlinftiges Konzept vorzulegen,
das wir an allen erforderlichen Stellen auch einfor-
dern werden.

Zu dem zweiten Punkt: Sie tun hier gerade so, als
ob Sie mit den Studienplatzen, die Sie jetzt auf den
Weg bringen, die Fachhochschule erfunden héatten.
Das ist schon toll. Kein anderes Bundesland in der
Bundesrepublik Deutschland verfiigt Uber so viele
Fachhochschulstudienplatze wie Nordrhein-
Westfalen.

(Beifall von Dr. Ruth Seidl [GRUNE])

Das hat seinen Grund: Nicht CDU und FDP, son-
dern die Vorgéngerregierungen haben dieses Seg-
ment des Hochschulangebots konsequent ausge-
baut, auch im Unterschied zu Stddeutschland, wo
sehr kleine Fachhochschulen entstanden sind. Sie
sollten die Professorinnen und Professoren an den
kleinen Standorten in Suddeutschland einmal be-
fragen, was sie von der Qualitat der grofieren und
breiter gefacherten Angebote in  Nordrhein-
Westfalen halten. Dann werden Sie feststellen, dass
die Fachhochschulen in Nordrhein-Westfalen ein
hohes Ansehen geniel3en, gerade weil sie in be-
sonderer Weise die anwendungsorientierte For-
schung und Lehre zusammenbringen.

Also tun Sie nicht so, als ob mit lhnen von der Stun-
de null an jetzt ein Aufbau stattfindet. Es kdnnte ein
falscher Eindruck entstehen. Es kennt ja nicht jeder
die Geschichte dieses Landes, deshalb muss man
das noch einmal deutlich machen.

Koéln hat eine der gréten Fachhochschulen Uber-
haupt. Als es um den Aufbau von neuen Hochschu-
len in den neuen Bundesléandern ging, wurde gera-
de das NRW-Modell in den Osten der Republik
exportiert. Also bleiben Sie auf dem Teppich!

Das Gleiche gilt, was die Zugangsberechtigung
angeht. Ich kann mich an viele Debatten — da waren
Sie noch nicht im Landtag und noch nicht Minister —
in den 80er- und 90er-Jahren erinnern, als es darum
ging, in einer perfiden Art und Weise gegen Ge-
samthochschulen zu kédmpfen. Es gab auch immer
eine Gegenbewegung in den Hochschulen selbst —
im Wissenschaftsbereich sind ja nicht nur fortschritt-
liche Krafte am Werk gewesen —, die Moglichkeiten
der Gesamthochschulen einzuengen, was den Zu-
gang angeht. Sie wollten immer Universitdten sein.
Das ist in zig Antragen — die konnen wir einmal
zusammenstellen — durch CDU und FDP gefordert
worden.

Jetzt holen Sie das Taschentuch heraus, weil lhnen
die Tranen kommen. Man muss einmal deutlich
machen, was hier geschehen ist. Ich persdnlich
bedauere es, dass die Gesamthochschulen nicht
mehr Gesamthochschulen, sondern Universitaten
sein wollten und man ihnen gefolgt ist. Das hatte zur
Folge, dass der Zugang fur FH-Zugangsberechtigte
abgeschnitten wurde. Ich bedauere das sehr und
halte es auch fir falsch.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Das ist noch gar nicht so lange her. Unter Frau Mi-
nisterin Behler hat die Gesetzgebung hier eine klare
Trennung vorgenommen. Ich sage noch einmal: Ich
bedauere das.

(Christian Lindner [FDP]: Das war lhre Ge-
setzgebung!)

—Das sage ich doch gerade. Aber den ideologi-
schen Background, Herr Lindner, haben solche
Leute wie Sie oder auch aus der CDU gegeben.
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(Lachen von Christian Lindner [FDP])
— Genauso ist das.

(Christian Lindner [FDP]: Sind wir auf einmal
verantwortlich fir Ihre Politik?)

—Herr Lindner, Sie sind immer verantwortlich fir
das, was Sie sagen.

(Christian Lindner [FDP]: Aber doch nicht fur
Ihre Entscheidungen!)

— Das reklamiere ich auch Uberhaupt nicht. Ich er-
klare lhnen gerade, wie das war.

(Heike Gebhard [SPD]: Sie haben doch die
Abschaffung der Fachhochschulen gefor-
dert!)

Ich finde es schon, dass die Debatte lebendig wird.
Es scheint ja irgendwo anzukommen. Denken Sie
noch einmal Gber Ursache und Wirkung nach. Ich
bedauere es sehr und wirde mir winschen, dass
wir einen anderen Weg gehen kdnnten.

Deshalb sind wir Sozialdemokraten — das gilt auch
fur die Grunen hier im Landtag — der Meinung, dass
wir den Zugang sowohl zu den Universitaten als
auch zu den Fachhochschulen anders und viel offe-
ner gestalten muissen. Dann tun wir insgesamt
mehr, als jetzt eine Scheinlésung anzubieten und
mit Krokodilstrdnen einer Geschichte nachzuwei-
nen. Das ist auch nicht ehrlich gemeint.

Ich sage noch einmal: Lesen Sie die Begriindung zu
Ihrem Gesetzentwurf genau. Sie versuchen auszu-
sortieren und mehr Studierende in die Fachhoch-
schulen zu bringen, um dann kleinere Universitaten
zu haben. Das ist lhre Zielsetzung. Lesen Sie den
Text, dann werden Sie sehen, was ich meine. Wenn
Sie es klarstellen wollen, nehmen Sie es aus der
Begriindung des Gesetzestextes heraus! Darlber
wirde ich mich sehr freuen. — Herzlichen Dank.

(Beifall von der SPD)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Schultheis. — Fur die CDU-Fraktion hat sich
noch einmal Herr Kollege Henke gemeldet.

Rudolf Henke (CDU): Herr Prasident! Verehrte
Damen, meine Herren! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ich habe mich nicht gemeldet, um diese Dis-
kussion fortzusetzen, denn ich habe einen Hauch
das Gefuhl, dass sie von der eigentlichen Frage,
Uber die wir reden, wegfihrt.

(Karl Schultheis [SPD]: Uberhaupt nicht!)

— Doch, sie fiihrt davon weg. Sie soll davon ablen-
ken, dass jetzt diese Regierung und diese Koalition
die Entscheidung trifft. Sie sind ja dazu eingeladen
und haben als SPD auch gesagt, dass es im Mo-
ment auf eine Enthaltung hinauslauft; vielleicht wird
noch mehr als eine Enthaltung daraus. Nur Frau

Seidl sagt: Das machen wir auf keinen Fall mit. Sie
als SPD sagen: Wir kénnen uns das vorstellen.

Der entscheidende Punkt ist doch, dass es jetzt
zum Ausbau der Fachhochschulen in Nordrhein-
Westfalen kommt, dass dieser Minister und diese
Regierung das Fachhochschulausbaugesetz ein-
bringen und wir damit eine Steigerung der Studie-
rendenzahl in den MINT-Fachern erreichen, wie wir
sie uns winschen.

Jetzt komme ich zu dem Punkt, warum ich mich
gemeldet habe: Ich modchte wissen, welche unge-
wollten, unbewussten, unerwinschten Wirkungen
und Nebenwirkungen Sie mit lhrem neuen Beitrag
erzeugen wollen. Ich meine die Anklndigung, vor
der eigentlichen Anhoérung Uber das Gesetz zum
Ausbau der Fachhochschulen im Ausschuss noch
eine weitere, vorgeschaltete Anhorung zu veranstal-
ten, bei der wir den Kommunen, Antragstellern und
Initiatoren von Antrdgen, die in der Auswahl der
Jury nicht zum Zuge gekommen sind, die Mdglich-
keit geben, ihre Enttduschung, Sorge und mogli-
cherweise auch nachvollziehbare Verletztheit zum
Ausdruck zu bringen. Es ist also gewissermalien
eine Instrumentalisierung der Enttauschung fiir die
Zwecke der SPD-Fraktion

(Karl Schultheis [SPD]: Oh!)

mit dem Ziel, einen allgemeinen Unmut an die Stelle
der Zufriedenheit mit dem Gesetzentwurf zu brin-
gen.

Frau Seidl hat da eine andere Strategie.
(Widerspruch von Dr. Ruth Seidl [GRUNE])

Frau Seidls Strategie ist komplett anders. Sie sagt,
wie es die Regierung mache, sei es unwirtschatftlich;
die Griinen héatten gar keine neuen Standorte ge-
schaffen, sondern nur auf vorhandenen Standorten
aufgebaut; es sei schadlich, Gberhaupt neue Stand-
orte zu identifizieren.

Herr Schultheis sagt allerdings das vollige Gegen-
teil. Im Grunde genommen sagt er: Wir haben zu
wenige neue Standorte, die zum Zuge kommen. Ich
mdchte den anderen gerne Gelegenheit geben, ihre
Enttduschung und Trauer dariber hier noch einmal
ausfuhrlich zu artikulieren. Dafir bietet die SPD-
Fraktion in einer eigens anberaumten Anhdrung des
Wissenschaftsausschusses den Verliererstadten —
ich glaube, so haben Sie es formuliert — die Mdg-
lichkeit, dies in einer Art Standortdebatte vorzutra-
gen.

Wohin konnte das fuihren, wenn wir Pech haben?
Es kann nur dazu fuihren, dass Sie neue Unsicher-
heit schaffen. Auf diese Art und Weise unterminiert
man doch die Planungen, die auf der Grundlage
des vorgelegten Fachhochschulausbaugesetzes
jetzt in Gang kommen, und séat Zweifel daran, ob es
bei diesen Zusagen bleibt. Denn Sie sprechen sich
zwar gerne fur eine Standortgarantie aus, lassen
aber die Frage vdllig offen, woher Sie die Platze
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nehmen wollen, damit noch zusétzliche Standorte
zum Zuge kommen kdnnen.

(Karl Schultheis [SPD]: Fragen Sie doch ein-
mal den Minister! Er hat das doch gerade an-
gekindigt! Das ist doch lacherlich!)

—Sie bringen dieses Thema doch auf. Uber die
Diskussion im Ausschuss wollen Sie offensichtlich
noch einmal zu einer prinzipiellen Debatte kommen.
An der Stelle der Jury-Debatte wollen Sie noch eine
eigene Debatte im Wissenschaftsausschuss fiihren.
Das kann doch nur sinnvoll sein, wenn es auch mit
dem Ziel geschieht, in der Standortfrage noch ein-
mal eine grundsatzliche Revision vorzunehmen. Es
kann nur dann sinnvoll sein, wenn Sie beabsichti-
gen, die getroffenen Entscheidungen noch einmal
zu modifizieren.

Als Aachener wirde ich Ihnen raten, in dieser Frage
ein bisschen vorsichtig zu sein und die 500 Platze,
die in dem Ausbauprojekt fur die Fachhochschule
Aachen vorgesehen sind, durch eine solche Revisi-
onstour nicht noch einmal véllig infrage zu stellen.
Damit wirde ich sehr vorsichtig sein.

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD])

—Das ist ja nur ein gut gemeinter kollegialer Rat-
schlag. Mir war es wichtig, diesen guten Ratschlag
S0 zu platzieren, dass Sie ihn auch vernehmen und
horen kdnnen, damit Sie nicht in irgendeine ...

(Frank Sichau [SPD]: Er ist ja so schwerhdrig,
dass man das im Plenum machen muss!)

Der entscheidende Punkt scheint mir jedenfalls zu
sein: Aus unserer Sicht kann man auf diese zusétz-
liche Anhérung gut verzichten und stattdessen eine
Anho6rung zum Fachhochschulgesetz durchfiihren.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Henke. — Fir die Landesregierung hat sich
noch einmal Herr Prof. Pinkwart zu Wort gemeldet.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister fir Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: Herr
Prasident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich mdchte noch zwei Punkte kurz ansprechen.

Erstens. Herr Schultheis, in Ihren Ausfihrungen gibt
es einen Widerspruch in sich. Auf der einen Seite
fordern Sie eine Standortgarantie. Auf der anderen
Seite sprechen Sie sich dagegen aus, das Ziel,
dass, um in eine sinnvolle Struktur zu kommen,
nach 2020 40 % der Studierenden an Fachhoch-
schulen und 60 % an Universitaten studieren, wie
es in erfolgreichen Bundesléndern heute schon der
Fall ist, dadurch erreichen zu wollen, dass wir die
heute sehr stark belasteten Universitdten mengen-
maRig an die internationalen Standards anpassen.
Dies ist fur alle Standorte aber die nachhaltigste
Strategie.

Auf der einen Seite fordern Sie Garantien. Auf der
anderen Seite wollen Sie den Universitaten diese
Anpassung langfristig nicht gewahren. Das finden
wir bemerkenswert — beispielsweise mit Blick auf
die RWTH Aachen, der im Rahmen der internatio-
nalen Begutachtung durch die Exzellenzinitiative
gesagt worden ist, bei ihrer Gro3e sei es mit Blick
auf die steigenden Studierendenzahlen auf Dauer
sehr schwierig, eine solche Leistung zu erbringen,
wie sie diese Hochschule Gott sei Dank erbringt und
auch im nachsten Jahrzehnt erbringen will. Ihr die
Perspektive zu 6ffnen, sich auch in Gréf3enordnun-
gen verandern zu konnen, die ihre Wettbewerber
weltweit schon heute erreicht haben, ist eine ganz
zentrale Notwendigkeit.

Zweitens. Sie haben eben gesagt — und das tut mir
wirklich leid —, Sie hatten seinerzeit, als Sie in der
Verantwortung standen, auch auf Winsche aus der
damaligen Opposition reagiert. Sie hatten aber doch
die Folgen lhres Handelns bedenken missen. Sie
haben bewusst in Kauf genommen, dass dadurch
ein Zugangsweg erschwert wird, anstatt parallel
mehr Kapazitaten aufzubauen. Darum ging es uns
in der heutigen Debatte doch. Hatten Sie damals bei
der Umwandlung wenigstens neue Fachhochschu-
len gegriindet, dann hatten Sie im Sinne der jungen
Menschen verantwortungsvoll gehandelt, die die
Zugangsberechtigung dafur haben. Das haben Sie
aber damals versaumt.

Wir tun das jetzt. Deswegen hatte ich gehofft, dass
Sie wenigstens an dieser Stelle bei uns sind und
sagen: Prima, dass Sie diesen jungen Menschen
endlich etwas in Aussicht stellen, was wir damals
leider versdaumt haben. — Darum ging es in dieser
Debatte. — Vielen Dank.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Minister Dr. Pinkwart. — Wir sind am Ende der De-
batte.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Altestenrat emp-
fiehlt Uberweisung des Gesetzentwurfs Drucksa-
che 14/8290 an den Ausschuss fur Innovation,
Wissenschaft, Forschung und Technologie —
federfuhrend — sowie an den Ausschuss fur
Kommunalpolitik und Verwaltungsstrukturre-
form. Wer stimmt der Uberweisung zu? — Wer ist
dagegen? — Enthalt sich jemand? — Alle sind fir
diese Uberweisung.

Damit kommen wir zu:

4 Gesetz zur Férderung der politischen Partizi-
pation zugewanderter Birgerinnen und Bur-
ger in den Gemeinden — Anderung des § 27
der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen
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Gesetzentwurf
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 14/8329

erste Lesung

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich fur
die Fraktion Bindnis 90/Die Griinen Frau Asch das
Wort. Bitte schon, Frau Kollegin.

Andrea Asch (GRUNE): Herr Préasident! Meine
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Einen ausdricklichen und herzlichen Gruf3
richte ich an die Vertreterinnen und Vertreter der
Landesarbeitsgemeinschaft  der kommunalen
Migrantenvertretungen, die an diesem Thema be-
sonders interessiert sind.

(Beifall von den GRUNEN)

Anlasslich der Haushaltsberatungen habe ich in
einem Fazit der Integrationspolitik des Landes ges-
tern feststellen missen, dass aufseiten des Ministe-
riums viel guter Wille vorhanden ist. Ich méchte das
ausdrucklich betonen und bedauere sehr, dass der
Integrationsminister heute nicht anwesend ist, wenn
wir diesen Punkt beraten, aber die konkreten Mal3-
nahmen bei der Integration ausbleiben oder nicht
zum Erfolg gefuihrt werden.

Um einen solch klassischen Fall von Nichtstun auf-
seiten von CDU und FDP handelt es sich auch bei
dem Thema der politischen Teilhabe von Migrantin-
nen und Migranten in den Kommunen, das heute
zum zweiten Mal in kurzer Folge auf der Tagesord-
nung steht.

Meine Fraktion, Bundnis 90/Die Griinen, hat einen
Gesetzentwurf eingebracht, um auf Ebene der Ge-
meinden die Mdglichkeiten und Rahmenbedingun-
gen des politischen Engagements von Migrantinnen
und Migranten zu verbessern.

(Beifall von den GRUNEN)

Um es noch einmal ganz klar zu sagen: Man er-
reicht dieses Ziel am besten durch das kommunale
Wahlrecht fur alle Migrantinnen und Migranten, die
dauerhaft hier leben. Das, meine Damen und Her-
ren, ware die optimale L6sung.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Wir wissen aber, dass die CDU nicht aus ihren ideo-
logischen Schitzengraben herauskommt und aul3er
den EU-Ausléandern und den EU-Auslanderinnen
dieses Wahlrecht Zugewanderten ohne deutschen
Pass nicht zugestehen will. Das bedauern wir sehr.

Um Uberhaupt die Teilhabe von Migrantinnen und
Migranten zu ermdoglichen, gibt es in Nordrhein-
Westfalen die Auslénderbeirdte als demokratische
legitimierte politische Interessenvertretungen. Wir
alle wissen, dass 15 Jahre nach Einflhrung dieser
Auslanderbeirate ein dringender Reformbedarf be-

steht. Diese Reform wird auch von der LAGA, der
Vertretung der kommunalen Auslanderbeirate, aus-
drucklich gewlinscht.

Meine Damen und Herren, worin besteht dieser
Reformbedarf? Er besteht darin, dass das oft fest-
gestellte Nebeneinander der Stadtrate und Auslan-
derbeirate beendet und durch eine formale Ande-
rung das Miteinander sowie der Austausch mit der
Kommunalpolitik gewahrleistet und optimiert werden
soll. Das bedeutet eine klare Aufwertung und Ver-
starkung der Mitwirkungsméglichkeiten der Migran-
tinnen und Migranten.

(Beifall von den GRUNEN)

Dies wollen wir dadurch erreichen, dass ein Gremi-
um geschaffen wird, in dem sowohl die gewahlten
Vertreter von Migrantinnen und Migranten als auch
Ratsmitglieder sitzen. Je nachdem, welche der bei-
den Gruppen die Mehrheit bildet, kann es entweder
ein Ausschuss oder ein Beirat sein. Das soll dann
vor Ort entschieden werden. Diese Freiheit wollen
wir den drtlichen Ebenen geben.

Wir wollen, dass auch Eingebirgerte das aktive
Wahlrecht bekommen; das passive haben sie be-
reits. Denn viele Eingeburgerte haben zuwande-
rungsbedingte Probleme, Anliegen oder Interessen,
die besser in der Interessenvertretung von Migran-
tinnen und Migranten aufgehoben sind, um dariiber
in die Kommunalverwaltung hineingetragen zu wer-
den.

Wir wollen, dass die Stadte einen Integrationsrat
oder -ausschuss bilden, der nicht mehr nach der
Zahl der Auslander, sondern nach der Grol3e der
Gemeinde bestimmt wird. Uber diesen Punkt treten
wir gern in eine Diskussion ein, wenn es jemanden
gibt, der dagegen ernsthafte Argumente vorbringen
kann.

(Vorsitz: Vizeprasidentin Angela Freimuth)

Dariiber hinaus wollen wir die Wahlmodalitaten
weitgehend an die der Kommunalwahlen anpassen.
Das betrifft zum Beispiel die Moéglichkeit der Brief-
wahl, aber auch den gleichzeitigen Wahltermin mit
den Kommunalwahlen.

Nun zur Genese unseres Gesetzentwurfs, der seit
einigen Monaten in den Schubladen meiner Frakti-
on und in &hnlicher Art vielleicht in anderen Schub-
laden liegt. Aber dort, meine Damen und Herren,
gehdrt er nicht hin. Wir wollen doch in diesem Hau-
se alle — letztlich hat das auch die Landesregierung
erklart — die Auslanderbeirate abschaffen und durch
die langjahrig erprobten Integrationsrate oder -aus-
schisse ersetzen.

Entsprechend war die Reform des § 27 Gemeinde-
ordnung von der Landesregierung fur 2008 bereits
angekindigt, um rechtzeitig vor den Kommunal-
und Integrationsratswahlen Rechtsklarheit zu schaf-
fen und diese Wahl zu erméglichen. Im April 2008
gab es eine Verstandigung zwischen dem Innenmi-
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nisterium, dem Integrationsministerium, der LAGA
NRW und den kommunalen Spitzenverbanden.
Man hat sich auf Eckpunkte des neuen Gesetzes
geeinigt. Seit August — so haben wir gehdort — gibt es
einen Arbeitsentwurf zur Novellierung des Geset-
zes. Und nun, meine Damen und Herren, fragen wir
uns, fragen sich die Migrantinnen und Migranten,
fragt sich die LAGA, fragt sich die ganze Opposition
im Lande: Wann kommt er nun endlich?

Wir stellen bis heute fest: Es kommt nichts.
(Beifall von GRUNEN und SPD)

Die Landesregierung hat bis heute nichts vorgelegt,
obwohl es weitestgehende Einigkeit zwischen allen
Uber die Inhalte gibt. Es gibt keine ernst zu neh-
menden Interessenskollisionen.

In der Plenarsitzung des Landtags im Dezember
haben wir Sie mit einem Antrag aufgefordert, nun
endlich selbst den Gesetzentwurf vorzulegen. Dem
hatten Sie damals eigentlich schon zustimmen koén-
nen. Wir haben uns mit unserem Gesetzentwurf
noch etwas zurtickgehalten, weil wir wissen, dass
Sie alles, was von der Opposition und von uns Gri-
nen kommt, ablehnen. Wir hatten gehofft, dass sich
CDU und FDP bis zum Januarplenum doch noch
einigen wurden. Aber wie wir sehen, wurden unsere
Hoffnungen und die Hoffnungen der Migrantinnen
und Migranten enttduscht, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Was folgt daraus? Wir miissen feststellen: Die Re-
gierungskoalition ist offensichtlich handlungsunfahig
und blockiert sich selbst, obwohl es — das wiederho-
le ich — keine gravierenden inhaltlichen Differenzen
gibt.

Warum kommt da nichts? Unsere Deutung ist: Weil
vor allem die FDP eine parteipolitische Nummer
abzieht und die eigene Profilierung einer Problemlo-
sung vorzieht. Das ist nicht anders zu interpretieren.

(Widerspruch von der FDP)

Derjenige, der eigentlich im Herbst 2008, aber spa-
testens heute den Gesetzentwurf zur Novellierung
der Gemeindeordnung hatte einbringen missen, ist
der Innenminister Wolf. Auch wenn er zu den Minis-
tern mit der schlechtesten Amtsfiihrung im letzten
Jahr gehort hat,

(Beifall von den GRUNEN - Holger El-
lerbrock [FDP]: Wer? — Zuruf von den GRU-
NEN: Herr Wolf! — Weitere Zurufe)

hatte er doch in der Lage sein miissen, die Ande-
rung eines einzigen Paragrafen der Gemeindeord-
nung Uber die Buhne zu bringen.

Nein, meine Damen und Herren, es geht hierbei
offenbar um Parteipolitik. Es geht wohl darum —
anders kann man das nicht interpretieren —, dem
migrationspolitischen Strahlemann der Koalition, der

leider heute nicht anwesend ist — ich bedauere das
sehr —, Minister Laschet, und damit der CDU keinen
Erfolg zu génnen.

(Lachen von Minister Dr. Ingo Wolf — Christi-
an Lindner [FDP]: Absurd!)

Wir sehen: Es kracht an allen Ecken und Enden in
der Koalition. Das Ergebnis ist Stillstand. Dass Sie
sich ausgerechnet das Feld der Migrationspolitik fur
Ihr parteipolitisches Hickhack ausgesucht haben,
hat die besondere Tragik, dass Sie damit auch noch
die gemeinsame Integrationsoffensive des Landes
gefahrden.

(Zuruf von Christian Lindner [FDP])

— Herr Lindner, wir Griine sind weiter bereit, den
Parteienkonsens hier im Landtag in der Integrati-
onspolitik weiterzufihren. Wir stehen weiterhin far
diesen Konsens zur Verfligung.

Ich muss lhnen jedoch sagen: Wir stehen einiger-
mafRen fassungslos vor dem Schauspiel, das sich
FDP und CDU in dieser wichtigen Frage liefern.

(Christian Lindner [FDP]: Haben Sie denn ei-
nen einzigen Beleg daftr? — Zurufe von den
GRUNEN — Gegenrufe von der FDP)

Besser wére es, Herr Lindner, sich gemeinsam

(Weitere Zurufe und Gegenrufe von FDP und
GRUNEN)

an einen Tisch zu setzen und im Sinne der Integra-
tion ...

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Meine sehr
verehrten Damen und Herren, liebe Kollegen, das
Wort hat tberwiegend Frau Kollegin Asch, auch
wenn ihre Redezeit abgelaufen ist.

(Unruhe — Glocke)

Andrea Asch (GRUNE): Ich wiirde meine Rede auch
gerne mit zwei Satzen abschlieRen: Es ware wirklich
besser — da kann ich nur an Sie appellieren —, wenn
wir uns wieder gemeinsam an einen Tisch setzen und
im Sinne der Integration zugewanderter Menschen in
diesem Landtag wieder an einem Strang ziehen wur-
den.

Ich kann lhnen sagen, wir als Griine sind dazu be-
reit. Sie hatten heute die Mdglichkeit, diesen ge-
meinsamen Weg mit uns weiterzugehen. Stimmen
Sie dem gemeinsamen Anliegen, der Anderung der
Gemeindeordnung im Sinne unseres Gesetzent-
wurfs, zu! — Ich danke Ihnen.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Kollegin Asch. — Ich weise noch einmal darauf
hin, dass, wenn ich auf das Ende der Redezeit auf-
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merksam mache, diese meistens schon etwas lan-
ger abgelaufen ist.

Als nachster Redner hat fur die CDU-Fraktion der
Kollege Lux das Wort. Bitte schén, Herr Lux.

Rainer Lux (CDU): Frau Prasidentin! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Frau Asch, es tut mir
schrecklich leid, aber mit lhrer letzten Ausfallenden
Bemerkung gegen den Innenminister und auch mit
den Angriffen gegen die FDP-Fraktion lassen Sie
erhebliche Zweifel an Threm Beitrag aufkommen.

(Christian Lindner [FDP]: Sehr richtig! — Zuruf
von Sylvia Léhrmann [GRUNE])

Wenn lhnen an einer gemeinsamen Ldsung gele-
gen ware, hatten Sie sich das aus parteitaktischen
Grunden ein wenig verkneifen kénnen.

(Zurufe von der FDP — Gegenrufe von den
GRUNEN)

Aber, Sie haben in der letzten Sitzung dieses Hau-
ses im Dezember eine umfassende Debatte zu dem
Thema ,Politische Partizipation von Migranten“ ge-
fahrt

(Weitere Zurufe und Gegenrufe von FDP und
GRUNEN)

mit dem Unterschied, dass jetzt auf der Grundlage
eines Gesetzentwurfs debattiert wird, den Sie, mei-
ne Damen und Herren von den Griinen, eingebracht
haben.

Trotz aller politischen Differenzen, die Frau Asch
gerade noch einmal aufgezeigt hat, muss ich lhnen
sagen: Respekt daflr! Natirlich gibt es zu dem
Thema im Detail unterschiedliche Auffassungen.
Das hat die Debatte im Dezember gezeigt. Ich darf
hier noch einmal ganz deutlich auf den Beitrag des
Kollegen Solf im Dezember verweisen, dem ich
mich vollinhaltlich anschlielRe.

Zumindest — darauf hat Frau Asch ja hingewiesen —
gibt es in diesem Hohen Hause breite Ubereinstim-
mung dazu, dass die durchweg positiven Erfahrun-
gen der 60 Kommunen, die in Modellversuchen
Fortentwicklungen des Auslanderbeirates auspro-
biert haben, in der zugesagten Neufassung des
§ 27 Gemeindeordnung ihren Niederschlag finden
mussen, und zwar noch vor der Kommunalwahl.

Fir uns als CDU steht fest — das sage ich in volliger
Ubereinstimmung mit dem Kollegen Solf —, dass wir
aufgrund der Erfahrungen die bisherigen Auslén-
derbeirate weiterentwickeln wollen und missen. Es
geht nicht mehr oder nur oder in erster Linie darum,
Auslandern, die nicht EU-Biirger sind, eine Mdglich-
keit zur politischen Mitwirkung auf Gemeindeebene
einzurdaumen. Wir mussen vielmehr die Chance
nutzen, mit Hilfe von Integrationsausschiissen oder
Integrationsbeirdten die notwendigen Fortschritte
bei der Integration zu erreichen.

Wir streben eine liberale Weiterentwicklung an,

(Zuruf von den GRUNEN: Dann machen Sie
es doch!)

die sich an der Koalitionsvereinbarung von CDU
und FDP orientiert, in der es heil3t:

Wir wollen die Integrations- und Migrationsarbeit
verstarken. Es wird geprift, ob die Ausléanderbei-
réte in den Stadten und Gemeinden Integrations-
und Migrationsausschiisse werden kénnen.

(Zuruf von den GRUNEN: Im Juni sind Wah-
len, dann legen Sie es doch auf den Tisch!)

Die Auswertung der Ergebnisse der Modellkommu-
nen und zahlreiche Gesprache mit Verantwortlichen
in vielen Kommunen haben zum Teil massive Un-
terschiede in den Problemen und Fragestellungen
vor Ort ergeben.

Wahrend in vielen und besonders in industriell ge-
pragten Kommunen Integrationsfragen haufig an
Zuwanderern aus einem Staat festgemacht werden
kénnen, sind in anderen Kommunen Integrations-
schwierigkeiten auch oder Uberwiegend bei deut-
schen Birgern festzustellen, die als Spataussiedler
Zu uns gekommen sind.

Aus diesem Grunde mdochten wir einerseits den
Kommunen mdoglichst weitgehende Entscheidungs-
spielrdume Uberlassen, ob Sie sich fiir einen Integ-
rationsausschuss — analog dem JAA — mit einer
Mehrheit von Ratsmitgliedern entscheiden oder
einen Integrationsbeirat unter Beteiligung von
Ratsmitgliedern bilden méchten.

(Sylvia Loéhrmann [GRUNE]: Das wollen wir
auch!)

— Genau!
(Beifall von den GRUNEN)

Deshalb méchten wir das neue Integrationsgremium
auch nicht gemeinsam mit den Kommunalwahlen
wahlen lassen, sondern den neu zu wahlenden
Raten diese Entscheidung Uberlassen.

(Beifall von Sylvia Lohrmann [GRUNE])

Weiterhin mdchten wir den Kreis der Wahlberechtig-
ten Uber den bisherigen Kreis der wahlberechtigten
Auslander hinaus moderat auf einen Kreis einge-
birgerter Deutsche mit Zuwanderungsgeschichte
erweitern.

(Beifall von der CDU)

Hierin stimmen wir auch mit den kommunalen Spit-
zenverbanden uberein, die auch eine Offnung befir-
worten. Dabei — und darin liegt die Schwierigkeit — ist
ein Weg zu finden, wie man diese Offnung sinnvoll
beschranken kann. Es kann nicht sein, dass ein Biir-
ger, der seit seiner Geburt Deutscher ist, dessen
GroRReltern aber als Auslander — zum Beispiel aus
der Tirkei — nach Deutschland gekommen sind,
wegen dieser Zuwanderungsgeschichte das Wahl-
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recht fir den Integrationsbeirat erhalt. Hier ein unb-
rokratisches und unkompliziertes Verfahren zu fin-
den, ist, Frau Asch, eine noch nicht geklarte Frage.

Nur, damit kein falscher Eindruck entsteht — Sie
haben zu Beginn Ihrer Rede noch einmal deutlich
gesagt — Unbeschadet aller vorhin festgestellten
Gemeinsamkeiten lehnt die CDU aus verfassungs-
rechtlichen Griinden ein generelles Auslanderwahl-
recht ab.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser
Landtag hat in der Vergangenheit bei der Behand-
lung von Migrations- und Integrationsfragen schon
haufig zu einer viel beachteten Einigkeit gefunden.
Wir als CDU wirden es sehr begrif3en, wenn wir
bei der Neuregelung des § 27 der Gemeindeord-
nung wahrend der Ausschussberatung zu einer
solchen Einigkeit finden koénnten, weil sich das
Thema weder fur fundamentalistische Grabenkamp-
fe noch fur ideologische Spielwiesen eignet.

Die offenen Integrationsfragen vor Ort verlangen
eine pragmatische Losung. — Schénen Dank.

(Beifall von CDU, FDP und GRUNEN)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Lux. — Fir die SPD-Fraktion hat nun
Frau Kollegin Altenkamp das Wort. Bitte schén,
Frau Kollegin.

Britta Altenkamp (SPD): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Ich kdnnte jetzt noch einiges zu
den Facetten dieser Diskussion, die mir gerade
deutlich geworden sind, sagen. Ich habe auch er-
hebliche Zweifel daran, ob das, was wir hier gerade
tun, anhand des Gesetzentwurfs der Griinen uns
und die Landesarbeitsgemeinschaft der kommuna-
len Migrantenvertretungen und die kommunalen
Migrantenvertretungen insgesamt wirklich in der
Sache entscheidend nach vorne bringt. Aber das
spare ich mir und gehe ein bisschen zuriick in die
Chronologie.

Es geht tatséchlich um ein Versprechen aller Frakti-
onen aus der letzten Legislaturperiode, dass man
sich auf eine verbindliche Regelung zur Weiterent-
wicklung der politischen Partizipation von Migrantin-
nen und Migranten verstandigt, wenn die 60 Stadte
evaluiert sind.

(Beifall von der CDU)

Es geht naturlich auch um ein Versprechen des
Integrationsministers, diesen Schritt aktiv voranzu-
treiben. Deshalb ist es in der Tat etwas verstérend,
dass immer noch kein Vorschlag der Landesregie-
rung vorliegt. Sie kénnen sich in der Tat wohl inner-
halb der Regierung nicht einigen, denn die Position
der Kolleginnen und Kollegen, die Angehérige die-
ses Hauses sind, sind hier am 18. Dezember deut-
lich geworden.

Ich will aber auch sagen, dass ich das Thema fiir zu
wichtig halte, als dass wir noch langer einem Koali-
tionsgezank zusehen.

(Beifall von der CDU)

Deshalb wird es langsam dringend Zeit, dass ein
Vorschlag vorgelegt wird. Denn auch die Migran-
tenvertreterinnen und -vertreter missen wissen, fur
welches Gremium sie Uberhaupt kandidieren wollen
oder sollen.

(Beifall von SPD und CDU)

Der Antrag der Griunen — das hat Kollegin Asch
beschrieben — entspricht in weiten Teilen dem Zwi-
schenergebnis der Verhandlungen der Landesar-
beitsgemeinschaft der kommunalen Migranten-
vertretung und des Innenministers. Er stellt sicher-
lich eine Diskussionsgrundlage dar; aber das Non-
plusultra ist er aus unserer Sicht nicht. Dafur gibt es
vor allen Dingen zwei Griinde.

Erstens. Er lasst offen, welches Gremium gebildet
wird, ndmlich entweder ein Integrationsrat, in dem
die direkt von Migranten gewéhlten Vertreter die
Mehrheit haben, oder ein Integrationsausschuss, in
dem dann die Ratsmitglieder die Mehrheit haben.

Die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten
wollen einen Integrationsrat, in dem die direkt von
Migranten gewaéhlten Vertreterinnen und Vertreter
die Mehrheit haben, und zwar im Verhéltnis zwei
Drittel zu einem Drittel. Ganz falsch ware es, beide
Gremien nebeneinanderzustellen. Aus meiner Hei-
matstadt kann ich Ihnen berichten, dass das dazu
fuhrt, dass sich diese beiden Gremien ineinander
verschranken. Dann kommt gar nichts mehr heraus.

Die Erfahrungen aus den Stadten, die schon ein
solches Gremium, einen Integrationsrat, gebildet
haben, zeigen, dass dies tatsachlich der beste Weg
ist — sowohl bei der Wahlbeteiligung als auch beim
Interesse der Migrantinnen und Migranten fir die
Inhalte, die in diesem Gremium besprochen wer-
den. Sie fuihlen sich mehr ernst genommen und
werden auch tatséchlich von den Réaten und Rats-
mitgliedern mehr ernst genommen.

Das Schreiben der kommunalen Spitzenverbénde
lasst den Vorbehalt durch den Stadte- und Gemein-
debund deutlich werden, dass moglicherweise,
wenn man es mdochte, auch ein Auslanderbeirat
bleiben kann. Das, meine lieben Kolleginnen und
Kollegen, wird von der SPD abgelehnt. Wir wollen
ein Gremium mehrheitlich durch Migranten beset-
zen, die direkt von Migrantinnen und Migranten
gewahlt worden sind.

(Beifall von der SPD)

Zweitens. Es gibt eine Erweiterung des aktiven
Wahlrechts auf Eingeblrgerte und auf Spataussied-
ler. Wenn, dann sollte man es gleich mit der Ande-
rung der Gemeindeordnung durch eine Verordnung
oder durch einen Verfahrensvorschlag deutlich ma-
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chen. Denn es geht darum, ein méglichst unbiro-
kratisches Verfahren zu finden.

Beispielsweise konnten wir uns vorstellen, dass
Eingeblrgerte und Spataussiedler die Mdglichkeit
bekommen, sich vor der Wahl in ein Wahlerver-
zeichnis einzutragen. Aber das muss nach unserem
Dafiirhalten gleichzeitig mit der Anderung der Ge-
meindeordnung diskutiert werden. Denn in der Tat
stellt eine Erweiterung des aktiven Wahlrechts
schon einen systematischen Bruch mit unseren
sonstigen Wabhlverfahren dar. Integrationspolitisch
ist es sinnvoll, das aktive Wahlrecht fiir dieses Gre-
mium zu erweitern; das ist gar keine Frage. Auf
diese Art und Weise vermeidet man die Dominanz
einer Volksgruppe im Integrationsrat.

Ein Hinweis sei auch erlaubt: Gerade bei den Spéat-
aussiedlern stellen wir fest, dass Gruppierungen wie
pro NRW diese als Zielgruppe fiir sich entdeckt
haben. Deshalb, glaube ich, sollten wir als etablierte
Parteien darauf hinwirken, dass sie genau in diese
Gremien einbezogen werden und man sie nicht
durch eine Verengung des aktiven Wahlrechts még-
licherweise vor der Tur lasst.

(Beifall von SPD und CDU)

Denn deren Integrationsprobleme sind durchaus
vergleichbar mit denjenigen, die wir zum Beispiel
bei der turkischen Community erleben.

Das alles ist ein Prozess; das mussen wir uns im-
mer wieder klarmachen. Es geht um Integration. Ein
solches Gremium wie der Integrationsrat stellt letzt-
lich eine Kriicke dar; denn wir driicken uns mehr
oder weniger immer um die Entscheidung fiir ver-
fassungsandernde Mehrheiten fir ein kommunales
Wahlrecht fiur Migrantinnen und Migranten, die eine
gewisse Zeit — nach dem Willen der SPD sind es
funf Jahre — in einer Kommune leben.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Das waére tatséachlich der beste Weg. Aber aus in-
tegrationspolitischer Sicht muss man auch sagen:
Selbst wenn alle Migrantinnen und Migranten ein
Wahlrecht hatten und alle an der Kommunalwahl
teilnehmen wirden, wére es nach unserer tiefen
Uberzeugung dennoch nétig, dass Integrationspoli-
tik in einem eigenen Gremium, im Rat und in den
anderen Gremien diskutiert wird.

(Beifall von der CDU)

Ich weise auf die Erfahrungen aus diesem Hohen
Hause hin. Denn ich glaube, die Fragen der Integra-
tionspolitik haben im Parlament und vom Parlament
aus initiiert schon einmal einen breiteren Raum
eingenommen, namlich in der Zeit, als wir einen
Ausschuss fir Migrationsangelegenheiten hatten.

(Zustimmung von Michael Solf [CDU])

Heute ist das in weiten Teilen ein Geschéaft, das
dem Integrationsminister Uberlassen bleibt. Das soll
ihm auch so erhalten bleiben. Ich halte es nur nach

wie vor fir einen Fehler, dass wir dieses Gremium
aufgegeben haben. Es war fur die Menschen mit
Migrationshintergrund in diesem Land ganz sicher
klar erkennbar, welcher politische Stellenwert lhnen
in diesem Hause gegeben wird, als wir dieses Gre-
mium noch hatten. — Vielen Dank fir lhre Aufmerk-
samkeit.

(Allgemeiner Beifall)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Kollegin Altenkamp. — Als nachster Redner hat
fir die FDP-Fraktion der Kollege Engel das Wort.
Bitte schon, Herr Kollege.

Horst Engel*) (FDP): Frau Présidentin! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Zum wiederholten
Male debattieren wir Gber die politische Partizipation
von Migranten in den Gremien unserer Stadte und
Gemeinden.

(Sylvia Léhrmann [GRUNE]: Weil Sie keine
Gesetze vorlegen!)

Ich will das nicht kleinreden: Solche Debatten sind
fur uns wichtig. Ich halte erneut fest, dass ich es
schétze, dass wir alle hier im Plenum der Meinung
sind, dass der seit 15 Jahren bestehende Auslan-
derbeirat in seiner heutigen Form fortentwickelt
werden muss.

Ich méchte lhnen aber auch sagen, dass wir uns
von lhnen, Frau Asch, Frau Altenkamp nicht treiben
lassen.

(Hans-Willi Korfges [SPD]: Von Treiben kann
da keine Rede sein!)

Sie haben sich in Ihrer Regierungszeit eben nicht
getraut, den Auslénderbeirat zu einem Integrations-
gremium weiterzuentwickeln. Sie haben es, obwohl
wir [hnen damals mit dem GO-Reformgesetz einen
attraktiven Vorschlag unterbreitet haben, vorgezo-
gen, erst mal in Deckung zu gehen. Das ist die
Wahrheit. So mussten die Kommunen erneut in die
Warteschleife gehen und im Rahmen der Experi-
mentierklausel integrative Gremien-Modelle erpro-
ben. Damit haben Sie ein schlechtes Beispiel gege-
ben.

Wir wollen eine qualitative Weiterentwicklung des
Auslanderbeirates. Eine solche Regelung, die nicht
gleich wieder Uber den Haufen geworden werden
soll, wollen wir mit Bedacht vornehmen. Wir wollen
kommunale Integrationsarbeit fir einen léngeren
Zeitraum auf stabile S&aulen setzen. Denn - ich
muss mich leider wiederholen und knipfe an die
Plenardebatte von vor Weihnachten an — es geht
um den Dialog, der vor Ort in den Stadtquartieren
gefiihrt und gelebt wird.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Ge-
setzentwurf der Grinen enthélt einige Passagen,
Uber die wir in den Ausschiissen sicher intensiv
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werden beraten missen. Das betrifft zum Beispiel
die Wahlmdglichkeit zwischen dem Integrationsrat
und dem Integrationsausschuss. Die Geltungsdauer
der Experimentierklausel in dieser Kommunalwahl-
periode, wo von 60 Modellkommunen lediglich vier
das Instrument eines Integrationsausschusses ge-
wahlt haben, wirft Fragen auf und bedarf daher
noch einer Diskussion.

Sie wollen mit Ihrem Gesetzentwurf eine erhebliche
organisatorische Veranderung. Bisher ist geregelt,
dass Gemeinden mit mindest 5.000 auslandischen
Einwohnern einen Auslanderbeirat bilden missen
und in Gemeinden mit mindestens 200 Ausléandern
ein Auslanderbeirat gebildet werden muss, wenn
mindestens 200 Wahlberechtigte dies beantragen.
Ansonsten besteht die Bildung eines Auslanderbei-
rates als Kann-Bestimmung.

Es leuchtet mir nicht ein, wieso Sie nur diese, aus
meiner Sicht bisher funktionierende Regelung in der
Hinsicht verandern, dass Gemeinden mit mindes-
tens 50.000 Einwohnern ein Integrationsgremium
bilden missen und Gemeinden mit 20.000 Einwoh-
nern ein Integrationsgremium bilden, wenn dies von
200 Wahlberechtigten beantragt wird.

In Ihrem Gesetzentwurf kommen Sie zu dem
Schluss, dass die Wahl des Integrationsrates bzw.
Integrationsausschusses am Tag der Kommunal-
wahl stattfinden soll. Das haben wir schon gehort.
Damit bleiben Sie in lhrem ungliicklichen Antrag
vom Dezember 2008 treu, Sie machen nur fur die-
ses Jahr eine Ausnahmeregelung.

Ein gemeinsamer Wahltermin der Kommunalwahl
mit der Wahl der Integrationsgremien enthélt aus
meiner Sicht immer noch einen entscheidenden
Nachteil. Auch das ist bekannt. Ich mochte das,
obwohl ich dies schon wiederholt gesagt habe, noch
einmal hier vortragen. Das setzt voraus, dass der
alte Rat in der alten Kommunalwahlperiode eine
Entscheidung darlber treffen muss, welches Gre-
mium fir die Beteiligung der Migranten in der neuen
Kommunalwahlperiode gelten soll.

Aus meiner Sicht und aus Sicht der FDP-Fraktion
sollte dies eher die Aufgabe des neuen Rates sein.
Er sollte darlber entscheiden konnen, wie eine
Zusammenarbeit mit den Migranten vor Ort am
besten erfolgen soll. Das setzt nun einmal verschie-
dene Zeitpunkte zwischen der Kommunalwahl und
der Wahl der Migrantenvertretung voraus.

Eine andere Alternative wére, dass es keine Wahl-
moglichkeit zwischen den Arten der Integrations-
gremien gibt. Ich kenne da auch die LAGA-Haltung;
wir haben vor knapp zwei Wochen zusammenge-
sessen. Aber auch dann sollte separat in gewohnter
Tradition gewahlt werden. Dadurch gewinnt das
Integrationsgremium an Bedeutung.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich méch-
te am Schluss mit einer verséhnlichen Bemerkung

enden: Schauen wir mal!l — Wir stimmen der Uber-
weisung zur Beratung in den Fachausschissen zu.

(Beifall von FDP und CDU)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Engel. — Als nachster Redner hat fiir
die Landesregierung Minister Dr. Wolf das Wort.
Bitte schon, Herr Minister.

Dr.Ingo Wolf, Innenminister: Frau Préasidentin!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glau-
be, abstrakt gesprochen, sind sich alle einig, dass
wir eine gute Beteiligung von Menschen haben
wollen, die nicht deutscher Herkunft sind oder einen
Migrantenhintergrund haben. Das ist alles unstrittig.
Wir haben allerdings die Diskussion dariber, wie
das im Einzelnen geschehen soll. Ich glaube, diese
Diskussion muss man verantwortlich und auch in
aller Ruhe fuhren kénnen.

Es ist fur die Grinen natirlich jetzt ein leichtes, frei
von der Verantwortung aus der Opposition heraus
munteres Geschrei nach dem Motto ,Haltet den
Dieb!* anzustimmen. EIf Jahre lang, von 1994 bis
2005, haben Sie in dieser Richtung nichts bewegt,
und jetzt wollen Sie anfangen, uns zu treiben. Das
lassen wir nattrlich nicht zu.

Sie hatten 1999 und 2004 zwei Kommunalwahlen,
bei denen Sie in Ihrem Sinne etwas hatten andern
kénnen. Sie hatten zusammen mit Rot hier die
Mehrheit. Warum haben Sie es nicht getan? Es ist
doch ein Treppenwitz der Geschichte, uns so etwas
vorzuwerfen, uns, die wir in den letzten dreieinhalb
Jahren gerade gezeigt haben, dass wir angefangen
von den Schulgesetzen lber die Hochschulgesetze,
das Gemeindeordnungsreformgesetz und das
LPVG bis hin zum Verwaltungsstrukturreformgesetz
alles schnell Uber den Berg gebracht haben. Sie
haben an den Stellen nichts gemacht und verlangen
heute, dass wir lhren Forderung nachkommen sol-
len. Das werden wir aus guten Griinden nicht tun.

Zu der Bemerkung, wir sollten alles zusammen
machen: Wir haben doch alle erlebt, wie Sie unsere
Antrage in der Vergangenheit ,abgebugelt‘ haben.
Jeder Antrag der seinerzeitigen Opposition ist abge-
lehnt worden. Heute tun Sie so, als ob wir, wenn Sie
einen Antrag stellen, dem sofort folgen sollten. Das
alles ist aus unserer Sicht nicht ausgegoren.

Wir werden uns in den konkreten Fragestellungen
sicherlich einig werden. Es sind die verschiedenen
Themen angesprochen. Bei der Frage der Ausges-
taltung des Gremiums ist es schon spannend zu
sehen, Frau Altenkamp, dass auf einmal Stellung-
nahmen von kommunalen Spitzenverbanden direkt
unter den Tisch geworfen werden. Wir héren sonst
immer von lhnen, wir missten uns mit den Verban-
den auseinandersetzen; von dort kamen die richti-
gen Vorschlage. Wenn lhnen die Vorschlage dann
nicht passen, sind sie auch wieder nicht gut genug.
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Wir stimmen ja in der Auffassung uUberein, dass
Integrationsrate und -ausschuisse sicherlich verninf-
tig sind. Aber man sieht, auch aus der kommunalen
Familie — und die nehmen wir ernst — gibt es andere
Winsche und Vorstellungen. Das zeigt die ganze
Vielfalt der Thematik. Man kann nicht sagen, einer
hat mit einem Satz recht, sondern es gibt verschie-
dene Madifikationen.

Im GO-Reformbericht, der noch von meinem Vor-
ganger vorgelegt worden ist — Sie hatten Ubrigens
zweieinhalb Jahre Zeit, das umzusetzen —, finden
sich einige Vorschlage. Da geht es unter anderem
um die Frage der Ausgestaltung des Gremiums.
Das haben Sie zweieinhalb Jahre lang, bis 2005,
nicht umgesetzt.

Mittlerweile sind andere Fragen wie zum Beispiel
die Frage nach der Wahlberechtigung und des
Kommunalwahltermins dazugekommen. All das
sollten wir in Ruhe miteinander besprechen.

Wenn sich Menschen mit Migrationshintergrund,
Zuwanderungsgeschichte, Auslander und Aussied-
ler — nehmen wir noch einmal diese alten Begriffe —
beteiligen wollen, so kénnen sich auch heute schon
Uber das passive Wahlrecht aktiv einbringen.

Aber hier geht es um eine ganz andere Frage, nam-
lich die, wer aktiv wahlberechtigt sein soll. Diese
Frage ist damals im Rahmen des Reformprozesses
zur Gemeindeordnung udbrigens noch nicht einver-
nehmlich geklart worden. Das werden wir uns alles
genau anschauen.

Wir werden auch den Punkt ,Wahltermin“ sehr kri-
tisch beleuchten. Herr Kollege Engel hat dazu aus
meiner Sicht sehr zu Recht gesagt, dass es schon
der Respekt vor den neu gewdahlten kommunalen
Raten gebietet, ihnen dann die Entscheidung zu
Uberlassen, welche Form der Beteiligung sie wollen.
Soweit Regelungen notwendig sind, werden wir sie
zeitnah schaffen.

Ich gehe davon aus, dass der Uberweisung dieses
Gesetzentwurfs in die Ausschiisse zugestimmt wird. —
Herzlichen Dank fir die Beratungen.

(Beifall von der FDP)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Dr. Wolf.- Als nachster Redner hat fur die Frak-
tion der SPD der Kollege Koérfges das Wort. Bitte
schon, Herr Kollege Korfges.

Hans-Willi Korfges (SPD): Frau Préasidentin! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Bezogen auf das Thema
fand ich den Einstieg in die Debatte nicht besonders
glucklich. Auch die lapidare Feststellung, lhr habt in
der Vergangenheit alles abgelehnt, was wir einge-
bracht haben, deshalb gehen wir mit Euren Anlie-
gen jetzt auch so um, ist dem Thema weder von der
Sprache noch von der Form her angemessen, mei-
ne Damen und Herren.

(Beifall von SPD und Michael Solf [CDU])

Ich erinnere wirklich an das hohe MaRR der Gemein-
samkeit in der letzten Wahlperiode und im Grund-
sétzlichen auch in dieser Wahlperiode bezogen auf
das Thema, das wir jetzt diskutieren. Wir haben uns
als nordrhein-westfalischer Landtag immer zu Recht
anderen gegenilber dafiir geriihmt, dass es bei uns
in integrationspolitischen Fragen eine fraktions-,
regierungs- und oppositionsiibergreifende einheitli-
che Meinung gibt.

(Beifall von den GRUNEN)
Vizeprasidentin Angela Freimuth: Herr Korfges!

Hans-Willi Kérfges (SPD): Meine Damen und Her-
ren, wir haben als sozialdemokratische Landtags-
fraktion bewusst keinen eigenen Antrag gestellt, um
uns die Moglichkeit eines gemeinsamen Vorgehens
Uber alle Fraktionen hinweg nicht durch diese par-
lamentarischen Rituale nehmen zu lassen.

(Beifall von Michael Solf [CDU] — Andrea
Asch [GRUNE]: Die Zeit drangt!)

Meine Damen und Herren, das hat allerdings ir-
gendwo alles seine Grenzen. Deshalb habe ich
Verstandnis fur das Vorgehen der Kolleginnen und
Kollegen von Bundnis 90/Die Griinen, weil auch ich
mich frage, wie lange wir noch warten sollen, bis
sich die Landesregierung bewegt.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Irgendwann muss es einmal zuldssig sein, sich Uber
Griinde und Hintergriinde ein paar Gedanken zu
machen.

Der Integrationsminister, der der heutigen Debatte
leider nicht beiwohnen kann, macht vor den Betrof-
fenen die ganz eindeutige Zusage — das haben uns
die Vertreter der LAGA vielfach bestétigt, und wir
haben es teilweise sogar personlich miterleben
durfen —, dass das in dieser Wahlperiode verbind-
lich geregelt wird. Wer in den Kalender guckt, kann
wirklich fragen: Meine Damen und Herren von der
Regierung, wann kommen Sie lhren Versprechen
endlich nach?

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Fir eine Diskussion sind wir wirklich offen. Ich bin
dem Kollegen Lux fiir seine Klarstellung bezogen
auf das allgemeine Wahlrecht fir Migrantinnen und
Migranten dankbar. Wir vertreten eine voéllig andere
Position: Wir gehen davon aus, dass gerade inso-
fern eine Verfassung zu andern sein muss und man
das Ziel vor die Uberlegung stellen muss, gegebe-
nenfalls eine Verfassung nicht zu andern. Das kann
man an einer anderen Stelle diskutieren.

Meine Damen und Herren, wenn man eine Verfas-
sungsanderung nicht will, muss man doch im Land-
tag von Nordrhein-Westfalen umso mehr fur Partizi-
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pationsma@glichkeiten, die verlasslich und an Wahl-
rechtsgrundsatzen zu messen sind, eintreten.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Jetzt wird es ein bhisschen kritisch: Bezogen auf die
unterschiedlichen Organisationsvorstellungen kann
ich lhnen fir unsere Fraktion nur noch einmal erkla-
ren: Wir als Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten haben beobachtet, was sich in der Modell-
phase getan hat, haben das ausgewertet und mit
Betroffenen gesprochen, uns von Fachleuten bera-
ten lassen. Fir uns steht auBer Zweifel: Es muss fur
alle Kommunen in Nordrhein-Westfalen eine ein-
heitliche Losung gefunden werden, die nur ,Integra-
tionsrat* heiRen kann, und zwar besetzt in dem von
der Kollegin Altenkamp geschilderten Verhaltnis von
einem Drittel Ratsmitgliedern zu zwei Dritteln unmit-
telbar gewahlten Vertreterinnen und Vertretern der
Migranten. Das ist unser Weg.

(Beifall von Angela Tillmann [SPD])

Wir haben eine ganze Reihe guter Argumente, die
man im Laufe des Verfahrens aber durchaus noch
austauschen kann.

Das gilt auch fir die Frage der Einbeziehung. In der
Koalition habe ich leichte Differenzen zwischen dem
wahrgenommen, was die Kollegen von der CDU
vorgetragen haben, und dem, was zum Beispiel der
Herr Innenminister ausgefihrt hat. Das gilt zum
Beispiel fur die Frage der Einbeziehung von Men-
schen mit Migrationshintergrund, die deutsche
Staatsangehorige sind. Wir sind prinzipiell dafur,
das verninftig zu prifen. Es muss die Mdglichkeit
gegeben werden, dass die Kommunen das leisten
kénnen. Wenn wir dem néher treten, muss ein ein-
faches, unbirokratisches Verfahren gewahlt wer-
den. Wir sind damit ganz nahe bei dem, was die
kommunalen Spitzenverbénde gesagt haben, meine
Damen und Herren. Aber an dem Punkt wirden wir
es sicherlich nicht scheitern lassen, wenn die ande-
ren Punkte vernlnftig und dauerhaft geregelt wer-
den.

Das gilt fur ein weiteres Thema, das ich bei der
Gelegenheit gerne ansprechen will: Im Gesetzent-
wurf wird die Vertretung der Migrantinnen und
Migranten durch personlich gewahlte Vertreter be-
handelt. Es gibt eine ganze Reihe von Bedenken,
die unter Umsténden sehr gut begriindet im Interes-
se und im Sinne der Reprasentanten der Migrantin-
nen und Migranten sind. An der Stelle muss man
noch einmal sehr intensiv nachdenken und Uberle-
gen, ob man das womdglich zu einem Punkt macht,
an dem gemeinsame Bemuhungen scheitern.

Meine liebe Kolleginnen und Kollegen von den
Mehrheitsfraktionen, wenn Sie sich getrieben fih-
len, haben Sie den richtigen Eindruck, denn: Wir
werden Sie sicherlich nicht aus der Verantwortung
lassen. Das ist klar. Versprochen ist versprochen.
Sie koénnen in der Wahlperiode nicht erklaren, Sie
mussten noch grundlich dberlegen, abwagen und

Fakten sammeln. Denn wer nach dieser langjahri-
gen Diskussion die vorliegenden Fakten nicht ein-
deutig wurdigt, meine Damen und Herren, will sich
an der Angelegenheit vorbeidriicken, statt konstruk-
tiv mitzuarbeiten. — Vielen Dank.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Korfges. — Als ndchster Redner hat fir
die Fraktion der FDP der Kollege Lindner das Wort.
Bitte schon, Herr Kollege.

Christian Lindner (FDP): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Herr Korfges, Sie haben mit
Ihrem Appell recht. Aber ich kann Ihnen versichern,
dass die Koalitionsfraktionen und die Landesregie-
rung am Ende ihres internen Beratungsprozesses
sind und wir in der Sache in Kirze gemeinsam in
diesem Haus diskutieren kénnen.

(Hans-Willi Kérfges [SPD]: Wenn dann noch
nicht die Wahlperiode zu Ende ist!)

Ich will ausdriicklich hervorheben und waurdigen,
dass die SPD-Fraktion nicht dem Versuch erlegen
ist, dieses Thema zum Gegenstand einer parteipoli-
tischen Profilierung zu machen. Bei allen kritischen
Zwischentonen, die lhrerseits laut geworden sind
und die lhnen gestattet sind, haben Sie sich in die-
ser Debatte verantwortungsbewusst positioniert.

Das kann man allerdings Uber die Fraktion der Gri-
nen nicht sagen.

(Beifall von der FDP)

Sie haben den integrationspolitischen Konsens, den
wir gepflegt haben, zum wiederholten Mal durch
billigste Parteipolemik beschadigt.

(Beifall von der FDP)

Sie haben — das lasst sich zusammenfassen — den
Vorwurf geauRert, die FDP-Fraktion génne Armin
Laschet seine Erfolge nicht. Dadurch haben Sie
zugleich lhr politisches Welthild gezeigt. Es ist ein
Weltbild, das vor allen Dingen ein Freund-Feind-
Schema ist;

(Ralf Witzel [FDP]: Neidgesellschaft!)

ein politisches Weltbild, das simpel, borniert und
schabig ist. Das ist ein Tiefpunkt der Debatte in
diesem Haus, den Sie gerade herbeigefiihrt haben.

(Beifall von der FDP - Sylvia Lohrmann
[GRUNE]: Weil Sie lhre Arbeit nicht machen!)

Nehmen Sie eines zur Kenntnis: CDU und FDP
bilden in diesem Haus eine Koalition. Der Erfolg des
einen ist auch der Erfolg des anderen. Deshalb
wollen wir als FDP-Fraktion ausdriicklich den Erfolg
eines jeden CDU-Ministers so wie die Unionskolle-
gen auch die Erfolge unserer Minister wollen.
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(Beifall von der FDP)

Das driickt Koalition aus. Deshalb haben wir von
den Menschen in diesem Land Zustimmungswerte,
von denen Sie von der Opposition nur traumen
dirfen.

(Beifall von der FDP)

Das, was wir hier zu diskutieren haben, betrifft nicht
nur die Anderung der Gemeindeordnung, sondern
etwa auch — dazu haben Sie ebenfalls einen Blo-
ckadevorwurf geduBert — das Integrationsgesetz.
Schauen Sie wenigstens in die Presse, wenn Sie
schon solche Vorwiirfe &ufRern. Die FDP hat Herrn
Laschet noch im November ermuntert, sehr rasch
ein Integrationsgesetz in die Beratungen des Land-
tages einzubringen. Das ist das Gegenteil von Blo-
ckade, das ist kollegiale Ermunterung. Kommen Sie
runter von lhrem Trip! Sie haben in Ihrer Auseinan-
dersetzung mit der FDP inzwischen eine Art der
politischen Realitdtsverweigerung entwickelt, die Sie
unfahig macht, Sachverhalte objektiv zu bewerten.

(Beifall von der FDP)

Da stehen Sie sich selbst im Weg und vor allen
Dingen stehen Sie einer verantwortungsbewussten
Debatte in diesem Feld im Weg. Kommen Sie zu-
ruck, bitte verrennen Sie sich nicht! — Vielen Dank.

(Beifall von der FDP)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Herr Kollege
Lindner, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau
Kollegin Duker?

Christian Lindner (FDP): Nein. Tut mir leid.

(Zuruf: Das muss lhnen nicht leidtun! — Moni-
ka Duker [GRUNE]: Feigling!)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, der Minister wiinscht noch ein-
mal das Wort fur die Landesregierung, was er hier-
mit auch gerne bekommt. Bitte schdn, Herr Minister.

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ich wollte Herrn Kérf-
ges nur zurufen, dass wir nicht begonnen haben.
Die Unverschamtheiten kamen am Anfang von der
Grunen-Fraktion. Sie werden sicherlich nachsehen,
dass wir in einer parlamentarischen Debatte dann
auch zuriickzahlen. Das kennen Sie aus dem politi-
schen Geschaft.

(Sylvia Lohrmann [GRUNE]: Unsensibelchen! —
Zuruf von Hans-Willi Kérfges [SPD])

Es ist nicht so, als ob wir in irgendeiner Weise
Druck versplirten, wenn uns ein Antrag auf den
Tisch gelegt wird. Ich habe lediglich ganz deutlich
gesagt, dass uns der Versuch, der damit mdgli-

cherweise initilert werden konnte, uns zu drangen,
in gar keiner Weise berihrt.

Es ist sehr deutlich geworden, dass lhr vergange-
nes Tun letztendlich beweist, dass Sie die Regelun-
gen nicht hinbekommen haben. Es gab einen Re-
formkommissionsbericht zur GO-Reform, der genug
Zeit lieR, um bis zur Kommunalwahl 2004 eine An-
derung herbeizufiihren. Sie haben damals nichts
hinbekommen.

Deswegen kann ich nur sagen: Warten Sie auf das,
was Herr Lindner eben angekiindigt hat. Es wird wie
in allen Dingen, die wir in der Vergangenheit ange-
gangen sind, am Ende eine Lbosung geben. Wir
werden daflr kampfen — das wissen Sie —, dass es
zeitnah geschieht, und wir werden die schwierigen
Auseinandersetzungen sicherlich zum Positiven
wenden.

Nur, eines steht fest: Das, was Sie in der Vergan-
genheit nicht geschafft haben, haben wir bislang
immer umgesetzt. Ich erinnere daran, dass Sie
beim letzten Mal den gesamten GO-Reformkommis-
sionsbericht trotz 80 % oder 90 % Ubereinstimmung
nicht umsetzen konnten, weil Sie die Entkoppelung
der Wahlen nicht wollten. Damit ist das Ding einfach
versunken. Das sind die Entscheidungsschleunig-
keiten, die Sie friiher gehabt haben.

Wir werden uns wie immer gemeinsam auf den
Weg begeben, um das Problem zu I6sen. — Vielen
Dank.

(Beifall von der FDP)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Herr Minister,
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Kollegin
Altenkamp?

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Nein.

(Britta Altenkamp [SPD]: Dann miusste ich
jetzt noch einmal reden!)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin
Altenkamp hat fir die Fraktion der SPD das Wort.
Die Fraktion der SPD hat noch Redezeit. Bitte
schon, Frau Kollegin.

Britta Altenkamp (SPD): Vielen Dank, Frau Prasi-
dentin. — Herr Minister, lassen Sie mich nur Folgen-
des sagen. Wir haben in der letzten Legislaturperio-
de den Bericht nicht nur nicht zur Seite gelegt und
nichts gemacht, sondern wir haben auch gar nicht
nichts hinbekommen. Vielmehr ist das, was wir heu-
te hier an Evaluationen haben, das Ergebnis des-
sen, was in der letzten Legislaturperiode entschie-
den wurde,

(Beifall von den GRUNEN)
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namlich Uber die Experimentierklausel die Moglich-
keit einzurdumen, unterschiedliche Gremien zu
bilden, um dann zu schauen, welches das Gremium
ist, das die moglichst breiteste Partizipation sicher-
stellt, und das die beste Mdglichkeit der Beteiligung
von Migrantinnen und Migrannten und auch derjeni-
gen, die nach EU-Recht nicht wahlberechtigt sind,
an der Kommunalpolitik zu ermdglichen.

Wenn Sie das, Herr Minister, ,nichts* nennen, dann
wird mir langsam, aber sicher klar, warum wir hier
so auf einen Gesetzentwurf lhrerseits warten, dann
wird aber auch langsam deutlich, was im Kern die
ganze Zeit an Nebelkerzen geworfen wird. Das,
sage ich lhnen, wird so einfach nicht gehen. Sie
mussen jetzt schon Farbe bekennen. — Herzlichen
Dank.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin,
die Frau Kollegin Duker wirde Ihnen gerne eine
Zwischenfrage stellen. — Das ist von der Rednerin
offensichtlich nicht zugelassen worden.

(Thomas Eiskirch [SPD]: Der Minister méchte
noch einmal sprechen!)

Dann hat fur die Landesregierung Herr Minister
Dr. Wolf das Wort. Auch die Landesregierung hat —
darauf weise ich hin — noch Redezeit.

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Das wusste ich, des-
wegen habe ich mich darauf eingestellt.

Frau Altenkamp, im Reformkommissionsbericht gab
es bereits damals gemeinsame Vorstellungen dar-
Uber, was man machen kdnnte. Sie hatten von 1994
bis 2005 Zeit, entsprechende Regelungen in eine
gesetzliche Form zu giel3en. Ich stelle fest: Sie ha-
ben das nicht getan. Das ist ,nichts".

Wir werden, wie bei allen anderen Dingen auch,
diese Probleme jetzt angehen. Ich bin sicher, dass
wir auch eine Regelung finden werden. Das ist ein
Markenzeichen dieser Regierung: Sie handelt und
sie redet nicht nur. Das haben wir in der Vergan-
genheit bewiesen. Das werden wir auch in der Zu-
kunft so tun. — Vielen Dank.

(Beifall von der FDP)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Minister. — Ich frage jetzt noch einmal in die
Runde, ob es weitere Wortmeldungen gibt. — Das
scheint offensichtlich nicht der Fall zu sein. Damit
sind wir am Schluss der Beratung zum Tagesord-
nungspunkt 4.

Wir kommen zur Abstimmung tber die Empfehlung
des Altestenrates, den Gesetzentwurf Drucksache
14/8329 an den Ausschuss fiur Generationen,
Familie und Integration — federfiihrend — sowie an

den Ausschuss fir Kommunalpolitik und Ver-
waltungsstrukturreform zu Uberweisen. Wer
dieser Uberweisungsempfehlung zustimmen méch-
te, den bitte ich um Handaufzeigen. — Das sind alle
Fraktionen dieses Hauses in Abwesenheit des frak-
tionslosen Abgeordneten Sagel. Damit ist diese
Uberweisungsempfehlung angenommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, ich rufe auf:

5 Tempo — Tempo — Tempo: Vergabe von Lan-
desbirgschaften bei Liquiditdtsengpassen be-
schleunigen

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 14/8326

In Verbindung mit:

NRW-Birgschaftsprogramm: Ablaufe be-
schleunigen und strukturell optimieren

Antrag
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 14/8331

Ich er6ffne die Beratung und erteile fur die antrag-
stellende Fraktion der SPD dem Kollegen Eiskirch
das Wort. Bitte schén, Herr Kollege.

Thomas Eiskirch (SPD): Frau Préasidentin! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wir beschaftigen uns heute mit
einem Thema, das heil3t Landesburgschaften und
Bilrgschaften der Burgschaftsbank Nordrhein-
Westfalen im Zuge der Kreditkrise, die es bundes-
weit und auch im Land Nordrhein-Westfalen gibt
oder die zumindest, wenn sie heute noch nicht in
allen Auspragungen greifbar ist, in naher Zukunft zu
beflrchten ist.

Vor einigen Tagen hatten wir hier im Landtag von
Nordrhein-Westfalen eine inhaltsreiche Anhérung
zu diesem Thema. Ich will auch in Abwesenheit des
Kollegen Weisbrich und der zustandigen Kollegen
der CDU noch einmal deutlich machen, dass ich es
als sehr wohltuend empfunden habe, dass dies eine
Anhorung war, in die nicht jeder mit der Mafl3gabe
gegangen ist, sich das bestatigen zu lassen, was er
vorher schon dachte und wusste, sondern die er-
gebnisoffen war und dazu gefihrt hat, dass wir von
vielen Verbénden wichtige Anregungen mitgenom-
men haben.

(Beifall von den GRUNEN)

Genauso, Frau Ministerin Thoben, mdchte ich noch
einmal Ihren Staatssekretar, Herrn Dr. Baganz,
ausdrucklich positiv erwédhnen, der in der letzten
Ausschusssitzung gemeinsam mit allen Kolleginnen
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und Kollegen eine sehr offene und, ich finde, realis-
tische Debatte darliber gefiihrt hat, wie gegebenen-
falls in dem Thema auf uns zukommende Problem-
lagen gemeistert werden kdnnen und was aus sei-
ner Sicht notwendig ist. Auch das war ein sehr offe-
nes, faires und sachliches Klima, in dem das ge-
schehen ist.

Drei Dinge sind in den Beitrédgen vieler verschiede-
ner Experten in der Anhérung sehr deutlich gewor-
den. Wir haben vom BDI, dem Bundesverband der
Deutschen Industrie, vom VDMA, dem Verband
Deutscher Maschinen- und Anlagenbau, von der
Burgschaftsbank NRW und anderen gehoért, dass
das Entscheidende fir die Zukunft sein wird: Tem-
po, Tempo, Tempo. Landesbiirgschaften mussen,
wenn diese Probleme jetzt auf uns zukommen,
schnell vergeben werden, weil Time Lags das grof3-
te Problem in diesem Zusammenhang sind oder
sein konnten.

Insofern macht es aus meiner Sicht wenig Sinn,
jetzt daruber zu streiten, wie lange die Bewilligung
von Burgschaften im Moment durchschnittlich dau-
ert. Je nachdem, ob man jetzt fur die Durchschnitts-
berechnung den Median anlegt, wie es das Ministe-
rium tut, oder das arithmetische Mittel, ergibt sich ja
ein ganz anderes Ergebnis.

Im Moment liegen — Frau Thoben hat das vorges-
tern hier richtigerweise gesagt — noch nicht viele
Birgschaftsantrage vor, als dass sie nicht zu bewal-
tigen waren. Aber wir haben viele Biirgschaftsanfra-
gen. Deswegen ist es richtig, sich inhaltlich, finan-
ziell und organisatorisch auf eine zunehmende
Menge von Burgschaftsantrdgen einzustellen. Das
muss man etwa aufseiten derer tun, die die Lan-
desbirgschaften erteilen sollen.

Der ganz konkrete Vorschlag, den wir dazu unter-
breiten, war ubrigens auch ein Ergebnis der Anho-
rung. Dort sagten die Experten, es sei gut, wenn
Unternehmen, die gar nicht aus klassischen Situati-
onen heraus Burgschaften beantragen, sondern
aufgrund der akuten Lage, die nichts mit der Struk-
tur des Unternehmens zu tun hat, schnell Uberbrii-
ckungen bekommen, um danach die normalen ge-
ordneten Prozesse einzuleiten. Es geht darum, dort
etwas zu schaffen.

Das heif3t: Wir brauchen mehr finanziellen Spiel-
raum, und wir brauchen schnelleres Handeln.

Mehr finanzieller Spielraum ist von Frau Ministerin
Thoben angekindigt worden — das begriRen wir —:
600 Millionen € mehr fur Landesbirgschaften als
Burgschaftsrahmen.

Wir halten aber den Ort, an dem sie veranschlagt
werden, fur verkehrt. Denn wenn sie im Landes-
haushaltsgesetz veranschlagt werden und der
Rahmen dort erhéht wird, dann gelten auch diese
Kriterien. Das sind die Kriterien, nach denen auch
heute Landesbiirgschaften vergeben werden.

Die Expertenmeinung war: Es ware viel kliger, die-
se 600 Millionen € in einen gesonderten Topf zu
stecken, in einen Fonds zu stecken — den haben wir
dann Burgschaftsfeuerwehrfonds genannt —, aus
dem heraus schneller und nach anderen Kriterien,
ohne sorgsam — das steht Uber allem — mit &ffentli-
chen Mitteln umzugehen, entsprechende Mittel
vergeben werden kdnnen.

Der zweite Punkt ist: Tempo, Tempo, Tempo. Das,
was die Experten gefordert haben, damit es schnel-
ler geht, war mehr und bessere Beratung fiir die
Antragsteller im Vorfeld.

Frau Thoben hat sich bis jetzt nur dazu geauR3ert,
wie sie ein groleres Birgschaftsvolumen, was die
Landesbirgschaften angeht, generieren will. Dabei
vernachlassigt sie im Moment — ich hoffe, dass wir
heute dazu etwas horen —, dass es mindestens
genauso dringend notwendig ist, fur die kleinen und
mittleren Unternehmen, fur die Handwerker und
kleinen Gewerbetreibenden, etwas zu tun, also
weitere Mdoglichkeiten fur kleinere Birgschaften fir
Kredite von unter 1,25 Million € zu schaffen.

Dies lauft Gber die Birgschaftsbank NRW. Die
Burgschaftsbank NRW macht ganz deutlich, dass,
wenn mehr Volumen abgefragt wird und wenn auf-
grund der wirtschaftlichen Lage die Wahrscheinlich-
keit, dass es etwas risikobehafteter wird, grof3 ist,
sie mehr Spielraume braucht. Mehr Spielrdume sind
nur dann zu schaffen, wenn dort mehr Birgschafts-
volumen vergeben werden kann.

Das wirde ganz einfach und mit relativ bescheide-
nem finanziellem Einsatz gelingen, wenn die Ruick-
birgschaftsquote von Land und Bund deutlich er-
hoht wirde, mindestens auf das Mal3 dessen, was
in Ostdeutschland Ublich ist. Momentan sind es
65 %. In Ostdeutschland sind es 80 %. Wir wéren
sogar fur 90 %. Das haben Sie ja bei Landesbirg-
schaften im Moment auch vor, diesen Satz zu erh6-
hen. Insofern wére es richtig, die Rickbirgschafts-
guote so zu erhdhen, dass Spielraume entstehen,
um mehr Birgschaften zu vergeben. Wir kénnen
Sie nur auffordern, diesen Weg zu gehen.

Bevor Sie uns jetzt aber vorhalten, wir sollten uns
doch an Peer Steinbriick wenden: Ja, wenn Sie
heute sagen, wir wollen alle gemeinsam den Weg
einer hoheren Rickbirgschaftsquote gehen, sind
wir gern bereit, auf Bundesebene unseren Teil dazu
beizutragen, dass ein solcher Weg angedacht wird.

Aber ich sage lhnen auch: Wenn das nicht gelingt,
bleibt es in der Verantwortung dieser Landesregie-
rung, fir Nordrhein-Westfalen dafir Sorge zu tra-
gen, dass nicht nur grof3e, sondern auch kleine und
mittelstandische Unternehmen ausreichend Situati-
onen vorfinden, in denen ihnen Biirgschaften gege-
ben werden kénnen.

Ich danke lhnen fur die Aufmerksamkeit und hoffe,
dass wir heute die Diskussion dariiber genau so
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sachlich fiihren wie in der Anhdrung und im Aus-
schuss. — Vielen Dank.

(Beifall von der SPD)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Eiskirch. — Als nachster Redner hat fiir
die antragstellende Fraktion Blindnis 90/Die Grinen
Herr Kollege Priggen das Wort. Bitte schon, Herr
Kollege.

Reiner Priggen (GRUNE): Frau Prasidentin! Frau
Ministerin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Wir
haben ein Thema auf der Tagesordnung, zu dem
wir — das kann ich auch nur sagen — eine Anhérung
durchgefiihrt haben, die sehr sachlich, sehr verniinf-
tig und sehr interessant war.

Ehrlich gesagt, glaube ich auch, dass wir bei dem
Thema im Moment gar keine grofen politischen
Differenzen haben, sondern dass die Frage einfach
lautet — in der Beflrchtung, dass wir eine noch
schwierigere Situation bekommen und dass mehr
Betriebe und Firmen Birgschaften in Anspruch
nehmen missen — Kdnnen wir das Instrumentari-
um verbessern?

Wir haben nach der Antragstellung zwei Vorlagen
aus dem Wirtschaftsministerium bekommen, am 23.
und am 29. Januar. Ich gehe gleich im Einzelnen
darauf ein; denn darin wird ein Teil der Unterpunkte,
die in unserem Antrag stehen, beantwortet.

Die SPD-Kollegen haben die direkte Abstimmung
beantragt — das miissen Sie wissen —; wir haben flr
unseren Antrag die Uberweisung beantragt; weil wir
der Meinung sind, dass man das Weitere, auch im
Zuge der kinftigen Entwicklung, im Ausschuss noch
sinnvoll diskutieren kann und sollte.

Ich will jetzt aber auf die Unterpunkte eingehen. Wir
haben beantragt, die Ermachtigung der Landesre-
gierung im Haushaltsgesetz von 900 Millionen auf
2 Milliarden € aufzustocken. Sie haben sie auf
1,5 Milliarden aufgestockt. Darliber missen wir uns
jetzt nicht streiten. Das ist ein Schritt, Uber den wir
nicht mehr unbedingt diskutieren miissen.

(Dr. Jens Petersen [CDUJ: Vor einem halben
Jahr galt das noch nicht!)

— Nein, das ist nicht der Punkt, sondern es ist er-
kannt wurden, dass man mehr Mittel braucht. Die
Regierung hat reagiert.

Die Frage, ob Sie, wenn die 1,5 Milliarden € ausge-
schopft sein werden, nicht selbst an den Punkt
kommen, an dem Sie sagen: ,Wir missen es auf-
stocken“, wird dann zu beantworten sein. Herr
Dr. Petersen, wir miissen das jetzt nicht zum Ge-
genstand der Auseinandersetzung machen; denn
es geht darum: Reagieren wir — reagiert die Regie-
rung — im Hinblick auf die zu erwartende Situation
verniinftig?

Dazu sage ich nur: Uber den Punkt brauchen wir
nicht mehr streitig zu diskutieren. Natirlich kommt
es auf eine halbe Milliarde € an, aber bei dem, wor-
Uber wir jetzt diskutieren, ist das nicht notig. — Das
ist der erste Punkt.

Zweiter Punkt. Wir haben vorgeschlagen, dass ein
Team mit zusatzlichen Birgschaftsberatern einge-
richtet wird, das Unternehmen im Vorfeld der An-
tragstellung unterstutzt. Sie haben in der Vorlage
angeboten — oder haben es auch gesagt —, dass es
im Blrgschaftsausschuss zusatzliche Termine gibt,
unter Umstanden auch Sondertermine.

Wir meinen, dass man trotzdem Uberlegen sollte, ob
man so etwas macht — gerade wenn jetzt Firmen
kommen, die in dem Geschaft weniger erfahren
sind, weil das jetzt in einer sehr kritischen Situation
passiert. Das kann gar kein Streitpunkt sein, son-
dern man kann darlber diskutieren und muss dann
gucken, ob das bei einer zunehmenden Anzahl von
Burgschaftsantrdgen — weil Betriebe in Engpéasse
kommen — nicht sinnvoll ist. Dartber kann man
reden; das ist aber keine Glaubensfrage.

Dritter Punkt. Wir hatten angesprochen — da das
von einzelnen Branchenvertretern in der Anhorung
gesagt worden ist —, dass das Antragstellungspro-
zedere zu lange dauert.

Jetzt wird in der Vorlage, die wir vom Ministerium
bekommen haben, dargestellt, wie lange das im
Einzelnen dauert. Wir kénnen positiv zur Kenntnis
nehmen: Bei 70 % der eingegangenen Antrage
dauert es nicht langer als sechs Wochen, und 80 %
der Antrage sind innerhalb von acht Wochen ge-
stellt, behandelt und entschieden. An der Stelle ist
das schon einmal eine Quote, die gut ist — um das
ganz klar zu sagen.

Das heif3t, anders als wir das in der Anhérung teil-
weise gehdrt haben, sind es nicht vier oder sechs
Monate. In Einzelféllen ja, aber in der Gberwiegen-
den Zahl der Félle ist das in dem Zeitraum zu schaf-
fen.

Trotzdem bleibt aber bei unserem Antrag sinnvoller-
weise Uber die Frage zu diskutieren, ob im Sinne
des Ziels gepruft werden kann oder sollte, wie weit
bei einem Birgschaftsvolumen von bis zu
3 Millionen € mit einem standardisierten Verfahren
operiert werden kann. Das heif3t nicht, dass jeder
Antrag positiv beschieden werden muss. Er muss
gepruft werden. Das muss bei Birgschaften so
sein. Aber man kann darlber diskutieren und sich
das uberlegen.

Auch uber die Frage, die der Kollege von der SPD
eben ebenfalls angesprochen hat, ob die Rickbiirg-
schaftsquote von 65 % nicht erhéht werden sollte —
wir haben geschrieben, sie soll auf 80 % erhoht
werden, er hat 90 % erwahnt —, kénnen wir im Aus-
schuss noch diskutieren.



Landtag
Nordrhein-Westfalen

13297

30.01.2009
Plenarprotokoll 14/114

Natirlich kann man sich dabei auch so aufstellen,
dass man sagt: Das kann nicht einseitig zulasten
des Landes gehen, sondern auch der Bund sollte
an der Stelle analog zum Land seinen Anteil erho-
hen. Auch das ist eine sinnvollerweise zu prifende
Frage.

Uber die Frage, ob man bei den Ruickbirgschaftser-
klarungen die Regelung, wonach sich nur maximal
35 % des Birgschaftsanteils auf Betriebsmittelkredite
beziehen dirfen, unter Umstanden zeitlich befristet
aussetzt — fur den Zeitraum von drei Jahren —, hat
nach meinem Verstandnis gerade der Kollege
Weisbrich in der Anhorung sehr intensiv gesprochen.
Ein Teil der dort eingeladenen Géaste hat diese Frage
sehr kritisch behandelt. Auch das kénnten wir sinn-
vollerweise noch prufen.

Wir wirden dem Antrag der sozialdemokratischen
Kollegen an der Stelle nicht zustimmen, an der der
~Feuerwehrfonds"* gefordert wird. Wir haben namlich
Bedenken — ich will das ganz klar sagen —, dass
mithilfe eines Feuerwehrfonds zusatzliche Struktu-
ren geschaffen werden und wir dann, weil sie das
andere Uberlagern, Doppelstrukturen haben.

Deswegen war unser Gedanke: Man richtet unter
Umstanden eine Beratungsgruppe ein, die die an-
tragstellenden Firmen im Vorfeld berat. Aber der
Burgschaftsausschuss — dann mit Sondersitzungen
und zusétzlichen Terminen — ist der entscheidende
Ausschuss. Von daher enthalten wir uns an diesem
Punkt.

Wir hatten es insgesamt besser gefunden, der An-
trag wiurde komplett an den Wirtschaftsausschuss
Uberwiesen; denn wir alle wissen nicht, ob wir das
Verfahren nicht optimieren sollen.

Ansonsten bedanke ich mich fur die Aufmerksam-
keit und freue mich auf die weiteren Beratungen im
Wirtschaftsausschuss.

(Beifall von den GRUNEN)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Priggen. — Als nachster Redner hat fir
die Fraktion der CDU Herr Kollege Dr. Petersen das
Wort.

Dr. Jens Petersen (CDU): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Anlass fur die heutige Diskus-
sion sind die Finanzkrise und die sich daraus maogli-
cherweise ergebenden Konsequenzen fir Unter-
nehmen in Nordrhein-Westfalen. Es geht um das
Thema ,vorlibergehender Liquiditdtsmangel* und
darum, Zukunftsinvestitionen mdglich zu machen.

Wenn wir jetzt tber diese beiden Antrage sprechen,
mussen wir das sicherlich sehr differenziert tun.
Herr Priggen hat das eben angedeutet.

Man kann zumindest sagen, dass der Antrag der
SPD véllig tiberflissig ist, und zwar aus verschiede-
nen Grinden.

(Beifall von CDU und FDP)

Zum Beispiel heilt es in dem Antrag der SPD:
~1rempo — Tempo — Tempo*“, und es heil3t, wir miss-
ten einen hdheren Blrgschaftsrahnmen haben.

Dann haben wir einen entsprechenden Antrag im
Ausschuss, und die Einzige, die nicht mitmacht, ist
die SPD. Das ist wirklich schizophren. Das kann
man gar nicht anders sagen. Wir machen dort ndm-
lich genau das, was Sie fordern.

(Vorsitz: Vizeprasident Edgar Moron)

Da lhnen das peinlich ist, kommen Sie im Nachhi-
nein mit der Ausrede, Sie hatten die 600 Millionen €
gern woanders gehabt, namlich in einem Fonds
statt im Haushalt. Das ist wirklich absurd; das kann
man sicherlich sagen.

(Beifall von der CDU)

Dann sagen Sie: Tempo, Tempo, Tempo. Dann
weist lhnen die Landesregierung nach: Von der
Geschwindigkeit her ist alles in Ordnung. Ja, was
machen Sie denn jetzt? Jetzt sagen Sie, gut, das
Tempo ist jetzt in Ordnung, aber es kdnnte eines
Tages die Antragsflut kommen. Dann kdnnte even-
tuell das Tempo nicht mehr stimmen. Das ist wirk-
lich absurd.

Die Bonitatsprifer von PwC gemaf ,Westdeutscher
Allgemeiner Zeitung* vom 22. Januar werden inzwi-
schen wegen Arbeitsmangel aus dieser Task force
wieder abgezogen. Im Ubrigen fallen Termine des
Birgschaftsausschusses aus, weil derzeit — De-
zember, Januar — nicht genug Antrage gestellt wer-
den. Deswegen ist erstens das Tempo und zwei-
tens das Thema Antragsmenge kein Problem. Auch
deswegen ist Ihr Antrag — bei allem Respekt — uber-
flissig, und wir lehnen ihn auch gleich mit Freude
ab.

(Beifall von der CDU)

Die Dinge, die Herr Priggen angesprochen hat, sind
wesentlich differenzierter zu diskutieren. Richtig ist:
Wir wissen nicht, in welchem Umfange eines Tages
Burgschaften abgefragt werden. Wir haben es jetzt
auf 1,5 Milliarden erhéht und gehen derzeit davon
aus, dass das ausreichend ist. Wenn sich eines
Tages herausstellen sollte, dass es mehr sein sollte,
wird natlrlich diese Landesregierung und die sie
tragenden Parteien das Ganze anpassen.

Dann haben wir lhrem Antrag entnommen, dass
das Thema Geschwindigkeit derzeit nicht das Prob-
lem ist, aber vielleicht ist es die Beratung, die vorab
erforderlich ist. Da haben wir nattrlich derzeit durch
die NRW.BANK genug Unterstiitzung, indem dort
hilfreiche Hinweise gegeben werden und eine Vor-
bereitung der Antragsteller erfolgt. Unserer Wahr-
nehmung nach ist das derzeit ausreichend. Sollte
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sich das eines Tages andern, wird das sicherlich
anzupassen sein.

Insofern wird dann hinterher im Ausschuss nur noch
Uber Details aus dem Antrag der Grinen zu disku-
tieren sein. Als Beispiel nenne ich die Rickbuirg-
schaftsquote, die eventuell aufzustocken ist. Da
haben wir hilfreiche Hinweise der Anhorung ent-
nommen. Ich gehe davon aus, dass sich nach dem
Vorliegen der ersten Jahresabschliisse von Unter-
nehmen der Druck hinsichtlich Burgschaften noch
deutlich erhéhen wird.

Strich unter das Ganze: Die SPD macht an der
Stelle nur Klamauk, wenn ich das einmal so sagen
darf. Wenn der SPD oder Herrn Eiskirch das Thema
Tempo so am Herzen liegt, kann ich lhnen gerne
gleich ,Tempo“ geben. Das ist das Einzige, was von
Ihrem Antrag (ibrig bleibt. Uber den Antrag der Grii-
nen kdnnen wir im Ausschuss gerne beraten. Ich
vermute aber, dass wir da derzeit auf der sicheren
Seite sind. — Herzlichen Dank fur die Aufmerksam-
keit.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Dr. Petersen. — Jetzt hat fur die FDP-
Fraktion Herr Brockes das Wort.

Dietmar Brockes” (FDP): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Die beiden Antrage der Opposi-
tionsfraktionen zielen im Wesentlichen darauf ab,
die Verfahren zur Vergabe von Landesbirgschaften
zu beschleunigen.

Meine Damen und Herren, es wére besser gewe-
sen, Sie hatten lhre Antrdge zuriickgezogen und
damit zur Beschleunigung der heutigen Plenarsit-
zung beigetragen. Denn Ihre beiden Antrége gehen
mittlerweile von voéllig falschen Annahmen aus und
sind somit obsolet. Offensichtlich lagen die Erkennt-
nisse nicht zur Antragsabgabe vor, sondern wurden
in den letzten Tagen nachgereicht. Sie hatten die
Antrédge wie den Antrag, der unter Tagesordnungs-
punkt 7 behandelt werden sollte, zurtickziehen kén-
nen.

Meine Damen und Herren, SPD und Griine behaup-
ten, dass sich die Antragsverfahren bei Landes-
birgschaften tGber einen Zeitraum von bis zu sechs
Monaten erstrecken und im Extremfall zu Insolvenz
des Unternehmens fihren konnten. Deshalb musste
nach Ansicht der SPD ein Burgschaftsfeuerwehr-
fonds eingerichtet werden. Die Grunen fordern eine
Beschleunigung der Birgschaftsverfahren auf ma-
ximal acht Wochen.

Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass die Bearbei-
tungszeit im vergangenen Jahr zwischen vier und
sechs Wochen lag. Seit Oktober letzten Jahres
werden die Antragseingange durchschnittlich sogar
nur vier Wochen bearbeitet. Insofern laufen beide

Antrage in die vollig falsche Richtung. Wir wirden
fast zu einer Verdoppelung der Bearbeitungszeit
kommen, wenn wir Ihren Vorlagen folgen wiirden.

Vizeprasident Edgar Moron: Herr Brockes,. Herr
Eiskirch wirde lhnen gerne eine Frage stellen.

Dietmar Brockes” (FDP): Bitte schan.

Thomas Eiskirch (SPD): Vielen Dank, Kollege
Brockes. Ich hatte bereits vorhin darauf hingewie-
sen, dass es bei der Verfahrensdauer um die Frage
geht, welchen Durchschnitt man nimmt, arithmetri-
sches Mittel oder Median. Sie haben sich fir das
eine entschieden. Wirden Sie der Vorlage des Mi-
nisteriums zustimmen, dass eine Bearbeitungszeit
von bis zu 30 Wochen langer als eine Beratungszeit
von sechs Monaten ist?

Dietmar Brockes” (FDP): Sicherlich, Herr Eiskirch,
aber wenn Sie bei der Anhdrung im Ausschuss —
Kreditklemme — die ganze Zeit anwesend gewesen
waren, dann héatten Sie vernommen, dass die Bear-
beitungszeit wesentlich davon abhangt, ob die Un-
terlagen vollstéandig eingereicht wurden. Sie konnten
wiederum den Informationen entnehmen, dass hau-
fig die Unternehmen, weil sich mittlerweile eine
andere Sachlage dargestellt hat, dem nicht mehr so
nachgehen und es deshalb teilweise nicht mehr
zum Abschluss der Burgschaften kommt.

Lieber Kollege, glauben Sie mir, dass wir auf der
Seite des Landes da gut aufgestellt sind, dass es
keine Probleme gibt, dies mdglichst ziigig abzuar-
beiten.

(Beifall von Ralf Witzel [FDP])

Meine Damen und Herren, kommen wir zum Vor-
schlag eines Feuerwehrfonds seitens der SPD. Das
hat lhnen sicherlich einige Schlagzeilen gebracht,
Herr Kollege Eiskirch. Aber, ehrlich gesagt, ist es
erschreckend, welche Unkenntnis Sie beztglich der
europaischen Rechtslage haben. Denn eine Einrich-
tung eines solchen von lhnen geforderten Fonds
msste erst einmal in einem langwierigen Verfahren
von der EU-Kommission genehmigt werden. Kein
Unternehmen in Nordrhein-Westfalen kédme damit
schneller an eine Blrgschatft, als dies heute der Fall
ist. Einmal mehr entpuppen sich damit die wirt-
schaftspolitischen Vorstellungen der SPD als reiner
Populismus und Aktionismus, Herr Kollege Eiskirch.

Meine Damen und Herren, die Koalition von CDU
und FDP dagegen reagiert sachgerecht auf die
aktuellen Herausforderungen der Finanz- und Wirt-
schaftskrise. Wir haben die zur Verfigung stehen-
den Kredit-, Biirgschafts- und Beratungsprogramme
zur Liquiditatssicherung, Investitionsstarkung sowie
zur Neuausrichtung von Unternehmen erweitert
bzw. angepasst. Damit helfen wir insbesondere
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kleinen und mittleren Unternehmen, die trotz solider
Substanz von der Krise erfasst werden.

Wir verfligen in Nordrhein-Westfalen ber ein um-
fangreiches Beratungsangebot, um den Unterneh-
men in Burgschaftsverfahren zur Seite zu stehen.
Fir ein erstes vertrauliches Informationsgesprach
hat das Land bei der NRW.BANK eine Infohotline
eingerichtet.

Auch die Burgerschaftsbank Nordrhein-Westfalen,
die vom Land beauftragte PwC und die zustandigen
Mitarbeiter des Wirtschaftsministeriums beraten
hilfesuchende Unternehmen und helfen beim An-
tragsverfahren.

Zudem haben wir im Wirtschaftsausschuss der
Erweiterung des Burgerschaftsrahmens fir 2009
von 900 Millionen € auf 1,5 Milliarden € zugestimmt.
Damit sind wir auf mdgliche zunehmende Schwie-
rigkeiten mittelstandischer Unternehmen, die sich
Kredite beschaffen wollen, sehr gut vorbereitet. Es
ist sehr traurig, Herr Kollege Eiskirch, dass Sie die-
sem Anliegen im zustandigen Haushaltsausschuss
Ihre Zustimmung verweigert haben. — Vielen Dank.

(Beifall von FDP und CDU)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Brockes. — Jetzt hat Frau Ministerin Thoben
fur die Landesregierung das Wort.

Christa Thoben, Ministerin fur Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Prasident! Meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich muss nicht alle
Sachverhalte, die hier vorgetragen wurden, wieder-
holen.

Beriicksichtigt man, dass der Landesburgschafts-
ausschuss fir seine Beratungen einschlieRlich Vor-
lagenversand etwa vier Wochentage bendtigt, findet
die eigentliche Bearbeitung bei PwC in etwas mehr
als drei Wochen statt. In der gleichen Zeit geben die
Industrie- und Handelskammern, der DGB und die
Fachressorts ihre Stellungnahmen ab. Damit sie
sich friihzeitig mit den Problemen der Unternehmen
befassen kénnen, werden ab Februar dezentral bei
den Kammern Arbeitsgruppen eingerichtet, die
dem, Herr Priggen, was lhnen landesweit vor-
schwebt, sicherlich ein Stlick entsprechen. Da sit-
zen Fachleute zusammen. Wir sind Uberzeugt, dass
man die Unternehmen dezentral besser erreicht.

Die Vergabe von Birgerschaften in gesonderten
Verfahren — zum Beispiel durch so einen Feuer-
wehrfonds — ist nicht praktikabel; von der Européi-
schen Union ist es namlich gar nicht genehmigt.
Ebenso sind Burgschaften fir sechs Monate dann
unmaoglich, wenn nicht feststeht, wer nach sechs
Monaten den Kredit ablést und damit die Birgschaft
auflost.

Burgschaften, die Zuschusscharakter annehmen —
und das taten sie in dem Fall —, sind nach der Richt-

linie des Landes und Vorgaben der Européischen
Kommission strikt untersagt. Die Entscheidung Uber
einen solchen Birgschaftsfeuerwehrfonds musste
im Ubrigen in einem Schnellverfahren die eigentli-
che Birgschaftsentscheidung vorwegnehmen. Wir
halten davon nichts.

Bei den mit Birgschaften befassten Einrichtungen
in Nordrhein-Westfalen sind in den letzten Wochen
auch auf Anregung der Landesregierung die Bera-
tungskapazitaten aufgestockt worden. Sowohl Pri-
cewaterhouseCoopers als Mandatar als auch die
Blrgerschaftsbank, die NRW.BANK und die zustan-
digen Mitarbeiter des Wirtschaftsministeriums ha-
ben auf die Zunahme der Anfragen reagiert. Die
Zahl der durchgefiinrten Beratungsgesprache hat
zugenommen.

Stockende Bearbeitungsverfahren — dies ist die
Beobachtung aus den letzten Jahren — resultieren in
der Regel aus besonderen, gravierenden Vor-
kommnissen in den Unternehmen oder bei den
Banken, die nicht in jedem Fall kurzfristig beseitigt
werden koénnen. Um hier helfen zu konnen, ist
durchweg ein hohes fachliches Know-how unum-
ganglich. Das, was Sie, Herr Priggen, an Standard-
verfahren gefordert haben, haben wir eingefiihrt.
Klassische, unproblematische Falle gehen gar nicht
durch den Burgschaftsausschuss, sondern werden
direkt von PwC bearbeitet.

Die Aufstockung der Rickbirgschaft fur die Blrg-
schaftsbank Nordrhein-Westfalen ist mit dem Bund
im Rahmen der Ausgestaltung des 100 Milliarden €-
Hilfspakets erortert worden. Sowohl die Aufstockung
der Rickbirgschaftsquote von 65 % auf 75 % als
auch die Erhdéhung des Betriebsmittelanteils von
35 % auf 50 % an den gesamten Verpflichtungen
der Birgschaftsbank sind dort einvernehmlich bera-
ten worden. Eine entsprechende Regelung hat das
Bundeskabinett inzwischen beschlossen und in die
Haushaltsberatungen des Deutschen Bundestages
eingebracht. Wenn alles nach Plan lauft, erwartet
das Bundeswirtschaftsministerium, dass diese Neu-
regelungen im Méarz zur Verfigung stehen.

Aus aktuellem Anlass Hinweise zu zwei Punkten:
Eine Bundesregelung zu Birgschaften wird gerade
vom Bund mit der Européischen Kommission ver-
handelt. Gegenstand sind die Anhebung der Ver-
birgungsquote auf 90 % fir Birgschaftsbanken
ebenso wie fur Landesbirgschaftsprogramme und
die Zustimmung zur Anwendung des Unterneh-
mensratings vom Sommer 2008 zur Ermittlung der
Forderhbhe. Gegenwartig erwartet die Europaische
Kommission, dass das krisengepragte aktuelle Ra-
ting Beriicksichtigung findet, was dem Grunde nach
die Krise verscharfen wirde.

Meine Damen und Herren, zu einem zweiten Punkt:
Die Unternehmen im Land brauchen aktuell vor
allen Dingen Betriebsmittel. Dabei verweisen die
Unternehmen immer wieder darauf, dass das KfW-
Sonderprogramm 2009 in diesem Punkte unzurei-
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chend ist. Ich stelle fest: Wir in Nordrhein-Westfalen
gehen schon seit Langem erheblich weiter.

Das KfW-Sonderprogramm bietet aktuell Betriebs-
mittel mit einer Haftungsfreistellung in Héhe von
60 % an. Diese Quote ist gerade in dieser Woche
auf Drangen der Wirtschaft um zehn Prozentpunkte
erhéht worden. Auch die im Programm vorgesehe-
ne sogenannte Karenzzeit ist von urspriinglich zwolf
Monate auf vier Monate gekiirzt worden. Das heif3t,
wahrend dieser Zeit wird die Haftungsfreistellung
der Hausbank nur dann gewahrt, wenn das antrag-
stellende Unternehmen wéahrenddessen nicht insol-
vent wird.

Die haufig offentlich genannte Haftungsfreistellung
in Hohe von 90 % gilt im KfwW-Sonderprogramm
ausschlief3lich fur Investitionskredite, nicht aber fir
Betriebsmittel. Unsere Mdoglichkeiten im Landes-
birgschaftsprogramm tragen der aktuellen Krisensi-
tuation dagegen in weit hherem Mal3e Rechnung.
Betriebsmittelkredite kdnnen im Land Nordrhein-
Westfalen schon seit jeher mit einer Birgschaft in
Hohe von 80 % begleitet werden. Karenzzeiten gibt
es bei der Landesburgschaft Gberhaupt nicht. Mit
Aushandigung der Birgschaftsurkunde ist die
Hausbank in Besitz einer verlasslichen und werthal-
tigen Sicherheit fir den von ihr gewahrten Kredit.

Auch die neuen, von der EU-Kommission gebote-
nen beihilferechtlichen Erleichterungen werden wir
nutzen und kdnnen voraussichtlich schon ab Febru-
ar Betriebsmittelkredite sogar mit 90 % verbirgen.
Hierfur ist dann allerdings eine sogenannte markt-
Ubliche Pramie zu zahlen. Das heildt, eine solche
héhere Verbiirgung wird dann fur das antragstellen-
de Unternehmen etwas teurer. — Danke schon.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau
Ministerin. — Weitere Wortmeldungen liegen nicht
vor. Wir kommen dann zur Abstimmung.

Erstens stimmen wir Uber den Antrag der Fraktion
der SPD Drucksache 14/8326 ab. Die SPD-Fraktion
hat um direkte Abstimmung gebeten. Also stimmen
wir Uber den Inhalt des Antrags ab. Wer fur diesen
Antrag ist, den bitte ich um das Handzeichen. — Das
ist die SPD-Fraktion. Wer ist dagegen? — Die Frakti-
onen von CDU und FDP. Stimmenthaltungen? — Die
Fraktion Bundnis 90/Die Grinen. Damit ist dieser
Antrag mit der Mehrheit der Stimmen der Fraktionen
von CDU und FDP abgelehnt.

Zweitens stimmen wir Uber die Uberweisungsemp-
fehlung beziglich des Antrags der Fraktion Biind-
nis 90/Die Griinen Drucksache 14/8331 ab. Der
Altestenrat empfiehlt die Uberweisung des Antrags
an den Ausschuss fur Wirtschaft, Mittelstand
und Energie — federfuhrend — sowie an den Haus-
halts- und Finanzausschuss zur Mitberatung. Die
abschlieRende Beratung und Abstimmung wird in
oOffentlicher Sitzung im federfihrenden Ausschuss

erfolgen. Wer dafir ist, den bitte ich ums Handzei-
chen. — Ist jemand dagegen? — Stimmenthaltun-
gen? — Damit ist die Uberweisung einstimmig be-
schlossen.

Ich rufe auf:

6 Landesweite Ausweitung von ,Jedem Kind
ein Instrument*”

Antrag

der Fraktion der CDU und
der Fraktion der FDP
Drucksache 14/8334

Ich eréffne die Beratung und erteile fur die antrag-
stellende CDU-Fraktion Herrn Prof. Dr. Sternberg
das Wort. Bitte schon.

Prof. Dr. Thomas Sternberg (CDU): Herr Préasident!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und
Herren! JeKi — Jedem Kind ein Instrument — ist eine
Erfolgsgeschichte.

(Beifall von der CDU)

Es ist das erste und das wichtigste Projekt der Kul-
turhauptstadt Ruhr 2010. Es zeigt, kulturelle Bildung
ist ein Schwerpunkt unserer Kulturpolitik. Eine kultu-
relle Bildung, wie sie bei JeKi lauft, ist ein wichtiges
Element sozialer Integration. Kulturelle Frihférde-
rung ist auch wichtig fir andere Qualifikationsberei-
che eines jungen Menschen.

Was ist eigentlich an JeKi besonders? — Wir haben
doch im Land eine ganze Menge gut arbeitender
Musikschulen. Es gibt sehr viele Kinder, die dort
Instrumente lernen und ihre musikalische Ausbil-
dung machen. Das lauft eigentlich sehr gut. Aber
was ist an JeKi besonders? JeKi bedeutet, dass
jedes Kind ein Instrument erlernt. Jedes Kind be-
kommt die Mdglichkeit und die Chance, hier zu par-
tizipieren. Das ist eine wichtige Ausdehnung, um
Uber den Kreis der Kinder aus zumeist guten Ver-
haltnissen hinauszukommen. Das geht nur Gber die
Grundschulen.

Deshalb wurde das Ganze als ein grof3es Pilotpro-
jekt zusammen mit anderen Forderern im Ruhrge-
biet gestartet. Nachahmer hat das Projekt in ande-
ren Landern gefunden: in Bayern, Baden-
Warttemberg, Sachsen, Thiringen und anderswo.
Aber auch bei uns wartet eine ganze Menge von
Kommunen darauf, sich beteiligen zu durfen. Sie
mdochten mitmachen, und wir héren aus dem gan-
zen Land solche dringenden Anfragen: Warum
denn eigentlich nur im Ruhrgebiet?

Das sei deutlich gesagt: Es ist eine Malinahme der
Kulturhauptstadt 2010. Das ist die Begrindung fiir
die Eingrenzung auf das Ruhrgebiet. Aber es gibt
noch eine weitere Begriindung: Es ist sinnvoll, eine
solch riesige Aktion, die in der kulturellen Bildung
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beispiellos ist, in einer Region zu erproben. Insofern
ist das, was im Ruhrgebiet passiert, ein grof3er
Feldversuch in der kulturellen Bildung.

(Beifall von der CDU)

Dieser Feldversuch wird ausgebaut werden und
wird jetzt schon beispielsweise durch die Projekte
~Jedem Kind seine Stimme" in Neuss und in Mins-
ter etwas erweitert. Dort wird erprobt, ob man die
Stimme einbeziehen kann. Aber auch etwa Tanz
ware einzubeziehen.

Wir werden mit unserem Antrag erreichen, dass
JeKi Uberpruft, evaluiert wird. Wir wollen darstellen,
was ist, wie es lauft, was geht und wo was geht. Es
soll ausgewertet werden, ob das Instrument das
Einzige ist oder ob man auf Tanz oder Stimme
ausweiten kann. Dazu wird man auch auswerten,
was anderswo schon lauft. Es sollen Konzepte fir
die landesweite Ausdehnung entwickelt werden,
was man finanziell und personell daflr braucht und
auf welche Dozenten man zuriickgreifen kann und
muss.

Man muss sich sicher auch die Frage stellen, ob die
Verdoppelung von Lehrkréften im ersten Jahrgang
in den Grundschulen sein muss oder ob und inwie-
weit man die musikalischen Frihférderungen und
die Instrumentenkenntnis auch in der Regelausbil-
dung der Primarstufenlehrer bertcksichtigen kann.

Diese Dinge werden untersucht und in einer Pro-
jektentwicklung dargestellt. Aber — das ist das Be-
sondere an unserem Antrag — es soll auch in ein-
zelnen Kommunen und im ganzen Land erprobt
werden, wie man die Erfahrungen aus dem Ruhr-
gebiet bereits im Schuljahr 2009/2010 umsetzen
kann.

(Beifall von CDU und FDP)

Zu diesem Antrag gehdrt auch, dass ermittelt wer-
den soll, welche Kosten diese landesweite Auswei-
tung verursacht.

Auf der Basis grundlicher Evaluation ist dann eine
Umsetzung vorgesehen. Wir geben hier und heute
allen Skeptikern, die das nicht glauben wollen, die
Zusicherung, dass wir dieses Projekt wirklich auf
das ganze Land ausdehnen wollen. Aber diese
Skeptiker haben uns auch schon nicht geglaubt,
dass wir den Kulturférderhaushalt wirklich verdop-
peln wirden. Wir haben bewiesen, wir tun es.

(Beifall von CDU und FDP)

Wir stehen zu dem, was wir sagen. JeKi wird auf
das ganze Land ausgedehnt. Dass wir Wort halten,
zeigt die Unterstitzung dieses Antrags, der nicht
nur ein Sachantrag ist. Er hat seine finanzielle Ent-
sprechung im Haushalt. Bei den gestrigen Etatbera-
tungen haben wir diesen Antrag mit 600.000 € un-
terfuttert, die fur diese Evaluation, fur die Erprobung
und fur die Ausdehnung erster Projekte im Schuljahr
2009/2010 zur Verfigung stehen.

JeKi wird auf das ganze Land ausgedehnt. Wir ste-
hen zu unserem Wort. Die beispiellose Erfolgsge-
schichte der kulturellen Bildung in Nordrhein-
Westfalen wird auch den anderen Landesteilen
zugute kommen. Das ist mit dem heutigen Antrag
angestof3en. — Vielen Dank.

(Beifall von der CDU)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Professor Sternberg. — Fir die FDP-Fraktion erhalt
Frau Freimuth das Wort.

Angela Freimuth (FDP): Herr Prasident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Ich freue mich sehr, Ihnen die-
sen Antrag heute zur Beratung und, wie ich hoffe,
spater zur Beschlussfassung vorlegen zu kdnnen.
Wir setzen damit ein deutliches Zeichen — das war
ein besonderes Anliegen der FDP-Fraktion —, mit
einer landesweiten Ausdehnung des Programms
~Jedem Kind ein Instrument* schon vor dem Jahr
2011, wie es urspringlich geplant wurde, zu begin-
nen. Denn das Interesse an diesem musikpadago-
gischen Programm war und ist so grof3, die Nach-
frage danach so hoch, dass wir tatséchlich schon
weitere Modellversuche auf3erhalb des Ruhrgebiets
mit dem Schuljahr 2009/2010 ermdglichen wollen.

Wir sind mit diesem ersten Schritt sehr zufrieden
und freuen uns sehr dariiber, dass wir mit ,Jedem
Kind ein Instrument” erstmals ein musikpadagogi-
sches Programm haben, das eine so groRe Nach-
frage hat. Im Ruhrgebiet nehmen mittlerweile ber
25.000 Grundschilerinnen und -schiler an dem
Programm teil. Das Programm ,Jedem Kind seine
Stimme* und Uberlegungen zum Tanz sind eine
inhaltliche Weiterentwicklung dazu. Dieser Schritt
zur besseren, starkeren kulturellen Bildung insbe-
sondere der ganz jungen Menschen kommt sehr
erfolgreich bei Kindern, Eltern und Schulen an und
wird auch angenommen.

Wir wissen, dass ,Jedem Kind ein Instrument* in der
fruhen musikalischen Erziehung fur die kindliche
Entwicklung aus padagogischer Sicht eine heraus-
ragende Rolle spielt, dass wir mit der aktiven und
passiven Beschaftigung mit Musik die kognitiven,
motorischen, kreativen und sozialen Fahigkeiten der
Kinder positiv beeinflussen.

Wir wissen, dass die PersoOnlichkeit der Kinder
durch die kulturelle Bildung gestarkt wird sowie
deren Konzentration, Kreativitdt, Ausdrucksfahig-
keit, Selbstvertrauen und auch die Fahigkeit zur
Kommunikation mit anderen Kulturen zunehmen.
Das Thema Integration wurde gestern und vorges-
tern haufiger im Plenum angesprochen. Auch dafur
ist musikalische Bildung ein wichtiger Beitrag.

Meine Damen und Herren, nach den Erkenntnissen
von Wissenschaftlern ist eine intensive musikalische
Ausbildung eine wichtige Lebenshilfe, damit junge
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Menschen zu geistig und emotional ausgereiften
Menschen heranwachsen kdnnen. Weil wir diesen
positiven Beitrag fiir die Kinder an den Grundschu-
len in Nordrhein-Westfalen nutzen wollen, weil wir
einen so groRen Bedarf haben, wollen wir das Wort
halten, das wir gegeben haben. Es handelt sich
eben nicht um ein Privileg des Ruhrgebiets — bei
allem, was wir dem Ruhrgebiet gbnnen —, sondern
es wird auf weitere Regionen auf3erhalb des Ruhr-
gebiets ausgedehnt.

Das wird ein sehr grofRes Vorhaben sein. Ich bin
fest davon uUberzeugt, dass es dazu nicht nur ein
padagogisches Konzept gibt. Wir werden deswegen
nach einer Evaluation hoffentlich gemeinsam tber
die Vorteile der einzelnen Modelle, die in Nordrhein-
Westfalen innerhalb und auch auRRerhalb des Ruhr-
gebiets erprobt und angewandt werden, diskutieren.

Die Arbeit der Musikhochschulen, die wir mit unter-
schiedlichen padagogischen Konzepten begleiten,
wird dabei eine grof3e Rolle spielen. Wir werden das
sehr sauber — ich hoffe, gemeinsam mit den Kolle-
ginnen und Kollegen der Opposition — auswerten,
um dann einen guten und wichtigen Schritt fur die
frihkindliche musikalische Erziehung und Bildung in
unserem Land zu gehen. Das erfreut mich mit gro-
Ber Zuversicht.

Wir haben gestern mit der zweiten Lesung die
haushalterischen Voraussetzungen fir die schritt-
weise Ausweitung geschaffen. Auch dafir herzli-
chen Dank an all diejenigen, die das ausdriicklich
mitgetragen haben! Wir alle wissen, dass es eine
groBe gemeinsame Kraftanstrengung sein wird,
aber wir haben klargemacht: Die kulturelle Bildung
ist uns ein wichtiges Anliegen. Das ist auch Aus-
druck dieses Antrags. — Vielen Dank.

(Beifall von FDP und CDU)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau
Kollegin Freimuth. — Fir die SPD-Fraktion erhalt
Frau Abgeordnete Hack das Wort.

Ingrid Hack (SPD): Herr Prasident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Liebe vereinzelte Zuhorerinnen
und Zuhorer! Nachdem wir in den vergangenen
Tagen teils in gro3er Scharfe Debatten gefiihrt ha-
ben, ist das glucklicherweise bei dem hier zur
Uberweisung anstehenden Antrag der Regierungs-
fraktionen der Sache dienlich ganz anders. Wir be-
grufRen JeKi grundsatzlich und die nun beantragte
Ausweitung des Projekts ganz ausdriicklich.

(Beifall von Walter Kern [CDU])

— Danke. — Dies haben wir bei den jeweiligen Dis-
kussionen im Kulturausschuss und auch in der ge-
rade erfolgten Haushaltsdebatte immer wieder deut-
lich gemacht.

Mich personlich — das wird niemanden in diesem
Hause Uberraschen — freut der Antrag ganz beson-

ders, bringt er doch eine Handlungsempfehlung der
Enquetekommission ,,Chancen fir Kinder* auf den
Weg. Es zeigt sich, dass unser Wunsch, den En-
quetebericht — erlauben Sie mir den Ausdruck — als
Steinbruch zu benutzen, sukzessive erfillt werden
kann. Auch weitere Schritte werden wir angehen
kdnnen.

Zugleich aber, liebe Kolleginnen und Kollegen von
CDU und FDP, winsche ich mir, gerade weil es
sich um eine einmitige Empfehlung der Kommissi-
on handelt, dass wir in der Ausschussdebatte zu
einem gemeinsamen Antrag kommen. Vor dem
Hintergrund, dass wir im Ausschuss noch vertiefend
dartber sprechen werden, mdchte ich auch in An-
betracht der Zeit nur kurz einige Punkte anspre-
chen:

Ganz richtig erachtet der Antrag vor der Ausweitung
des Programms eine Auswertung des bisherigen
Projektverlaufs als notwendig. Bereits bei der Vorstel-
lung von JeKi haben wir als SPD-Fraktion auf die
Frage der zur Verfligung stehenden Musiklehrkréfte
fur dieses Vorhaben hingewiesen. Seinerzeit — daran
erinnere ich mich ungern — stiel3 dieses Thema nicht
auf grofl3es Verstéandnis und wurde uns als Krittelei
am ganzen Vorhaben ausgelegt. Seien Sie versi-
chert, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass es uns
keineswegs darum geht, dieses ambitionierte Ge-
meinschaftsprojekt von Bund, Land, Kommunen,
Stiftungen und Férderern fur so viele Kinder in Nord-
rhein-Westfalen schlechtzureden, wenn wir nach
Umsetzungsschwierigkeiten fragen, sondern es geht
uns vielmehr darum, wie wir sie beheben kénnen.

Die Frage der Lehrkrafte thematisierte auch die
Fachtagung zu JeKi im November 2008 — der Kol-
lege Sternberg hat es bereits angesprochen —, die
darauf hinwies, dass die Hochschulausbildung die
angehenden Lehrkrafte in der Regel nicht auf In-
strumentalunterricht in der Primarstufe vorbereitet.
Neben der Frage, wie wir mehr junge Menschen fiir
musikpadagogische Berufe gewinnen koénnen, stellt
sich auch die Frage nach den Ausbildungsinhalten.
Es ware doch wunderbar, wenn JeKi auch hier posi-
tive, kindgerechte Veranderungen anstof3en kdnnte.

Die Frage von Instrumentenbeschaffung, -verwal-
tung und -instandhaltung vor Ort ist aus unserer
Sicht ebenfalls vertieft zu klaren und bei der Evalua-
tion zu beachten.

Richtigerweise schlagt der Antrag nicht nur eine
geografische Ausweitung, sondern auch eine Aus-
weitung der Sparten des Programms vor. Wie be-
reits erwdhnt wurde, sollen Tanz und Gesang, also
die naturgegebenen Instrumente des Menschen,
einbezogen werden. Dabei werden wir uns mit dem
Vorschlag unter der Uberschrift ,Alle Kinder tanzen*
der erfolgreichen Initiative ,tanz in schulen“ ausei-
nandersetzen kdnnen, die bereits seit sechs Jahren
Kindern die Begegnung mit Tanz, Bewegung und
Musik ermdglicht.
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Unter diesen Voraussetzungen freue ich mich auf
die Debatte im Ausschuss mit dem Ziel, zu einer
gemeinsamen Konzeption zu kommen. — Vielen
Dank.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau
Kollegin Hack. — Fiir Bindnis 90/Die Griinen spricht
der Abgeordnete Keymis.

Oliver Keymis (GRUNE): Danke schon, Herr Préa-
sident. — Ich freue mich sehr Uber diesen Antrag,
den ich ausgesprochen richtig und wichtig finde. Mit
dem Programm ,Jedem Kind ein Instrument* haben
wir eine grol3artige Herausforderung und ein hervor-
ragendes Projekt.

Es ist beeindruckend, wie sehr dieses Projekt ange-
nommen wird. Ich habe extra noch einmal nachge-
schaut, weil die Zahlen naturlich spannend sind.
Bisher hat sie auch noch niemand genannt. Beteiligt
haben sich 7.100 Erstklassler im ersten Jahr und
6.300 Zweitklassler im zweiten Jahr. Im zweiten
Jahr waren es schon 19.600 Erstklassler. Das ist
eine enorme Steigerung. Diese Entwicklung geht
auch so weiter. Uber 31.000 Erstklassler haben im
Rahmen der schrittweisen Ausdehnung eine Bewil-
ligung fir das Schuljahr 2009/2010 erhalten. So
tolle Wachstumszahlen wirden wir uns auch in
anderen Bereichen wiinschen. Hier sind sie bereits
Realitat.

Das Ganze ist also hervorragende kulturpolitische
Realitét in unserem Land. Es handelt sich um ein
groRartiges Projekt der Bundeskulturstiftung, des
Landes und aller, die mitwirken, und daher auch um
einen guten Antrag.

Lassen Sie mich auf zwei _Punkte hinweisen, die wir
im Ausschuss nach der Uberweisung sicher noch
kurz vertiefen werden.

Erstens. Die schon angesprochene Problematik der
Lehrkréfte ist in der Tat vorhanden. Wenn man die-
sen Schneeball so schnell ins Rollen bringt, wie es
jetzt der Fall ist, wird man mdglicherweise mit allen
ausgebildeten Klavierlehrern nicht nachkommen,
weil Klavier nicht das Instrument ist, das mit JeKi in
Zusammenhang zu bringen ist. An dieser Stelle liegt
sicher ein Problem.

Zweitens. Man muss ein wenig aufpassen; denn
gerade bei solchen Projekten, bei denen es um die
Kinder und das Herantragen der musikalischen
Fahigkeiten an sie geht, gilt das Stichwort: Eile mit
Weile.

Daher ist es einerseits wichtig, dass man dieses
Angebot sukzessive ausweitet, wie es im Antrag
jetzt auch angedeutet wird, wobei zu priifen ist, wie
man das am besten macht.

Vor allen Dingen muss man andererseits auch
Nachhaltigkeit gewéhrleisten, damit sich das, was
man hier entwickelt, auch tber die Jahre fortschrei-
ben und weiterentwickeln lasst. Denn wenn die
Kinder einmal ein Instrument ausprobiert haben,
entwickeln sie mdglicherweise Interesse, das Gan-
ze noch auf andere Stellen auszudehnen. Man
muss also daran denken, dass JeKi mdglicherweise
auch auf die Musikschulen und &hnliche Einrichtun-
gen einen weiteren Nachfragedruck auslésen kénn-
te. Im Zuge einer Ausweitung in Form der Welle, die
sich hier verbreiten soll, muss das mit im Blick
gehalten werden.

Gestatten Sie mir folgende kleine Anmerkung, weil
ich es so nett fand: Schauen Sie sich einmal an, wie
auf der Homepage von JeKi die Frage beantwortet
wird, ob ,Jedem Kind ein Instrument* mit dem
Schuljahr 2010/11 beendet ist. Als Antwort ist dort
schon heute zu lesen:

Das Land Nordrhein-Westfalen hat zugesagt,
das Programm auch nach 2010/2011 im Ruhr-
gebiet weiter zu fordern und

— jetzt kommt das, was fur uns vielleicht ein gewis-
ses Amusement darstellt —

pruft derzeitig die Mdglichkeiten einer Auswei-
tung auf das ganze Land Nordrhein-Westfalen.

Das Land tut das schon. Wir beschlieRen heute,
dass wir das auch wollen. Insofern ist es gut so. —
Danke schon.

(Beifall von GRUNEN, SPD und Marie-Luise
Fasse [CDU])

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Keymis. — Jetzt hat Herr Minister Kraut-
scheid das Wort.

Andreas Krautscheid, Minister fir Bundesangele-
genheiten, Europa und Medien: Herr Prasident!
Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter
Keymis, an einer guten Sache kénnen nie genug
Leute gleichzeitig arbeiten. Das ist der Beweis. Es
ist aber in der Tat so, dass schon bei Abschluss der
Vereinbarungen mit der Bundeskulturstiftung zuge-
sagt werden musste, dass das Ganze sowohl Uber
den Zeitraum der Kulturhauptstadt als auch Uber
das Ruhrgebiet hinausgehen wird.

Ich freue mich Uber die groRe Zustimmung, die wir
auch teilen, zu dem Projekt ,Jedem Kind ein Instru-
ment“, dem bislang gréRten und ehrgeizigsten Pro-
jekt kultureller Bildung in Nordrhein-Westfalen.

Wir haben im Ruhrgebiet begonnen. Herr Profes-
sor Sternberg hat aber schon darauf hingewiesen:
So richtig es war, dieses Projekt mit dem Blick auf
die Kulturhauptstadt anzulegen, so richtig ist es
auch — dazu wir haben uns von Anfang an verpflich-
tet —, das Projekt auch nach dem Kulturhauptstadt-
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jahr weiterzufiihren. Das bedeutet, dass mit dem
Schuljahr 2010/2011 langst nicht alles zu Ende ist.
Die Erfolgsgeschichte von JeKi muss weitergehen.
Es stand auch von vornherein fest, dass dieses
Projekt nicht nur auf das Ruhrgebiet beschrankt
bleiben soll.

Der Abgeordnete Keymis hat schon einige Zahlen
genannt: 19.600 Erstklassler, 6.300 Zweitklassler;
31.000 neue Erstklassler im Schuljahr 2009/2010.
Ubrigens nehmen schon drei Viertel aller Schulan-
fanger im Ruhrgebiet an diesem Programm teil.
Besonders erfreulich ist, dass sich ungefahr 90 %
des ersten JeKi-Jahrganges fur Instrumentalunter-
richt im zweiten Jahr entschlossen haben. Das Pro-
gramm entwickelt also eine ungeheure Dynamik.
Aus vielen Teilen von Nordrhein-Westfalen werden
auch Anfragen gestellt, wie man denn dort in dieses
Programm einsteigen kdnne.

Der Antrag, der uns heute zur Beratung vorliegt,
greift diese Dynamik auf. Er macht zweierlei deut-
lich:

Erstens zeigt er, dass die Abgeordneten dieses
Hauses hinter dem Projekt stehen. Das ist bei ei-
nem Projekt dieser GrolRenordnung sehr wichtig.

Zweitens wird darin der Tatsache Rechnung getra-
gen, dass man ein solches Projekt nicht von heute
auf morgen in einem Jahr auf das gesamte Land
ausdehnen kann. Um das organisatorisch, personell
und finanziell bewerkstelligen zu kdénnen, braucht
man einige Voraussetzungen. Drei will ich nennen.

Erste Voraussetzung: Man muss alle Initiativen
ahnlicher Art, die es in Nordrhein-Westfalen heute
schon gibt, erfassen. Dabei handelt es sich um die
unterschiedlichsten Projekte im Bereich kultureller
Bildung. Sie zeigen, dass es in Bezug auf dieses
Thema im Land eine enorme Aufbruchstimmung
gibt. Wo immer im Land &hnliche Programme mit
ahnlichen Qualitatsstandards existieren, kann man
an diese anknipfen. Wir sind offen dafir, schon im
kommenden Schuljahr solche Initiativen ins Pro-
gramm aufzunehmen.

Zweite Voraussetzung: Es ist eine gute Idee, das
Lernen eines Instruments nicht zum alleinigen Ge-
genstand dieses Projektes zu machen, das Projekt
also nicht auf Instrumente zu beschrénken. Es wird
immer Kinder geben, die sich auf Dauer nicht fiir ein
Instrument begeistern kénnen, sondern vielleicht bei
Gesang oder Tanz besser aufgehoben sind. Hier
setzen wir auf Freiwilligkeit. Auch solche Kinder
sollen auf Dauer musisch geférdert werden. Des-
wegen ist es absolut sinnvoll, diese Alternativen
auch zukunftig anzubieten.

Dritte Voraussetzung. Weil man das nicht in einem
Jahr von null auf hundert im ganzen Land ausbauen
kann, braucht man Zahlenmaterial. Wir missen
wissen, wie viele Musikschullehrer man fur das
Programm ,Jedem Kind ein Instrument* bei wel-
chem Abdeckungsgrad im gesamten Land braucht.

Dabei muss man die Musikhochschulen in die Uber-
legungen einbeziehen.

Wir brauchen also noch, um JeKi aufs ganze Land
ausdehnen zu konnen, jede Menge Informationen.
Das laufende Programm im Ruhrgebiet muss evalu-
iert und ausgewertet werden. Wir brauchen ein
verlassliches Zahlenwerk, in dem die definierten
Zeithorizonte, die Rahmendaten von Schilerzahlen,
Gruppenzahlen, Lehrerstunden und nicht zuletzt die
Kosten transparent dargestellt werden.

Schlie8lich muss man natirlich auch das Manage-
ment flr ein solch gigantisches Projekt, wenn es
landesweit funktionieren soll, ausreichend konzipie-
ren und vorbereiten. Deswegen freuen wir uns Uber
diesen Antrag der Fraktionen von CDU und FDP. Er
ist eine wunderbare Grundlage, um die Arbeiten fir
die landesweite Ausdehnung von JeKi in Nordrhein-
Westfalen erledigen zu kénnen.

Wir sind ein bisschen stolz, dass es mittlerweile aus
Bayern, Baden-Wiurttemberg, Sachsen, Thiringen
und Hamburg Nachrichten tber sehr &hnliche Pro-
jekte wie in Nordrhein-Westfalen gibt. Das tragt
dazu bei — dabei wird auch dieser Antrag weiterhel-
fen —, dass Nordrhein-Westfalen die Vorreiterrolle
bei der flachendeckenden musikalischen Ausbil-
dung von Grundschulern behalt.

Meine Damen und Herren, die Erfolgsgeschichte
von JeKi muss weitergehen. Sie wird weitergehen —
in ganz Nordrhein-Westfalen!

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Minister Krautscheid. — Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor, meine Damen und Herren. Wir sind
damit am Schluss der Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Altestenrat emp-
fiehlt die Uberweisung des Antrags Drucksache
14/8334 an den Kulturausschuss. Dort wird die
abschlieRende Beratung und Abstimmung in offent-
licher Sitzung erfolgen. Wer dafir ist, den bitte ich
um das Handzeichen. — Ist jemand dagegen? -
Enthaltungen? — Damit haben wir das einstimmig
beschlossen.

Ich rufe jetzt auf:

7 Land NRW torpediert Grundstickstbertra-
gung auf den Flughafen Kéln/Bonn

Antrag

der Fraktion der SPD und

der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 14/8332 — Neudruck

Ich eréffne die Beratung und erteile fiir die antrag-
stellende SPD-Fraktion dem Abgeordneten Titten-
berg das Wort.
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Achim Tuttenberg (SPD): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Vorgestern hat der Verkehrs-
minister zu spater Stunde, gegen 22 Uhr, ausge-
fuhrt, er habe Planungssicherheit fiir den Flughafen
KoéIn/Bonn geschaffen. Heute erleben wir den Pra-
xistest bei der parlamentarischen Beratung der Zu-
kunft der Flughafengesellschaft, weil das Reden auf
der einen und das Handeln der Landesregierung
auf der anderen Seite eine derart krasse Distanz
bilden, dass sie nicht einmal von einem Flugzeug
mit gro3er Reichweite Gberbriickt werden kann.

(Heiterkeit von der SPD)

Der Wortbruch, und zwar am laufenden Band, ist
das einzige Attribut, bei dem wir [hnen in der Tat
langfristig Planungssicherheit attestieren kénnen:

(Beifall von der SPD)

Wortbruch gegentiber der Flughafengesellschatft,
der Sie die Planungssicherheit versprochen hatten;
Wortbruch gegentliber den Beschéftigten, denen Sie
langfristig sichere und steigende Arbeitsplatzzahlen
versprochen haben; Wortbruch gegeniber der
kommunalen Familie, der Sie abgrundtief misstrau-
en. Mit ihr und mit dem Bund wurde zweimal ein
Konsens erzielt, bis Sie ihnen unter Ausnutzung des
arg- und ahnungslosen Oberbirgermeisters der
Stadt KoIn erneut Knippel vor die Fil3e geworfen
haben.

(Beifall von der SPD)

Ich unterstelle dem OB der Stadt KéIn nichts Boses;
ich unterstelle ihm allerdings in dieser Frage Unfa-
higkeit.

(Beifall von Bodo Wil3en [SPD])

Denn er hat sich als Unterhandler nicht nur der
gréRten Metropole unseres Landes, sondern auch
eines malRgeblichen Flughafengesellschafters ge-
gentber einer in dieser Fragen skrupellos agieren-
den und taktierenden Landesregierung aufgefiihrt
wie ein Tanzbar, der an der Eisenkette dem stau-
nenden Publikum vorgefihrt wird.

(Heiterkeit und Beifall von der SPD)

Vizeprasident Edgar Moron: Herr Kollege Titten-
berg, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn
Abgeordneten Hollstein von der CDU?

Achim Tuttenberg (SPD): Sehr gern.
Vizeprasident Edgar Moron: Bitte schon.

Jurgen Hollstein” (CDU): Herr Kollege Tittenberg,
ich méchte fragen, ob lhre AuRerungen méglicher-
weise mit den Einlassungen des Abgeordneten
Borschel Ubereinstimmen, der sich ansonsten im-
mer sehr fir dieses Thema starkmacht, aber es

heute offenbar nicht fur nétig hélt, an dieser Plenar-
sitzung teilzunehmen?

Achim Tiattenberg (SPD): Herr Kollege Hollstein,
Martin Borschel hat es gesagt, wie es treffsicherer
nicht geht. Da Sie es offensichtlich mdchten, wie-
derhole ich es fir das Protokoll: Der Diener des
Kélner Oberblrgermeisters vor der Landes-CDU
war und ist Verrat an Koln und Verrat an der Regi-
on.

(Beifall von SPD und GRUNEN - Zurufe von
der CDU: Oh!)

Wir danken der Opposition in Bonn und im Rhein-
Sieg-Kreis sowie der Mehrheit im Koélner Stadtrat
dafir, dass sie Wort halten, nicht einknicken und die
Interessen der offentlichen Gesellschaft, der Be-
schaftigten und auch der anséssigen Unternehmen
nicht Gber den ideologischen Ansatz der Landesre-
gierung stellen.

Vizeprasident Edgar Moron: Herr Tittenberg,
gestatten Sie eine weitere Frage des Abgeordneten
Papke von der FDP?

Achim Tuttenberg (SPD): Gern, Herr Dr. Papke.

Dr. Gerhard Papke (FDP): Herr Kollege Tutten-
berg, Sie sind wie auch ich Abgeordneter aus dem
Rhein-Sieg-Kreis. Nachdem Sie die Haltung des
Kollegen Borschel verlesen haben, der erkennbar
1:1 die Interessen der Kélner Kommunalpolitik ver-
tritt, mochte ich Sie ganz personlich als Abgeordne-
ten aus dem Rhein-Sieg-Kreis fragen, ob Sie eben-
falls wie Herr Kollege Bérschel dafiir sind, dass
allein die Stadt Koln die Mehrheit am Flughafen
KoéIn/Bonn erhalt.

(Minister Andreas Krautscheid: Sehr gute
Frage!)

Sind Sie als gewahlter Abgeordneter aus dem
Rhein-Sieg-Kreis fir die Haltung, die der Kollege
Borschel anscheinend fur die SPD vertritt, oder sind
Sie der Auffassung, dass eine solche einseitige
Mehrheit der Stadt KéIn nicht im Interesse der ge-
samten Region und des Flughafens wére?

(Bodo WiRen [SPD]: Wem misstrauen Sie
denn?)

Achim Tuttenberg (SPD): Ich mdchte gern meine
Position als Abgeordneter des Rhein-Sieg-Kreis
vortragen und die Rolle des Rhein-Sieg-Kreises in
dieser Frage thematisieren. Ob ich den Kollegen
Borschel am laufenden Band — einmal habe ich es
sicherlich treffsicher gemacht — interpretiere, ist eine
andere Frage.

(Zurufe von der CDU)
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Herr Dr. Papke, dazu sage ich lhnen: Es gibt keine
einzige sozialdemokratisch gefuhrte Stadt, die ge-
gen die Flughafenpolitik der ganz breiten Land-
tagsmehrheit mit der Begriindung vor Gericht zieht,
gerade mit der Klage die langfristige Planungssi-
cherheit zerstoren zu wollen.

(Zurufe von CDU und FDP)
Das machen ausschlie3lich CDU-geflihrte Stadte.

Herr Kollege Krautscheid, ich sage Ihnen dazu: Sie
sitzen zum Teil in lhrer Landtagsfraktion — im Mo-
ment vielleicht nicht; vielleicht sitzen sie an der
nachsten Klageschrift. Ich wirde dem Vorsitzenden
des Kreisverbandes — das sind Sie, Herr Kollege
Krautscheid; Sie sitzen im Kabinett —

(Zustimmung von Minister Andreas Kraut-
scheid)

empfehlen, Uber lhre Position nachzudenken, da
Sie fur Ihre Position an der eigenen Basis bisher
keine Mehrheit schaffen konnten.

(Beifall von der SPD — Zurufe)

Vizeprasident Edgar Moron: Meine Damen und
Herren, immer mit der Ruhe! — Es gibt noch die
Méoglichkeit zu einer dritten Zusatzfrage, die Herr
Becker stellen wollte, wenn Herr Tittenberg diese
zulasst. Mehr werde ich nicht zulassen, weil die
Geschéftsordnung vorsieht, nicht mehr als zwei
Fragen zum gleichen Sachverhalt zu erlauben. Ich
bin jetzt schon dabei, die dritte zuzulassen. Das ist
jetzt die letzte.

Achim Tuttenberg (SPD): Meine Wertschatzung
vor dem Kollegen Becker gebietet es, nachdem ich
es der CDU und der FDP erlaubt habe, es auch ihm
zu erlauben.

Vizeprasident Edgar Moron: Herr Becker.

Horst Becker (GRUNE): Herr Kollege Tiittenberg,
vor dem Hintergrund, dass der Kollege Papke eben
versucht hat, den Eindruck zu erwecken, er wirde
sich fir die Beschlisse des Rhein-Sieg-Kreises
einsetzen — kénnten Sie mir bestatigen, dass der
Beschluss des Kreistages des Rhein-Sieg-Kreises
in genau dieser Frage lautet, er mdchte eine kom-
munale Mehrheit am Flughafen KéIn/Bonn errei-
chen? Kommunale Mehrheit heil3t nicht Kdolner
Mehrheit; das ist véllig richtig. Aber kommunale
Mehrheit heil3t eben auch nicht, dass das Land die
Mdoglichkeit erhalt, eine kommunale Mehrheit zu
verhindern, so wie die FDP und die Landesregie-
rung das offentlich erklart haben.

(Beifall von den GRUNEN)

Achim Tuttenberg (SPD): Herr Kollege Becker, wie
Sie es vorgetragen haben, ist es zutreffend. Es
entspricht auch unserer Position als SPD-
Landtagsfraktion. Wir haben immer von der kom-
munalen Familie gesprochen, und das ist auch so
gemeint.

(Beifall von der SPD)

Zuruck zum Verkehrsminister, den ich jetzt herzlich
zu der Debatte begriiRen mdchte. Sie haben vor-
gestern Abend von den verlogenen Robin Hoods —
ich habe das so ungeféhr in Erinnerung, das Proto-
koll liegt ja noch nicht vor — gesprochen. Wer weil3,
wen Sie damit gemeint haben. Ich wirde gerne in
diesem Bild bleiben, auch vor dem Hintergrund der
Proteste des Betriebsrates. Sie, Herr Minister Witt-
ke, haben sich als Sheriff von Nottingham fir die
Tausende von Beschéftigten entpuppt, wenn in der
Folge lhrer fatalen Politik in Balde eine Heuschre-
cke den Koéln/Bonner Flughafen zu packen be-
kommt und ihn aussaugen kann.

(Ralf Witzel [FDP]: Heuschrecke!?)

Da ist es eigentlich auch egal, ob es sich Ublicher-
weise um eine exotische oder um eine heimische
handelt, beispielsweise aus Hessen, wie es in die-
ser Frage — und das ist auch gezielt thematisiert
worden — die Fraport-Gesellschaft beziglich ihrer
Interessen an einer moglichen Ubernahme von
Anteilen an KoIn/Bonn zweifellos wére.

Wenn wir dann noch lesen, dass schon uber einen
Beratervertrag — vielleicht wissen Sie da mehr, Herr
Kollege Hollstein — des Kdlner CDU-Strippenziehers
Bietmann, der jetzt dank lhrer Initiative wieder viel
Zeit hat, beim Frankfurter Flughafen 6ffentlich spe-
kuliert wird, dann wird es hochinteressant, warum
Sie in lhrem Konsens mit Herr Schramma immer
vom ,Biet-Verfahren“ reden. Ich kann dann nur als
Rheinlander sagen und warnen: Bitte kein Biet!

(Beifall von der SPD)

Wir als SPD-Landtagsfraktion und auch als SPD der
Region — das geht Hand in Hand und ist der grol3e
Unterschied zum Beispiel zu Ihnen — sind gegen
eine Privatisierung. Wir sind fur eine Mehrheit der
offentlichen Hand. Sobald der Bund aussteigt, sind
wir for eine Mehrheit der kommunalen Familie.
Denn die ist berechenbarer, die ist verlasslicher und
damit auch planungssicherer als Sie, denn Sie wol-
len ja der heutigen, offentlich gesteuerten Eigenti-
merstruktur des Flughafens, die der Garant und der
Motor einer einzigartigen Erfolgsstory ist, allein aus
ideologischen Griinden den Garaus machen. Das
machen wir nicht mit.

(Beifall von SPD und GRUNEN — Holger Miil-
ler [CDU]: Jetzt wissen wir immer noch nicht,
wer die Mehrheit hat!)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Tuttenberg. — Fir die Fraktion Bind-
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nis 90/Die Grinen hat jetzt der Abgeordnete Becker
das Wort.

Horst Becker (GRUNE): Herr Prasident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Die Debatte lauft einige
Monate, und wir kénnen jetzt anhand eines Zwi-
schenergebnisses — und mehr ist es ja nicht, wenn
Herr Schramma unterschreibt; der Stadtrat hat ja
noch mitzureden — feststellen:

Erstens. Das Ziel, eine kommunale Mehrheit durch-
zusetzen, so wie es der Rhein-Sieg-Kreis, der Rhei-
nisch-Bergische-Kreis, der Erftkreis und die Stadt
Kéln wollen, ist mit dem jetzigen Beschluss nicht
erreicht.

Zweitens. Auch wenn Sie immer wieder versuchen,
in Bezug auf die unterschiedliche Interpretation der
Stadt KolIn, eine eigene Mehrheit zu erreichen, und
der Interpretation aller anderen Gebietskdrperschaf-
ten, die von einer kommunalen Mehrheit sprechen,
Nebelbomben zu werfen, ist trotzdem festzuhalten:
Weder das eine noch das andere ist mit diesem
unterschriebenen Beschluss erreicht.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Drittens ist festzustellen: Sie wollten das auch nicht
erreichen, weil die FDP in dieser Landesregierung,
zunachst einmal die Position ,private Mehrheit"
durchgesetzt hat. Dann ist Herr Wittke im Mai letz-
ten Jahres zuriickgerudert und redete von der Dus-
seldorfer Losung. Das ist die Position, die Sie, Herr
Rasche, bereits am 9. Dezember im ,Stadt-
Anzeiger" verkindet haben, als Gegenposition zu
der zwischenzeitlich gefundenen Anderung, die sich
dann nach Koalitionsbeschliissen Ende Dezember,
kurz vor der Weihnachtszeit, durchgesetzt hat, und
zwar in der Weise, dass kein Beschluss zustande
gekommen ist.

Vizeprasident Edgar Moron: Herr Kollege Becker,
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Miller?

Horst Becker (GRUNE): Ja.

Holger Muller (CDU): Herr Kollege Becker, sind Sie
denn wenigstens mit mir der Meinung, dass eine
alleinige Mehrheit der Stadt Kéin fir das Umland
nicht zielfihrend ist?

Horst Becker (GRUNE): Ich kann lhnen darauf wie
folgt — sogar gerne — antworten:

Erstens. Ich bin der Meinung, dass eine kommunale
Mehrheit, die nicht alleine aus einer Kélner Mehrheit
besteht, besser ist als eine alleinige Kdlner Mehr-
heit. Da sind wir wahrscheinlich relativ nah beiein-
ander.

Zweitens. Ich bin aber ausdriicklich auch der Auf-
fassung, dass eine alleinige Kdlner Mehrheit besser
ist als eine Situation, bei der das Land Uber spatere
Erpressungsversuche innerhalb des Prozesses —
und so ist der Vertrag in der Zwischenabrede zwi-
schen Schramma und dem Land jetzt gestaltet —
doch noch dem Ziel einer 50-%-Eigentiimerschaft
von Privaten ndherkommen kann.

(Minister Oliver Wittke: Quatsch!)

Ich bin — mit anderen Worten — ganz ausdricklich
der Meinung: Es geht nicht darum, eine Kolner
Mehrheit allein herbeizufiihren, aber es geht vor
allem und in erster Linie um eine kommunale Mehr-
heit. Und da ist mir jede Form der kommunalen
Mehrheit lieber als die Position des Landes, die die
Moglichkeit eroffnet, dass bei Nichteinigung durch
das Land mit der Stadt Kdln genau die Situation
entsteht, dass der Bund seine Anteile in einem Bie-
terverfahren an Private veraufRert und das Land
dann spater — mit dem Druck auf die Stadt KéIn —
irgendwann einen Teil seiner Anteile, um die 50-%-
Variante zu erreichen, ebenfalls an Private weiter-
gibt.

Das ist die Position. Deswegen lassen Sie uns an
der Stelle mit der Stadt Koln gegebenenfalls in den
Clinch gehen — ich bin mir tbrigens sicher: mit Er-
folg —, aber verballhornen und vernebeln Sie die
ganze Geschichte nicht immer mit dem Hinweis auf
KoéIn. Es geht in Wahrheit um die Frage: kommunal
oder nicht kommunal?

(Zuruf von der SPD: Jawohl! — Beifall von der
SPD)

Um es jetzt in der ersten Runde zu Ende zu brin-
gen: Wir sind an einem Punkt, wo ich auf den Stadt-
rat Koln setze und auf all die setze, die noch ver-
ninftigen Druck dafir machen, dass sich nicht im-
mer wieder die FDP mit ,Privat vor Staat* durchsetzt
und das Land zum verlangerten Arm ihrer Ideologie
macht

(Zurufe von der FDP: Ooh! — Ralf Witzel
[FDP]: Hilfe!))

und damit die Kommunen in jeder Frage in Geisel-
haft nimmt. Das ist der Punkt.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Becker. — Jetzt hat fur die CDU-Fraktion
Frau Kollegin Briining das Wort.

Hannelore Brining (CDU): Herr Prasident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen insbesondere von der
SPD und Bindnis 90/Die Grinen! lhr Antrag vom
20. Januar 2009 mit der Uberschrift ,Land NRW
torpediert Grundstiucksibertragung auf den Flugha-
fen KéIn/Bonn“ hat sich am 27. Januar 2009 schon
total erledigt.
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(Beifall von CDU und FDP — Achim Tutten-
berg [SPD]: Hat sich verscharft!)

Denn an diesem Tag gab es eine gemeinsame
Erklarung der Stadt Kéln und des Landes Nord-
rhein-Westfalen, naturlich vertreten durch unseren
Minister Wittke, die den Weg fiir den Grundstiick-
verkauf freimacht. Die Notarvertrage liegen vor.
Herr Tittenberg und Herr Becker, wenn Sie eine
Spur Format und Rickgrat besafRen, hatten Sie
Ihren Antrag heute zuriickgezogen und vor allen
Dingen zugegeben, dass es eine gute Entwicklung
beim Grundstiicksgeschéft am Flughafen Kéln/Bonn
gegeben hat.

(Beifall von der CDU)

Aber nein, Sie benutzen die Diskussion um den
Flughafen Ko&ln/Bonn, ganz egal, um welchen
Sachstand es auch immer gehen mag, um vor Ort
Ihr parteipolitisches Sippchen zu kochen.

(Beifall von der CDU)

Sie verunsichern die Menschen und die Beschéftig-
ten am Flughafen und verschrecken Investoren in
der Region.

(Zuruf von Horst Becker [GRUNE] — Achim
Tittenberg [SPD]: Die sehen das etwas an-
ders!)

Das ist kein faires Verhalten.
(Beifall von der CDU)

Fakt ist: Der Bund will dem Airport das Grundstiick
verkaufen. Das ist fiir die Flughafengesellschaft von
groBRem Vorteil, weil dadurch der jahrelange Streit
um die Erbpachtforderung beendet ist. Gleichzeitig
gibt dieses Grundstiickgeschaft dem Flughafen die
Sicherheit fur weitere Planungen. Verantwortungs-
volles Handeln und wirtschaftliche Weitsicht der
Landesregierung haben zu einer Lésung gefihrt,
die sowohl die Interessen des Landes als auch die
der Stadt KoIn zum jetzigen Zeitpunkt beriicksich-
tigt.

Vizeprasident Edgar Moron: Frau Kollegin, Herr
Kollege Tttenberg hat eine Frage.

Hannelore Briining (CDU): Nein, ich habe nur eine
kurze Redezeit.

(Lachen von der SPD)

Vizeprasident Edgar Moron: Machen Sie ruhig
weiter.

Hannelore Bruning (CDU): Meine Damen und
Herren, die Landrate in der Region, die Industrie-
und Handelskammer zu Koln und die vielen ande-
ren Akteure in der Region begriiRen den Vertrag
und bezeichnen ihn als verninftige Losung.

(Beifall von der CDU — Zuruf von Bodo Wif3en
[SPD))

Das weitere Wachstum des Flughafens sei gesi-
chert. — Genau darin liegt doch wohl unsere Aufga-
be hier: die Wirtschaftsstruktur der Region zu si-
chern, Arbeitsplatze zu erhalten und auszubauen,
den Menschen in der Region dadurch Vertrauen in
die Zukunft zu geben und den Wirtschaftsstandort
Nordrhein-Westfalen zu festigen.

(Beifall von CDU und FDP)

Sie besteht nicht darin, in Ubelster Weise den Biir-
germeister, Herrn Schramma, und die Landesregie-
rung zu beschimpfen, wie Sie es vorhin getan ha-
ben, Herr Tittenberg. Was Herr Boérschel in der
Region erklart, ist wirklich zu verabscheuen.

(Lachen von Achim Tuttenberg [SPD])

Ich méchte lhnen heute eines sagen: Wenn Sie den
gefundenen Kompromiss blockieren, bekommen
Sie vor Ort ein echtes Problem.

(Beifall von CDU und FDP — Widerspruch von
der SPD)

Denn dann werden die Menschen ganz klar erken-
nen, wer sich wirklich und verlasslich fur die Inte-
ressen der Region und flir die Arbeitsplatze ein-
setzt.

(Bodo Wif3en [SPDJ: Das ist ja unglaublich!)

In der gemeinsamen Erklarung gegeniiber dem
Bund haben die Stadt Koln und das Land Nord-
rhein-Westfalen ihre Zustimmung zum Verkauf des
Grundstlicks erklart und damit ein positives Zeichen
und eine gute Nachricht fur die Region gegeben.

Im weiteren Prozedere geht es nun darum, die An-
teilsverhaltnisse an der Flughafengesellschaft in-
nerhalb eines noch nicht naher bestimmten Zeit-
raums neu zu regeln. Grundlage dafir wird ein
Wertgutachten sein, das von einer Investmentbank
erstellt wird. Der Bund, die Stadt Kéln und das Land
werden gemeinsam die Vorgaben dafiir entwickeln.

In von Sachlichkeit und Verantwortungsbewusstsein
gepragten Verhandlungen wird es darum gehen, die
Modalitdten im Interesse der Zukunft des Flugha-
fens auszuhandeln, wenn der Bund seine Gesell-
schaftsanteile verkaufen will. Nur darum geht es,
meine Damen und Herren. Minister Wittke hat
schon ganz haufig in verantwortlicher Art und Weise
hier im Hohen Hause eindeutig formuliert, die ver-
kehrspolitischen und wirtschaftlichen, die Interessen
der Menschen in der Region zu wahren und in die-
sem Sinne die zuklnftigen Verhandlungen zu
betreiben.

Das und kein anderes Ziel unterstitzen wir. Wir
fordern das Gleiche auch von lhnen, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen von SPD und Griinen. Dazu
kénnten Sie hier ganz klar und deutlich stehen. Bei
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Ihrer Schwarzmalerei zur Privatisierung frage ich
Sie: Wer will hier eigentlich privatisieren?

(Lachen von Bodo WiRRen [SPD] — Zuruf von
der SPD: Die FDP!)

Das sind nicht wir, sondern das ist |hr Finanzminis-
ter in Berlin, der ehemalige Ministerprasident dieses
Landes. Er will mit dem Verkauf seiner Anteile Kas-
se machen.

(Beifall von der CDU)

Also: Wie eingangs schon gesagt, entbehrt der
vorliegende Antrag jeglicher Grundlage. Wir lehnen
ihn voll und ganz ab.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau
Kollegin Briining. — Jetzt hat der Abgeordnete Ra-
sche fur die FDP-Fraktion das Wort.

Christof Rasche (FDP): Herr Préasident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich danke Frau Briining
ausdrucklich dafir, dass sie die einzige Sprecherin
einer Fraktion war, die am Rednerpult auf die Lan-
despolitik eingegangen ist. Denn die Herren Titten-
berg und Becker haben nichts anderes gemacht als
Kommunalpolitik.

(Beifall von der CDU)

Das ist diesem Hohen Haus, dem Landtag, nicht
angemessen, meine Damen und Herren.

(Beifall von FDP und CDU — Widerspruch von
Sylvia Léhrmann [GRUNE])

Der Flughafen KéIn/Bonn hat eine (berragende
Bedeutung sowohl fir den Luftverkehrsstandort als
auch fir den Wirtschafts- und Logistikstandort Nord-
rhein-Westfalen. CDU und FDP wollen natirlich alle
Voraussetzungen dafir schaffen, dass sich dieser
Flughafen weiterhin positiv entwickeln kann.

Zentrale Voraussetzung ist dafiir das Flughafenge-
lande, meine Damen und Herren, das vom Bund auf
die Flughafengesellschaft wird Ubergehen missen.
Bereits im Juni 2008 hat die Koalition vereinbart,
dem Verkauf der Bundesanteile zuzustimmen, wenn
die Interessen des Flughafens und die luftverkehrs-
politischen Ziele des Landes erfillt werden. Das ist
nach unserer Auffassung der Fall, wenn es am En-
de keine private und keine kommunale Mehrheit
gibt. Vorbildcharakter hat hier der Flughafen Dus-
seldorf, der sich genau nach diesen Mafistdben
hervorragend entwickelt hat.

Vizeprasident Edgar Moron: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Tittenberg?

Christof Rasche (FDP): Ich danke ausdriicklich
dafir.

Achim Tuttenberg (SPD): Ich bedanke mich fur
Ihre Souveranitat, Herr Kollege Rasche, und méch-
te Sie Folgendes fragen.

Da Sie mir gerade vorgeworfen haben, ich hatte nur
kommunalpolitische Ausfiihrungen gemacht, wirde
ich gerne wissen, wie Sie einschatzen, dass der
Betriebsrat der Flughafen Kéln/Bonn GmbH, also
der Betriebsrat nicht gerade einer Klitsche, sondern
eines Grofl3unternehmens, zu dem von lhnen gelob-
ten Konsens wortlich ausfuhrt: Wir befirchten, dass
die Landesregierung unter der Federfiilhrung von
Herrn Oliver Wittke trotz ihrer mehrmaligen Wort-
briiche und ihres verantwortungslosen Verhaltens
ihr Ziel erreichen wird. — Halten Sie das fur Kommu-
nalpolitik, und wie stehen Sie inhaltlich zu dieser
Aussage?

(Beifall von der SPD)

Christof Rasche (FDP): Lieber Kollege Tittenberg!
Ich komme aus einer Region in Westfalen im Kreis
Soest, wo es viele Probleme im Verkehrsbereich
gibt. Mir gelingt es immer wieder, zu vermeiden,
dass ich an diesem Rednerpult reine Kommunalpo-
litik fUr irgendwelche Umgehungsstralen und ande-
re Probleme mache.

Das, was Sie gemacht haben, auch wenn Sie ir-
gendwelche Betriebsrate zitieren, war Kommunal-
politik. Sie sollten hier Landespolitik machen, lieber
Herr Tittenberg. Vielleicht lernen Sie das fiir die
Zukunft.

(Beifall von FDP und CDU)

Meine Damen und Herren, am Dienstag ist eine
Vereinbarung zwischen dem Land Nordrhein-
Westfalen und der Stadt KoIn gelungen,

(Zuruf von Bodo Wif3en [SPD])

die den Weg frei macht fir den Verkauf des Grund-
stiicks und dem Flughafen alle Optionen firr eine
gute Entwicklung gibt.

Jetzt, meine Damen und Herren, ist die SPD in der
Verantwortung — Wer denn sonst? —, dass das Ver-
handlungsergebnis zustande kommt, sie dieses
unterstitzt und am Ende der Grundstiicksvertrag
vollzogen wird. Das ist das erste Ziel einer SPD, die
sich friher einmal fur Luftverkehrspolitik eingesetzt
hat, damit sich dieser Flughafen Uberhaupt entwi-
ckeln kann.

Die Grinen sind auch Antragsteller dieses Antra-
ges. Meine Damen und Herren, und die haben doch
noch nie das Wohl dieses Flughafens gewollt. Im
letzten Wahlprogramm zur vergangenen Landtags-
wahl haben Sie, meine Damen und Herren von den
Griinen, beschlossen, dass samtlicher Nachtflug
verboten wird, auch der Frachtflug. Auch diesen
wollten die Griinen nach ihrem Wahlprogramm ver-
bieten. So kann man diesen Flughafen K&ln/Bonn
nicht unterstitzen.
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(Beifall von der FDP)

Ich mdchte an dieser Stelle auf das Jahr 1997 zu-
rickkommen. Da waren es die Sozialdemokraten,
die dafiir gesorgt haben, den 50%igen Anteil des
Landes am Flughafen Dusseldorf zu privatisieren.
Das ist damals gelungen und fand im ganzen Land
grofR3en Anklang, meine Damen und Herren.

Ich zitiere den damaligen Verkehrsminister aus der
Verkehrsausschusssitzung am 27. November 1997,
und dieser Verkehrsminister, meine Damen und
Herren, gehorte der SPD an.

Ich zitiere:

Die Erfahrung spreche dafir, dass die unter-
nehmerischen Interessen mit denen der Region
konform gingen. Die Vorstellung, dass ein Un-
ternehmer zulasten der Region Luftverkehr
betreibe, halte er fir abwegig. Darin komme das
Gefiihl der kommunalen Verwaltung und Kom-
munalpolitik zum Ausdruck, dass man uberall
dabei sein misse. Er glaube, dass unter den
heutigen Bedingungen Unternehmer besser ge-
eignet seien, einen Flughafen zu fuhren.

Weiterhin sagt der Sozialdemokrat:

Seiner Meinung nach seien die Stadte nicht gut
beraten, wenn sie glaubten, unbedingt 50 % des
Flughafens halten zu miissen. Das originare In-
teresse der Anwohnerinnen und Anwohner an
einer geringen Larmbelastigung musste bei ei-
nem privaten Betreiber ebenso vertreten werden
wie anderswo.

Die Beteiligung der Stadte sei keine Garantie fir
dauerhaften unternehmerischen Erfolg, der eher
bei einem Privatunternehmer gegeben sei.

Meine Damen und Herren, das war die Luftver-
kehrspolitik der Sozialdemokraten im Jahre 1997.
Heute — das hat sich geéndert — machen Sie Luft-
verkehrspolitik in gemeinsamen Antragen ausge-
rechnet mit den Griinen. Das kann nun wirklich dem
Land Nordrhein-Westfalen nicht dienen, meine Da-
men und Herren.

(Beifall von FDP und CDU)

Abschliel3end: Der Ball liegt im Spielfeld der SPD.
Ich bin gespannt, ob die SPD erneut ein Eigentor fir
Nordrhein-Westfalen schiel3en wird oder ob sie hier
im Landtag, in KéIn und vor allem auch in Berlin das
Verhandlungsergebnis  unterstiitzt, damit der
Grundstiicksvertrag endlich fur alle Beteiligten zum
Ende kommt. — Herzlichen Dank.

(Beifall von FDP und CDU)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Rasche. — Jetzt hat fur die Landesregierung
Herr Minister Wittke das Wort.

Oliver Wittke, Minister fur Bauen und Verkehr: Herr
Prasident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Las-
sen Sie mich mit einer ungewdhnlichen Bemerkung
beginnen.

Ich will fur das Protokoll festhalten, dass wahrend
der gesamten Debatte Uber die Zukunft des
KéIn/Bonner Flughafens die Abgeordneten Holl-
stein, Knieps und Md&bius anwesend sind, wahrend
die Abgeordneten Eumann, Borschel und Brunn
durch Abwesenheit gléanzen.

(Beifall von CDU und FDP)

Das ist mir besonders wichtig, weil es hier nicht um
irgendeine kleine Einrichtung irgendwo auf dem
platten Lande, sondern um eine zentrale Einrichtung
fur das Land Nordrhein-Westfalen und einen der
gréRten Arbeitgeber der Stadt KéIn geht.

(Beifall von CDU und FDP — Zuruf von Bodo
WiRRen [SPD])

Ich habe groRRes Verstandnis daflr, wenn der eine
oder andere Abgeordnete anderen Verpflichtungen
nachgeht — das geht mir als Minister manchmal
genauso —, ich habe aber kein Verstandnis dafr,
wenn diejenigen, die seit Wochen vorgeben, die
Interessen der Stadt Koln zu vertreten, es noch
nicht einmal fir notwendig erachten, in dieser De-
batte anwesend zu sein.

(Beifall von CDU und FDP)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, ich bitte darum,
das an die Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer
weiterzugeben, die von just diesen Abgeordneten,
die heute nicht anwesend sind, seit Wochen mit
Verleumdungen, Unwahrheiten und Halbwahrheiten
aufgewiegelt und angestachelt werden.

(Beifall von CDU und FDP)

Jetzt zum eigentlichen Antrag! Die Uberschrift die-
ses Antrages lautet: ,Land NRW torpediert Grund-
sticksubertragung auf den Flughafen KéIn/Bonn®.

Meine Damen und Herren, der Weg fir die Grund-
stiickslibertragung ist frei. Wir bitten insténdig, dass
der Bundesfinanzminister so schnell wie mdglich
den Finanzausschuss des Deutschen Bundestages
mit dieser Grundstiicksangelegenheit befasst. Die
Stadt KéIn und das Land Nordrhein-Westfalen ha-
ben sich geeinigt. Auf der Basis dieser Einigung ist
die Grundstuicksiibertragung sofort mdglich, und sie
ist dringend erforderlich, damit wir dauerhaft die
Zukunft dieses wichtigen Airports und damit die
Uber 12.000 Arbeitsplatze absichern.

(Beifall von CDU und FDP)

Die ganze Unehrlichkeit dieser Debatte zeigt sich
darin, dass einige an dieses Rednerpult getreten
sind und behaupten, wir, die Landesregierung, hat-
ten Absichten, irgendetwas an diesem Flughafen zu
verandern. Um das klipp und klar festzustellen:
Nicht wir haben Bedingungen fiir die Ubertragung
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des Grundstlcks gestellt, es war der Bund. Es war
der sozialdemokratische Bundesfinanzminister, der
seine Anteile verkaufen will, Kasse machen will und
damit der Privatisierung Vorschub leistet.

(Beifall von CDU und FDP — Zuruf von Bodo
WiRRen [SPD])

Um das genauso deutlich zu sagen: Es ist schon
eine Unverfrorenheit,

(Bodo Wifden [SPD]: Mach mal halblang da!)

sich hier hinzustellen und den Bund véllig auf3en vor
zu lassen und so zu tun, als habe er Uberhaupt
keine Absichten, Anteile am Flughafen zu verkau-
fen, und uns als Landesregierung oder der Stadt
KoéIn zu unterstellen, man habe ein Interesse daran,
die Gesellschafterstruktur an diesem Flughafen zu
verkaufen. Nein, es st der ,Privat-vor-Staat-
Steinbriick”, der an dieser Stelle die Flughafenantei-
le verauRRern will.

(Beifall von CDU und FDP)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, eine Bemerkung
zum Schluss! Wir werden uns als Landesregierung
von niemandem in unserem Bestreben Ubertreffen
lassen, den Flughafen dauerhaft abzusichern und
weiterhin auszubauen.

Das haben wir bereits in der Vergangenheit unter
Beweis gestellt. Denn wir waren es, die den Flugha-
fen in eine gute Zukunft gefihrt haben, indem wir
die Nachtflugregelung bis zum Jahre 2030 verlan-
gert haben.

(Beifall von der CDU)

Wir hatten uns gefreut, wenn all diejenigen, die sich
in den vergangenen Wochen immer wieder zum
Anwalt des Flughafens aufgespielt haben, sich da-
mals nicht in die Bische geschlagen, sondern
ebenfalls den Ricken hingehalten hatten, als es
darum ging, diese unpopuldre MalRnahme vor Ort
zu verteidigen und zu begriinden.

(Beifall von der CDU)

Wir wollen einen florierenden Flughafen. Wir wollen
die Weiterentwicklung des Flughafens. Und wir
wollen insbesondere, dass die mehr als 12.000
Beschaftigten an diesem Flughafen eine gute Zu-
kunft haben — im Interesse der Stadt Koln, im Inte-
resse der Region und im Interesse des Landes
Nordrhein-Westfalen. — Herzlichen Dank fir lhre
Aufmerksamekeit.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Minister Wittke. — FUr die Griinen hat noch einmal
Herr Becker um das Wort gebeten.

Horst Becker (GRUNE): Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Nach dem Auftritt von Herrn Wittke, der

zu erwarten war, besteht Bedarf, noch ein paar
Satze zu sagen. Deswegen habe ich mir noch ein
bisschen Redezeit tibrig gelassen.

(Sylvia Léhrmann [GRUNE]: Das war weise!)

Herr Wittke, Sie kdnnen sich hier kiinstlich erregen,
wie Sie wollen. Auch das ist erwartbar gewesen.
Tatsache ist: Das Finanzministerium in Berlin war
nach langen Verhandlungen, also nicht direkt und
freiwillig, ausdriicklich dazu bereit, den Kommunen
rund um den Flughafen die Anteile komplett zu ver-
kaufen. Das ist ein Unterschied.

(Beifall von den GRUNEN)

Das ist erst nach Intervention durch die Landesre-
gierung gescheitert. Ich hatte vorhin schon den
Ablauf aus Dezember geschildert. Der Ablauf im
Dezember ist exakt derselbe Ablauf, wie er im Sep-
tember/Oktober war: Intervention der FDP Uber den
Koalitionsausschuss und (iber Sie. Insofern sind der
Hinweis auf den Bund und Herrn Steinbriick, des-
sen Wirken aus meiner Sicht nicht des besonderen
Schutzes bedarf, an dieser Stelle véllig falsch.

(Beifall von GRUNEN und Bodo WiRen
[SPD))

Zweite Bemerkung! Es ist immer lustig, wenn Sie
sagen, Sie hatten sich um die Zukunft des Flugha-
fens gekimmert, alle anderen hatten sich in die
Bische geschlagen. Wenn Sie die meinen, die sich
um den Larm und die Betroffenheit durch Larm
kimmern, sage ich Ihnen: Ich bin froh, dass es in-
zwischen nicht mehr nur uns, sondern auch den
einen oder anderen — es sind nicht so viele — in
Ihrer Partei wie zum Beispiel unseren Landrat und
die Stadt Siegburg, die gegen den Flughafen und
die Nachtfluggenehmigung geklagt hat, gibt, die sich
um Larm und die Betroffenheit durch Larm kim-
mern, aber nicht meinen, wirtschaftlicher Erfolg
hénge alleine davon ab, dass man die Leute in der
Nacht zigmal aus dem Schlaf holt. Das meinen Sie
— wir meinen das nicht.

(Beifall von den GRUNEN)

Letztendlich bedarf es eines ordentlichen Aus-
gleichs zwischen den Interessen der Bevélkerung,
der Arbeitnehmerinnen und der Arbeitnehmer und
der Regionen an einem infrastrukturpolitischen In-
strument Flughafen, der nur gelingen kann, wenn
weder Private noch das Land die Mehrheit haben
und jedenfalls Minister wie Sie nicht solchen Ein-
fluss haben, allemal dann nicht, wenn Sie von die-
ser FDP ferngesteuert sind. — Schénen Dank.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Becker. — Jetzt hat noch einmal Herr Papke das
Wort, aber nur fur 28 Sekunden.

(Zuruf von der SPD: Selbst das ist zu viel!)
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Dr. Gerhard Papke (FDP): Vielen Dank! Wie ich
Sie kenne, Herr Préasident, werden Sie genau dar-
auf achten, dass ich auch keine Sekunde mehr zur
Verfligung habe.

Meine Kolleginnen und Kollegen, ich gebe Herrn
Minister Witke ausdriicklich Recht: Es ist eine bo-
denlose Unverschamtheit, dass Herr Kollege Bor-
schel, der in den letzten Wochen wirklich den
Brandstifter in dieser schwierigen Frage gespielt
hat, heute nicht den Mut hat, an dieser Debatte
zumindest teilzunehmen.

(Bodo WiRen [SPD]: ,Brandstifter* missen
gerade Sie sagen! Sie sind doch der Ober-
brandstifter!)

Das ist an Unverfrorenheit nicht zu Ubertreffen. Jetzt
taucht er ab. Aber es wird der Kdélner SPD, den
Griinen dort und in der gesamten Region nicht ge-
lingen, sich der Verantwortung zu entziehen. Denn
der Ball liegt im Spielfeld der Kdlner SPD und der
Koélner Grunen. Sie missen entscheiden, ob sie den
Kompromiss, den wir gefunden haben, unterschrei-
ben und damit endgultig wirksam werden lassen
oder nicht. Wir werden jetzt sehen, ob alle Einlas-
sungen der letzten Wochen, es ginge um die Inte-
ressen des Flughafens und der Beschaftigten dort,
vielleicht nicht doch nur politische Taktik von Rot-
Griin war, sondern tatsachlich der eigenen Verant-
wortung entspricht.

Vizeprasident Edgar Moron: Herr Kollege, jetzt ist
Ihre Redezeit erheblich Uberschritten.

Dr. Gerhard Papke (FDP): Ich méchte eine aller-
letzte Bemerkung machen, Herr Prasident. — Herr
Kollege Tittenberg, Sie haben meine Frage, die ich
Ihnen gerade gestellt habe, nicht beantwortet.

(Achim Tuttenberg [SPD]: Wir sind nicht beim
Verhor!)

Ich will es als Vertreter nicht der Stadt Koln, son-
dern der Region Bonn/Rhein-Sieg sagen: Wir haben
als Abgeordnete auch die Interessen der Region
Bonn/Rhein-Sieg und damit unserer gesamten Re-
gion zu vertreten. Sie haben sich als Pressespre-
cher der Kolner SPD bestatigt.

Ich sage Ihnen aus Sicht der Region Bonn/Rhein-
Sieg: Das ist eine unzulangliche und unwirdige
Einlassung, wenn es darum geht, die Interessen
auch unserer Heimatregion hier gebiihrend einzu-
speisen, Herr Kollege.

(Achim Tuttenberg [SPD]: Erzéhlen Sie das
einmal Ihrem Landrat!)

Ich danke lhnen sehr fir lhre Aufmerksamkeit.
(Beifall von FDP und CDU)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Papke. — Meine Damen und Herren, da ich Herrn
Papke eineinhalb Minuten mehr Redezeit einge-
raumt habe, als der Fraktion zusteht, frage ich, ob
die anderen Fraktionen noch von ihrem Rederecht
Gebrauch machen wollen? — Das ist nicht der Fall.

Damit schlieRe ich die Beratung, und wird kommen
zur Abstimmung. Die antragstellenden Fraktionen
von SPD und Biindnis 90/Die Griinen haben um
direkte Abstimmung gebeten. Wir stimmen Uber den
Inhalt des Antrags Drucksache 14/8332 in der
Fassung des Neudrucks ab. Wer diesem Antrag
seine Zustimmung geben méchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Das sind die SPD-Fraktion und
die Fraktion Bindnis 90/Die Griinen. Wer ist dage-
gen? — Das sind CDU und FDP. Gibt es Enthaltun-
gen? — Nein. Damit ist dieser Antrag mit Mehrheit
der Stimmen der Koalitionsfraktionen abgelehnt.

Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende
unserer heutigen Sitzung.

Die nachste Sitzung findet statt am Mittwoch,
11. Februar 2009, 10 Uhr.

Ich winsche Ihnen noch einen schénen Tag sowie
ein angenehmes Wochenende.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 15:14 Uhr

7 Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht

Uberprift (8 96 GeschO)

Dieser Vermerk gilt fur alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner.



	1 Bad Bank für die WestLB zu Lasten der Steuerzahler?
	Keine Wettbewerbsverzerrung zugunsten der Privatbanken und deren Aktionäre gegenüber den öffentlich-rechtlichen Banken durch Staatsbeihilfen auf Kosten der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler!

	2 NRW-Vergaberecht den Erfordernissen des Konjunkturpakets II anpassen
	3 Gesetz zum Ausbau der Fachhochschulen in Nordrhein-Westfalen (Fachhochschulausbau gesetz)
	4 Gesetz zur Förderung der politischen Partizipation zugewanderter Bürgerinnen und Bürger in den Gemeinden – Änderung des § 27 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen
	5 Tempo – Tempo – Tempo: Vergabe von Landesbürgschaften bei Liquiditätsengpässen beschleunigen
	NRW-Bürgschaftsprogramm: Abläufe beschleunigen und strukturell optimieren

	6 Landesweite Ausweitung von „Jedem Kind ein Instrument“
	7 Land NRW torpediert Grundstücksübertragung auf den Flughafen Köln/Bonn

